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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 
über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 19. bis 22. Juni 1973 in Paris 


Während der Juni-Tagung (Erster Teil der 19. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Versammlung der Westeuro- 
päischen Union Berichte und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des ersten Teils der 19. ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung, Wahl des Präsidenten und der 
Vizepräsidenten, Ansprache des Präsidenten, Annahme des 
Entwurfs der Tagesordnung 

— Bericht des Rats (18. Jahresbericht des Rats an die Ver- 
sammlung) 

— Politische Fragen (Politische Tätigkeiten des Rates — Ant- 
wort auf den 18. Jahresbericht des Rates; Harmonisierung 
der Politik der westeuropäischen Länder im Hinblick auf die 
Vorbereitung der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa; die Entwicklung der Beziehungen zwi- 
schen Europa und den Vereinigten Staaten) 

Hierzu sprachen: Abg. Amrehn (S. 13), Richter (S. 29), Kahn- 
Ackermann (S. 29, 30, 32, 35), Dr. Kliesing (S. 30), Dr. Vohrer 
(S. 34), Dr. Ahrens (S. 35) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung betreffend die politische Tätigkeit des Rates 
(Drucksache 601) 

Empfehlung betreffend die Harmonisierung der Politik der 
westeuropäischen Länder im Hinblick auf die Vorbereitung 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (Drucksache 603) 
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— Verteidigungsfragen (Anwendung des Brüsseler Vertrags 
— Antwort auf den 18. Jahresbericht des Rates; die euro- 
päische Sicherheit — die Beziehungen mit den Ländern Ost- 
europas; die Verteidigung, die Entspannung und der Bürger) 

Hierzu sprachen: Abg. Richter (S. 5, 12, 17), Dr. Kliesing 
(S. 17) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung betreffend die Anwendung des Brüsseler Ver- 
trags (Drucksache 606) 

Empfehlung betreffend die Verteidigung, die Entspannung 
und der Bürger (Drucksache 605) 

Direktive betreffend die Rationalaufstellung von Truppen 
an der Zentralfront (Drucksache 604) 

Empfehlung betreffend die europäische Sicherheit — die Be- 
ziehungen mit den Ländern Osteuropas (Drucksache 604) 

— Wissenschaft und Technologie (eine zivile und militärische 
Luftfahrtpolitik für Europa — Antwort auf den 18. Jahres- 
bericht des Rates; die Nuklearpolitik in Europa) 

Hierzu sprachen: Abg. Richter (S. 5), Kahn- Ackermann 
(S. 7, 11), Amrehn(S. 10, 12) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung betreffend eine zivile und militärische Luft- 
fahrtpolitik in Europa (Drucksache 608) 

Empfehlung betreffend die Nuklearpolitik in Europa (Druck- 
sache 607) 

— Haushaltsfragen und Angelegenheiten der allgemeinen Ver- 
waltung (Rechnungslegung über die Verwaltungsausgaben 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1972) 

Beschluß der Versammlung 

Die Verwaltungsausgaben der Versammlung für das Haus- 
haltsjahr 1972 wurden gebilligt (Drucksache 539) , 

— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten (der Abgeord- 
nete im nationalen, europäischen und regionalen Parlament, 
Kompetenzen und Befugnisse, Rechte und Pflichten — 
Neunter Halbjahresbericht) 

Die Versammlung nahm den Bericht des Ausschusses für 
die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit zur Kenntnis (Drucksache 600) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Die Empfehlung Nr. 238 und die Entschließung Nr. 52, die die 
Versammlung während des ersten Teils der 19. ordentlichen 
Sitzungsperiode verabschiedete, sind auf den Seiten 38 bis 40 
des Berichts in deutscher Übersetzung abgedruckt. 


2 



Deutscher B undestag — 7, Wahlperiode 


Drucksache 7/931 


Den 18. Jahresbericht des Rates trug der niederländische Außen- 
minister Max van der Stoel als dessen derzeitiger Präsident 
vor. 

In der Versammlung sprachen der Generalsekretär der NATO, 
J. M. A. H. Luns, der Oberkommandierende der alliierten Streit- 
kräfte in Europa, General Goodpaster, der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister des Auswärtigen, Karl 
Moersch (S. 25), und der Vizepräsident der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, Sir Christopher Soames. 

Die Reden des Generalsekretärs der NATO, J. M. A. H. Luns, 
und des Oberkommandierenden der alliierten Streitkräfte in 
Europa, General Goodpaster, sind wegen ihrer grundsätzlichen 
Bedeutung vollständig in deutscher Übersetzung auf den Seiten 
15 bis 25 wiedergegeben. 

Der englische Abgeordnete Sir John Peel (Konservative Partei) 
wurde erneut zum Präsidenten der Versammlung, Abgeord- 
neter Amrehn (CDU/CSU) zum Vizepräsidenten der Versamm- 
lung, Abgeordneter Kahn- Ackermann (SPD) zum Vorsitzenden 
des Politischen Ausschusses und Abgeordneter Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) zum stellvertretenden Vorsitzenden des Geschäfts- 
ordnungsausschusses gewählt. 


Bonn, den 16. Juli 1973 


Georg Kahn- Ackermann Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Dienstag, 19. Juni 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des ersten Teils der 19. Sitzungs- 
periode durch den Alterspräsidenten 

Tagesordnungspunkt: 

Prüfung der Vollmachten 

Tagesordnungspunkt: 

Wahl des Präsidenten der Versammlung 

der Westeuropäischen Union 

Tagesordnungspunkt: 

Wahl der 6 Vizepräsidenten der Versammlung 

der Westeuropäischen Union 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten 

Tagesordnungspunkt : 

Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 

(Drucksache 597) 

T agesordnungspunkt: 

19. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 598 und 609) 

Tagesordnungspunkt: 

Politische Tätigkeiten des Rates — 
Antwort auf den 18. Tätigkeitsbericht des Rates 

(Drucksache 601) 

Berichterstatter: Abgeordneter Grieve 

Tagesordnungspunkt: 

Anwendung des Brüsseler Vertrages — 

Antwort auf den 18. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 606) 

Berichterstatter: Abgeordneter Tanghe 

Richter (SPD): Herr Präsident! Hier haben wir 
dankenswerterweise durch Herrn van Lent eine 
Lücke geschlossen bekommen. Die Schwierigkeiten 
traten auf, weil unser Berichterstatter, Herr Tanghe, 
nicht anwesend war. 

Bei der Tagung des Verteidigungsausschusses am 
4. Mai in London ist die Frage der Unterseeboote, 
die dann in Form einer schriftlichen Anfrage durch 
den Herrn Berichterstatter dem Ministerrat vorge- 
tragen wurde, ebenfalls diskutiert worden. Damals 


war dies noch ein harter Kern der Empfehlungen. 
Der Verteidigungsausschuß kam ohne Gegenstim- 
men zu der Erkenntnis, daß dieser Teil nicht mehr 
in der Empfehlung enthalten sein sollte. 

Leider ist das — es geht um die Abschnitte 15 
bis 18 — in der Begründung des Berichterstatters 
nicht berücksichtigt worden. Diese Punkte hätten 
als korrespondierende Teile gestrichen werden müs- 
sen. 

Ich glaube, durch die Antwort des Ministerrats 
an den Berichterstatter, Herrn Tanghe, sind diese 
Punkte nun vollends überholt, und ich würde da- 
her sagen, wir sollten uns entschließen, die Num- 
mern 15 bis 18 in der Begründung zu streichen; 
sonst hätten wir unterschiedliche Aussagen. 

Der Präsident weist darauf hin , daß nicht über 
die Begründung , sondern nur über den Empfeh- 
lungsentwurf abgestimmt werde. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Ich bin mit der 
Empfehlung einverstanden, möchte aber trotzdem 
bitten, aus der Begründung die Nummern 15 bis 18 
zu streichen. 

Der Präsident erklärt , daß die gewünschte Berich- 
tigung in die Begründung aufgenommen werden 
könne , aber über die Begründung nicht abgestimmt 
werden könne. 

Der Abgeordnete Destremeau bemerkt, daß man 
bei der letzten Ausschußsitzung übereingekommen 
sei , die Passagen über die U-Boote im Empfehlungs- 
entwurf zu streichen, sie aber in der Begründung 
zu belassen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Ich bin trotzdem 
nicht ganz zufrieden. Ich bin mir der Tragweite der 
Erklärung von Herrn van Lent bewußt, glaube aber 
doch, daß die Passagen unter den Nummern 15 
bis 18 durch die schriftliche Antwort so entwertet 
sind, daß sie geradezu im Gegensatz zur Erklärung 
des Ministerrates stehen. Ich würde doch darum bit- 
ten, hier — vielleicht in Abstimmung mit dem Ver- 
teidigungsausschuß — die Streichung zu beschlie- 
ßen. Ich bin überzeugt, Herr Tanghe hätte sich, 
wenn er hier wäre, dafür ausgesprochen. 

Tagesordnungspunkt: 

Eine zivile und militärische Luftfahrtpolitik 
für Europa — 

Antwort auf den 18. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 608) 

Berichterstatter: Abgeordneter Valleix 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich muß bekennen, daß ich 
sehr beeindruckt bin, nicht nur von dem Bericht, 
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den der Herr Kollege Valleix vorgelegt hat, son- 
dern auch von der Art und Weise, wie er heute den 
Bericht in die Versammlung eingeführt hat. 

Ich war vor etwa sieben oder acht Jahren zum 
erstenmal Mitglied dieser Versammlung. Zu diesem 
Zeitpunkt befaßten wir uns mit vergleichbaren Pro- 
blemen. Damals hatten wir den Kershow-Bericht auf 
der Tagesordnung. Jahre danach hat sich der der- 
zeitige Parlamentarische Staatssekretär im Bundes- 
ministerium der Verteidigung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Karl Wilhelm Berkhan mit diesem 
Problem befaßt und außerordentlich wichtige Be- 
richte vorgelegt. Damals war mein Eindruck, daß 
die nationalen Akzente doch mehr oder weniger 
stark das ganze Thema überschatteten. 

Wir mußten damals erkennen, daß die Ausgangs- 
positionen der Industrie in Europa sehr unterschied- 
lich waren. Frankreich war in der Lage, exzellente 
Arbeit zu leisten. Großbritannien beschäftigte 
200 000 Ingenieure, Techniker und Arbeitnehmer in 
diesem Bereich. Die Bundesrepublik Deutschland 
versuchte, Fuß zu fassen. Es war außerordentlich 
schwierig, hier in den Versammlungen Berichte vor- 
zulegen, die zu einem Ergebnis kamen, das in die 
Praxis umzusetzen war. Manches war nicht um- 
sonst; das sollte man erkennen. 

Der Kollege Valleix richtet nun die Mahnung an 
uns, praktisch auf dem Punkt Null zu beginnen. Das 
ist ein enorm wichtiger Schritt. Vielleicht sollte 
man auch das sagen: daß diese Versammlung bereit 
ist, Technologieprobleme am Anfang der Tagesord- 
nung zu diskutieren, ist eine Neuheit. Wir waren 
gewohnt, am Ende, am Freitag, manchmal am Don- 
nerstagabend, derartige Berichte hier zu verabschie- 
den. Ich begrüße, daß sich das geändert hat. Das 
zeigt, daß eine neue Priorität gesetzt worden ist, 
daß ein neues Denken in Europa eingesetzt hat. 
Ich hoffe, daß es dem Kollegen Valleix gelingt, die 
Europäer, die Fachleute aufzurütteln. Ich habe das 
Gefühl, daß er auf dem besten Wege ist. Ich glaube, 
daß das Kolloquium ein Erfolg werden wird. Diesen 
Erfolg kann dann sicher zum Teil auch der Bericht- 
erstatter auf seine Fahnen heften. Hier ist eine 
sorgfältige Vorbereitung geleistet worden. Bei vor- 
angegangenen Berichten wurde jeweils der natio- 
nale Standpunkt vorgetragen. Die Kollegen in die- 
ser Versammlung waren bemüht, ihre Interessen 
einigermaßen darzustellen. Jetzt haben wir erst- 
mals den Versuch, eine Grundsatzdiskussion zu 
führen. 

Dem Kollegen Valleix darf ich sagen, daß er in 
diesen Tagen sehr stark durch die NATO unter- 
stützt wird. Er wird auch sehr stark durch eine be- 
sondere Gruppierung in der NATO unterstützt. Ich 
darf hier das Kommunique der Ministertagung der 
EUROGROUP vom 6. Juni dieses Jahres in Brüssel 
zitieren. Diese Tagung ist nur wenige Tage her. 
Unter dem Vorsitz von Minister Mario Tanassi aus 
Italien würdigten die Minister unter anderem die 
zusätzliche Verstärkung der Streitkräfte durch den 
Zulauf aller Transportflugzeuge vom Typ CH 130 
und zusätzlich von 25 schweren Transporthubschrau- 
bern vom Typ CH 53. 


Das ist die Musik der vergangenen Jahre. Das 
hatten wir hier alle miteinander mit vorbereitet. 
Die Ergebnisse befriedigen uns. Jetzt geht es uns 
aber darum, wie das in den kommenden Jahren 
wohl weiterlaufen wird. 

Dem Bericht der EUROGROUP war weiter zu ent- 
nehmen, daß die Pläne für die Bereitstellung der 
zusätzlichen Erdkampfunterstützungsflugzeuge vom 
Typ „Jaguar" auch weiterhin termingerecht einge- 
halten werden. Sämtliche taktischen Transportflug- 
zeuge vom Typ CH 160, die im Rahmen der gegen- 
seitigen Militärhilfe geliefert werden, befinden sich 

— so heißt es in dem Bericht — im Geschwader- 
dienst. Das sind zwar Ergebnisse, auf die die NATO 
stolz ist, auf die aber auch wir hier berechtigt stolz 
sein können; doch es hätte auch anders laufen kön- 
nen. 

Bereits im Vorjahr hatte die EUROGROUP ihre 
Grundsätze für die Zusammenarbeit auf dem 
Rüstungssektor festgelegt. Auch da wurden Inner- 
vationen erkennbar, die in Zielrichtung dessen ge- 
hen, was unser Berichterstatter vorgetragen hat. 
Unter den Zielsetzungen stellte die EUROGROUP 
unter anderem dar, daß von erstrangiger Bedeutung 
sei, Umfang und Intensität der europäischen Zusam- 
menarbeit bei der Beschaffung von Rüstungsmate- 
rial erheblich zu steigern. Wer so etwas ausführt, 
bekundet gleichzeitig, daß es daran bisher geman- 
gelt hat. 

Ähnlich wie unser Berichterstatter kam auch die 
EUROGROUP zu der Erkenntnis, daß die Durchfüh- 
rung vieler einzelner nationaler Projekte in dem 
bisher üblichen Ausmaß zu unproduktiver Doppel- 
arbeit führt. Ich vermute, daß die Arbeit unseres 
Berichterstatters darauf hinzielt, diese unproduktive 
Doppelarbeit in Zukunft zu vermeiden. Dieser Zu- 
stand wird auch in Zukunft untragbar sein. Nur mit 
Hilfe dieses Kolloquiums wird es möglich sein, in 
einem sehr frühen Zeitpunkt Gespräche zu führen 
und vielleicht zu einer Abhilfe zu kommen. 

Das Konzept solcher Bemühungen um engere Zu- 
sammenarbeit auf dem Rüstungssektor zwischen den 
einzelnen NATO-Partnern ist keineswegs ein aus- 
schließliches Programm. Es soll ein pragmatischer 
Schritt hin auf eine bessere Rationalisierung der 
Arbeit innerhalb Europas und auch innerhalb der 
NATO sein. Die Allianz muß die Ressourcen aller 
ihrer Mitgliedstaaten zum Besten der Gesamtheit 
ausnutzen. Die europäischen Staaten werden auch 
in Zukunft auf engere Zusammenarbeit zwischen 
allen Mitgliedstaaten der Allianz Wert legen, ja 
vielfach Wert legen müssen; auch das steht im Pro- 
tokoll dieser Versammlung. 

Wenn Europa im Bereich der Luftfahrtindustrien 
seine Position halten oder ausbauen will, werden 
mehr als bisher frühzeitige Problemuntersuchungen 

— ich glaube, daß das mit diesem Bericht eingelei- 
tet werden soll — im Vorfeld der Entstehung der 
Projekte erforderlich, damit diese mit weniger zeit- 
lichem und finanziellem Aufwand sowie mit über- 
schaubarem Risiko abgewickelt werden können. Er- 
forderlich ist — und auch das will der Berichterstat- 
ter — eine frühzeitige internationale Zusammen- 
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arbeit, um das nationale Nebeneinander in ein bes- 
seres Miteinander, in ein multilaterales Miteinan- 
der zu verwandeln. 

Notwendig sind auch gemeinsame Bestrebungen 
mit den zivilen und militärischen Bedarfsträgern. 
Ich freue mich, daß es gelungen ist zu erreichen, 
daß die Verbände der Luftfahrtindustrie und die 
Industrien — falls es Verbände in Mitgliedsländern 
in ‘Europa nicht gibt — an diesem Kolloquium teil- 
nehmen. Diese Gespräche mit den Bedarfsträgern 
sind notwendig, um die ausreichenden technischen 
Lösungen für das unbedingt Erforderliche zu finden. 
Auf einer solchen Basis können dann die notwen- 
digen Lösungen im Raum der politischen oder der 
militärpolitischen Entscheidungen gefunden werden. 

Nun noch ein paar Anmerkungen zu den euro- 
päischen Projekten, die gegenwärtig mit deutscher 
Beteiligung laufen. Vielleicht interessiert das die 
Versammlung. — Am Mittwoch der vergangenen 
Woche hat sich die Regierung der Bundesrepublik 
entschlossen, für die Produktion und den Absatz des 
europäischen Airbus A 300 B weitere 700 Millio- 
nen DM zur Verfügung zu stellen. Das Flugzeug 
könnte 1975 in Dienst gestellt werden. Wir sollten 
aber nicht verkennen, daß die Euro-Bus-Bauer erst 
bei 360 verkauften Flugzeugen in die Gewinnzone 
kommen. 

Ich erinnere an die Diskussion, die wir im Aus- 
schuß geführt haben. Wir hatten dringend verlangt, 
das Konsortium in Europa auszuweiten. Aber ich 
muß beklagen, daß sich im Ergebnis ein Risiko er- 
gibt, das wir zur Stunde mit einschätzen müssen. 
Ich würde sagen, daß der Beschluß der deutschen 
Bundesregierung in dieser Phase für Sie, Herr Kol- 
lege Valleix, trotzdem sehr interessant ist, und er 
wird sicher bei den bevorstehenden deutsch-franzö- 
sischen Freundschaftsgesprächen eine Rolle spielen. 

Ich will auch sägen, wir sollten nicht verkennen, 
daß wir in Europa eben nicht allein sind. Darauf 
hat der Herr Berichterstatter ebenfalls hingewiesen. 
Wir werden in Zukunft bei all diesen Verhandlun- 
gen einen großen internationalen Druck spüren, und 
wir werden in unsere Entschlüsse das, was die an- 
deren Länder tun, immer einbeziehen müssen. 

Ich neige wie Sie, Herr Berichterstatter, keines- 
wegs dazu, hier etwa Fronten gegen die Amerika- 
ner aufzubauen. Aber wir sehen, daß derart viele 
Steuergelder in der Bundesrepublik, in Frankreich 
oder in anderen Ländern Europas investiert wer- 
den und daß zum gleichen Zeitpunkt z. B. der 
Boeing-Konzern daran interessiert ist, eine Lang- 
Version seiner bekannten 727 ins Gespräch zu brin- 
gen; Lockheed wirbt mit seinem „Tristar 11 , und 
McDonnell-Douglas bringt die „DC-10" auch sehr 
nachdrücklich ins Gespräch. Wir sind uns daher der 
Tragweite all der Mahnungen, die hier in den 
Raum gestellt worden sind, voll bewußt. 

Zum gegenwärtigen Stand der wenigen Pro- 
gramme, die ausreichend in Europa gestützt werden, 
möchte ich aus deutscher Sicht sagen, daß das erste 
bei Dornier termingemäß fertiggestellte Großbauteil 
für den Alpha-Jet Ende März von Landsberg nach 
Paris geflogen wurde. Ich spreche hier von dem 
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bilateralen Programm „Alpha-Jet 11 . Als Mitglied des 
Verteidigungsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages baue ich darauf, daß die Firma Dassault-Bre- 
guet in dieses Programm die große Erfahrung ein- 
bringt, die sie ganz ohne Zweifel hat. Und ich 
würde sagen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
voll und ganz zu diesem Programm, das ja durch 
einen Staatsvertrag vereinbart worden ist, steht. Die 
Endmontage des ersten Prototyps des Alpha-Jet 
wird voraussichtlich im November dieses Jahres 
erfolgen. 

Ich möchte* auch zum Abschluß in dieser Ver- 
sammlung einige Anmerkungen vortragen, die ich 
zuvor schon im Verteidigungsausschuß dieser Ver- 
sammlung gemacht habe. Sie beziehen sich auf das 
große und bedeutende Projekt MRCA. Dieses Pro- 
jekt ist leider ebenfalls nur ein bedingt europäisches 
Programm; es ist eine britisch-deutsch-italienische 
Gemeinschaftsleistung. Es wäre besser gewesen, 
wenn wir dieses Projekt über das westliche Europa 
hätten ausdehnen können. 

Die Bundesrepublik hat im Jahre 1971 172 Mil- 
lionen DM, im Jahre 1972 299 Millionen DM dafür 
ausgegeben, und sie hat für 1973 in den gestern im 
Deutschen Bundestag verabschiedeten Haushalt Mit- 
tel in der Größenordnung von 370 Millionen DM 
eingestellt. Ich glaube, wer für ein solches bedeu- 
tendes Projekt 841 Millionen DM ausgibt, der stellt 
sich unter Erfolgszwang; davon muß man wohl aus- 
gehen. 

Im Sinne der Ausführungen des Herrn Bericht- 
erstatters muß ich beklagen, daß zwar der euro- 
päische Air-Bus, Jaguar, Alpha- Jet und MRCA be- 
deutende Schritte waren, daß es aber bilaterale 
oder multilaterale Schritte waren, die wir selbst- 
verständlich zu Ende gehen müssen. Es ist gut, 
wenn wir uns daran erinnern, wie viele Kenntnisse, 
wieviel Know-how wir in Europa beherbergen, zu 
welchen Leistungen Techniken und Ingenieure be- 
fähigt sind, welche Kapazitäten in unseren Indu- 
strien stecken und was wir, wenn wir gemeinam 
arbeiten, morgen miteinander erbringen können. 

Deshalb, lieber Herr Kollege Valleix, bin ich sehr 
dafür dankbar, daß Sie in dieser Form mahnen und 
daß Sie dieses Gespräch in Gang gebracht haben. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Nuklearpolitik in Europa 

(Drucksache 607) 

Berichterstatter: Abgeordneter Kahn- Ackermann 

Kahn- Ackermann (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
daß wir heute Gelegenheit zu einer Aussprache 
über die Nuklearpolitik in Europa haben. Ich freue 
mich deswegen, weil wir Parlamentarier ja auch 
sehr einschneidende Gesetze über technische Vehi- 
kel machen, die unsere Straßen bevölkern, ohne daß 
wir in der Lage wären, bei den geringsten Defekten 
an diesen Vehikeln die Schäden selber zu beheben. 
Wir müssen den Fachmann zu Rate ziehen, wenn 
etwa die Benzinpumpe versagt, Vergaserschäden 
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auftreten — oder ähnliche schwierige Dinge — , ohne 
uns im Grunde klar darüber zu sein, welche tech- 
nischen Implikationen eine so einfache Maschine 
wie ein Automobil hat. Trotzdem treffen wir für un- 
sere Mitbürger so einschneidende Entscheidungen. 

Das Thema, über das ich heute berichte, ist tech- 
nisch noch viel komplizierter, und wir sind dabei 
noch mehr auf den Rat von Fachleuten angewiesen, 
wenn wir Entscheidungen zu fällen haben, die die 
Gesetzgebung für die Zukunft beeinflussen. Es ist 
das erstemal, daß ein derartiger Bericht der Ver- 
sammlung vorliegh Die Aufgabe, das Thema für die 
Mitglieder der Versammlung durchsichtig zu ma- 
chen, war nicht einfach. Der Berichterstatter mußte 
sich mehrfach bemühen, von nationalen oder beson- 
deren industriellen Interessen gefärbte Sachdarstel- 
lungen der Lage auf ihren tatsächlichen Gehalt zu 
reduzieren. 

Ich glaube nicht, daß ich Ihnen die allgemeine 
Situation auf dem Energiesektor vor Augen zu füh- 
ren brauche. Sie alle wissen, daß wir gezwungen 
sind, eine Energielüche zu schließen, die spätestens 
in den 80er Jahren auftreten wird. Sie wissen auch, 
daß nach unseren Erkenntnissen — aber hier sind 
wir in der Lage der Automobilfahrer,- die sich ge- 
legentlich durch Experten beraten lassen müssen — 
diese Energielücke nur durch Nuklearenergie ge- 
schlossen werden kann. Diese Tatsache hat den Aus- 
schuß bewogen, eine erste Bilanz zu ziehen. 

Der Bericht befaßt sich in seinem ersten Teil mit 
den Energiereserven, behandelt in einem zweiten 
Kapitel die militärischen Aspekte der Situation und 
gibt schließlich eine Übersicht über die politischen 
Entscheidungen, die die Nuklearenergie in Europa 
betreffen. In einem vierten Teil wird versucht, die 
Anwendung von Nukleartechniken außerhalb der 
Energieproduktion aufzuzeigen. 

Kontroverse Auffassungen bestehen weiter fort 
und behindern das Entstehen eines sinnvollen und 
kostensparenden Konzepts für die Deckung des 
künftigen europäischen Energiebedarfs. Hierfür nur 
ein Beispiel! Unser ehemaliger Kollege, Mister Peter 
Emery, der jetzige parlamentarische Unterstaats- 
sekretär im britischen Handels- und Industriemini- 
sterium, hat am 4. Mai 1973 vor dem Technologie- 
Ausschuß dieses Hauses unter anderem folgendes 
ausgeführt — ich zitiere — : 

Schließlich möchte ich mich noch mit den Schluß- 
folgerungen und dem Empfehlungsentwurf be- 
fassen, die Ihr Berichterstatter vorgelegt hat. 
Einige dieser Schlußfolgerungen sind kontro- 
vers, z. B. der Vorschlag, eine europäische Nu- 
klearpolitik innerhalb der Neuner-Gemeinschaft 
und auch innerhalb eines weiteren Rahmens zu 
betreiben. Wir werden diese Vorschläge sorg- 
fältig prüfen müssen. 

Kontroverse Auffassungen bestehen auch darüber, 
in welchem Umfang der Aufbau nuklearer Energie- 
quellen und die sie begleitenden Forsdiungspro- 
jekte der privaten Wirtschaft überlassen bleiben 
sollen. In der Tat ist in den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaft z. B. die nukleare Strom- 
erzeugung weitgehend privaten Großfirmen über- 


lassen worden. Die Entwicklung ist hier mittler- 
weile sehr weit fprtgeschritten. Fragen der Wirt- 
schaftlichkeit, aber auch der Interessen der nationa- 
len Wirtschaft dominieren fühlbar. Es steht heute 
fest, daß spätestens in zehn Jahren die Erzeugung 
von Nuklearenergie wahrscheinlich billiger als die 
Stromerzeugung aus öl sein wird. In Großbritan- 
nien existiert heute schon ein Reaktor, der, von der 
Kostenseite her gesehen, mit der traditionellen .Er- 
zeugung von Strom konkurrenzfähig ist. 

Die gesellschaftspolitische Implikation der Frage 
besteht darin, daß es nicht möglich scheint, zwischen 
dem machtmäßigen Einfluß der privaten Großfirmen, 
die auf diesem Gebiet tätig sind, und den Regie- 
rungen bzw. den Parlamenten ein vernünftiges 
Gleichgewicht herzustellen. Im Grunde genommen 
bestimmen hier einzelne Großkonzerne das Tempo 
der Entwicklung, genauso wie in der Europäischen 
Gemeinschaft einzelne mächtige Firmen das Tempo 
der europäisdien Wirtschaft bestimmen und nicht 
etwa die Regierungen. 

Hier wird sogleich ein weiteres Problem sichtbar, 
das wir in diesem Hohen Hause auf einem anderen 
Sektor — der Raumfahrtpolitik — schon des öfteren 
diskutiert haben. Erforderlich wäre auch auf dem 
Gebiet der nuklearen Politik, im gesamteuropäischen 
Interesse zu verhindern, daß in ähnliche oder gar 
gleichartige Entwicklungen bedeutende Mittel inve- 
stiert werden und damit vermeidbare Doppelarbeit 
geleistet wird. 

Es ist leider bisher nicht möglich gewesen, eine 
akzeptable Regelung dieses Problems auf euro- 
päischer Ebene herbeizuführen. Ein hoffnungsvoller 
Ansatzpunkt war vor 15 Jahren die Gründung von 
EURATOM. Wenn man auch der sehr skeptischen 
Auskunft des belgischen Wissenschaftsministers 
Lefevre über die Lage der Organisation nicht ganz 
zuzustimmen braucht, die Sie in dem Bericht finden, 
wird man doch sagen müssen, daß sich jene Hoff- 
nungen aus den 50er Jahren nicht entfernt erfüllt 
haben. 

Dieser Bericht ist daher als ein Ansatz gedacht, 
die politische Bedeutung der nuklearen Energie- 
erzeugung mehr in den Mittelpunkt des allgemei- 
nen politischen Interesses zu rücken. Nukleare 
Energieerzeugung kann und darf kein Experten- 
thema mehr bleiben. Wir müssen versuchen, auf die 
Regierungen mit dem Ziel einzuwirken, daß eine 
sachentsprechende Arbeitsteilung, ein ausgewoge- 
nes Arrangement unter den Mitgliedsländern ge- 
funden wird. , ’ . 

Ich mache mir keine Illusionen darüber, daß dies 
ein Fernziel ist und daß es auch hier darum gehen 
wird, nationale Egoismen millimeterweise zugun- 
sten einer gesamteuropäischen Lösung abzubauen. 
Es genügt aber nicht, nur über diese Probleme zu 
reden. Die bisher gemachten Erfahrungen sind lei- 
der nicht ermutigend. Der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaft war am 21. Mai 1973 nicht einmal in 
der Lage, dem Energiekommissar -Simonet für seine 
Verhandlungen in Washington über die Energie- 
krise einen klaren Auftrag zu geben. Herr Simonet 
hatte keinen Auftrag, für die Gemeinschaft als 
Ganzes zu sprechen. 
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Dabei steht es außer Frage, daß ein gewisses 
Arrangement gerade mit den Amerikanern unerläß- 
lich ist. Sie wissen, daß es praktisch nur drei sichere 
Quellen der Versorgung mit Uran gibt, bei denen 
man die Vereinigten Staaten an erster Stelle nen- 
nen muß. Und wenn wir heute morgen den Zei- 
tungen gewisse Andeutungen über ein künftiges 
Generalarrangement der Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion über die friedliche Nutzung der 
Nuklearenergie in der Zukunft entnommen haben, 
so kann man den europäischen Regierungen nur 
empfehlen, daran zu denken, daß es in dieser Hin- 
sicht wahrscheinlich bereits 5 Minuten nach 12 ist, 
um die notwendigen Entschlüsse für unseren Kon- 
tinent in diesem Bereich zu fassen. Neben den 
Amerikanern haben die Russen das Monopol für 
Rohstoffe, also für den Zugang zum Uran; bei uns 
in Europa haben nur die Franzosen einen eigenen 
Zugang. 

Unter diesen Umständen ist es sehr mißlich, daß 
die europäischen Verbündeten bis jetzt nicht in der 
Lage waren, die spezifischen Energieprobleme zu 
lösen, mißlich besonders auch in Anbetracht der 
kürzlich vom Berater des amerikanischen Präsiden- 
ten, Henry Kissinger, in die Welt gesetzten Ideen 
für eine neue Atlantik-Charta. Eine Neuauflage 
dieser Gedanken werden wir ja in der einen oder 
der anderen Form in absehbarer Zeit wieder vor 
uns haben. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an 
die Forderung der Gipfelkonferenz vom 21. Oktober 
1972, eine gemeinsame europäische Energiepolitik 

aufzubauen. Aber, meine Damen und Herren, bis 
jetzt hatten die Regierungen keinen Erfolg auf die- 
sem Gebiet, und ich finde, es ist bezeichnend, daß 
der Rat der Europäischen Gemeinschaft als Energie- 
ministerrat nur alle sechs Monate Zusammentritt 
und wir noch keinerlei Anzeichen für die Ausfor- 
mung einer gemeinsamen Energiepolitik sehen kön- 
nen. Aus dieser Tatsache muß man leider die Fest- 
stellung ableiten, daß sich weder die Dringlichkeit 
noch die aktuelle politische Bedeutung des Pro- 
blems dem Bewußtsein unserer Regierungen mitge- 
teilt haben. 

Eine eindeutig europäische Energiepolitik ist noch 
viel mehr das Gebot der Stunde, als sie es in der 
Vergangenheit je war. Vergleichen Sie bitte die eu- 
ropäische Unentschlossenheit und Aufsplitterung in 
nationale Egoismen auf dem Gebiet der nuklearen 
Forschung und Entwicklung mit den gewaltigen An- 
strengungen der Vereinigten Staaten, und vergegen- 
wärtigen Sie sich bitte, daß die Vereinigten Staaten 
und die Sowjetunion auf dem Gebiet der Kernener- 
gie sowohl in der Forschung wie in der Entwicklung 
relativ eng Zusammenarbeiten. Sollte dies für uns in 
Europa nicht ein Ansporn sein, die Situation zu über- 
denken und danach zu handeln? Aber ich wieder- 
hole: anstatt eine Zusammenarbeit innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft oder auch innerhalb 
einer über den geographischen Bereich dieser Wirt- 
schaftsgemeinschaft hinausreichenden Energiege- 
meinschaft in die Wege zu leiten, werden auf diesem 
Gebiet alle Arten von Barrieren errichtet. Der Be- 
richt gibt hierüber im einzelnen Aufschluß. 


In der Empfehlung wird deshalb vorgeschlagen, daß 
eine gemeinsame europäische Nuklearpolitik nicht 
nur innerhalb der Gemeinschaft der Neun ins Werk 
gesetzt werden soll. Wenn schon keine Einigung 
innerhalb der Neun erzielt werden kann, was das 
Nächstliegende und das Erstrebenswerteste wäre, 
wäre es dann nicht am Platze, ein vielleicht nicht 
so weitgehendes Übereinkommen zwischen einer 
möglichst großen Zahl europäischer Länder abzu- 
schließen? Ganz gleich, wie eine gemeinsame euro- 
päische Energiepolitik aussähe: Länder wie Schwe- 
den, Norwegen, Spanien und die Schweiz hätten eine 
wichtige Rolle in ihr zu spielen, und aus diesem 
Grunde schlägt Ihnen der Ausschuß vor, in Verbin- 
dung mit der OECD eine Zusammenarbeit der euro- 
päischen Länder in die Wege zu leiten, die über eine 
mögliche Zusammenarbeit der Neun hinausginge. 

Die Empfehlung stellt schließlich eine dritte For- 
derung auf, nämlich die nach Verwirklichung einer 
gemeinsamen Energiepolitik innerhalb der atlan- 
tischen Allianz. Eine derartige Politik hätte sich na- 
türlich außer mit dem Nuklearsektor auch mit der 
Ölversorgung und den sich damit stellenden finan- 
ziellen Problemen zu befassen. Die atlantische Alli- 
anz ist sicher das geeignetste Forum, in dem die wirt- 
schaftlichen und militärischen Probleme auf dem 
Energiesektor geprüft werden könnten. In der Emp- 
fehlung ist ausdrücklich auf die Tätigkeit jenes 
NATO-Ausschusses Bezug genommen, der sich mit 
den Herausforderungen der modernen Gesellschaft 
befaßt, und es wird vorgeschlagen, in methodisch 
ähnlicher Weise, wie es dieser Ausschuß sehr er- 
folgreich auf diesem Gebiet getan hat, das Energie- 
problem zu prüfen. Sie finden im Anhang dieses Be- 
richts eine Aufstellung über die einzelnen Bereiche 
dieser Forschung. 

Militärische Probleme der europäischen Nuklear- 
politik sind im Bericht nur so weit behandelt wor- 
den, wie es im Rahmen des Themas unerläßlich 
war. Es ist nicht Aufgabe, noch Absicht des Aus- 
schusses für Technologie und Raumfahrt, in dieser 
Hinsicht den Beratungen und Empfehlungen unserer 
Kollegen aus dem Verteidigungsausschuß vorzugrei- 
fen. Die Empfehlungen, die vom Ausschuß einstim- 
mig gebilligt worden sind, beziehen sich daher aus- 
schließlich auf das wirtschafts- und energiepolitische 
Hauptanliegen dieses Berichts. 

Ich bitte Sie, die Empfehlungen des Ausschüsses 
anzunehmen, und ich bitte Sie weiter, zu berücksich- 
tigen, daß der Ausschuß heute mittag den vierten 
Absatz der Considerants des Empfehlungsentwurfs 
einstimmig gestrichen hat. Sie können diesen Absatz 
also aus der Empfehlung herauslassen, um auch 
jeden Anschein zu vermeiden, es handele sich hier- 
bei um einen Bericht, der in die Bereiche unseres 
Verteidigungsausschusses eingreifen möchte, und es 
deren Beratung wir, wie ich schon einmal betont 
bestehe irgendein Bezug zu militärischen Fragen 
habe, nicht vorgreifen wollten. 

Ich gebe daher der Erwartung Ausdruck, daß sich 
die Regierungen unserer Mitgliedstaaten unseren 
Anregungen nicht verschließen werden. 
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Amreim (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Unser 
Kollege Mendelson hat zur Begründung seines An- 
trages erklärt, für ihn und wahrscheinlich für uns alle 
sei der Antrag von einer wirklichen Substanz. Ich 
unterstütze die Auffassung, daß dieser Antrag von 
einer wirklichen Substanz ist. Er ist nämlich von der 
Substanz, daß er bei seiner Annahme geeignet wäre, 
den Sinn des Berichtes, der heute hier erstattet 
worden ist, völlig zu verändern. Er könnte das, was 
mit dem heutigen Bericht bezweckt wird, ganz in den 
Hintergrund treten lassen. 

Was will der Bericht Kahn-Ackermann erreichen? 
Er will uns darauf aufmerksam machen, daß wir 
schon sichtbar vor einer großen Lücke in der Ener- 
gieversorgung stehen, die heute schon zu spüren 
ist und morgen bereits eine Gefahr darstellen kann. 
Der Bericht will deshalb nichts anderes, als eine 
friedliche Förderung aller Energiequellen erreichen. 
Damit will er bewirken, daß eine schon sichtbare 
Gefahr abgewendet und daß die industrielle und damit 
überhaupt wesenhafte Existenz unseres Daseins ge- 
sichert wird. Ich denke, daß wir, was die Zielsetzung 
dieses Berichts und dieser Empfehlung betrifft, alle 
einig sind, dies alle unterstützen und die Not- 
wendigkeit anerkennen. Deshalb sollten wir uns ent- 
schließen, einen solchen Bericht und seine Emp- 
fehlungen insgesamt und uneingeschränkt anzu- 
nehmen. 

Herr Dankert hat soeben gesagt — wie mancher 
andere Diskussionsredner vor ihm — , man hätte 
besser den Teil über die militärischen Aspekte aus 
dem Bericht weggelassen. Meine Kollegen, heute ist 
hier wiederholt — und auch schon in dem Bericht 
davor — erklärt worden, welche Wirkungen technolo- 
gische Entwicklungen im zivilen Bereich auf den 
militärischen Bereich haben und wie sehr auch mili- 
tärische Entwicklungen Rückwirkungen auf den zivi- 
len Bereich haben. Der Bericht wäre unvollständig 
gewesen, wenn er nicht wenigstens in einer kleinen 
Spalte auch diesen Aspekt erwähnt hätte. Ich hätte 
dem Berichterstatter einen Vorwurf gemacht, wenn 
er nicht einen Hinweis dazu gegeben hätte. 

Aber der Teil des Berichts über die militärischen 
Aspekte — das hat Herr Dankert durchaus zu- 
treffend festgestellt — bringt ja eben überhaupt 
keine Schlußfolgerung für die Empfehlung. Diesen 
Unterschied muß man doch belassen: einige Sätze 
über den Bereich der militärischen Aspekte sind ent- 
halten, aber sie finden überhaupt keinen Nieder- 
schlag, weder in dem Considerant noch in den Emp- 
fehlungen. Ich glaube, wenn wir das auseinander 
halten, kommen wir über die Schwierigkeiten hin- 
weg, die hier gemacht worden sind. Ich sage „ge- 
macht worden sind", weil die Klarheit, nach der un- 
ser Kollege Mendelson verlangt hat, im Text des Be- 
richtes vorhanden ist. Darin steht nämlich — und 
das hat er nicht zitiert — , daß bei aller notwen- 
digen Koordinierung der Arbeiten es im militäri- 
schen Bereich dabei bleibt, daß die Befehls- und die 
Kontrollgewalt über solche Nuklearbereiche in na- 
tionaler Hand bleiben sollen und müssen. Das steht 
am Ende des Abschnitts Nr. 45 ausdrücklich darin. Ich 
meine, daß die Unklarheit überhaupt erst dadurch 
geschaffen wird, daß dieser Antrag gestellt worden 


ist. Denn er verändert, um nicht zu sagen: er ver- 
fälscht insoweit das Anliegen, das wir haben. 

Ein zweiter Gesichtspunkt kommt hinzu. Dies ist 
doch ein Bericht der Kommission für wirtschaftliche, 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit. 
Er ist aus den Überlegungen erwachsen, wie man 
wissenschaftlich und technisch zu einer weiteren 
friedlichen Entwicklung von Energiequellen kommt. 
In diesen Bereich gehören in der Tat auch gar keine 
militärpolitischen Empfehlungen, weder positiver 
noch negativer Art. Ich würde sie aus diesem Grun- 
de hier weglassen. 

Im übrigen ist das Thema nicht aktuell. Die 
meisten europäischen und anderen Nationen sind in 
dieser Frage durch den Atom-Nichtverbreitungsver- 
trag gebunden. Für sie stellt sich das Thema nicht. 
Das Thema stellt sich für England und Frankreich. 
Soweit ich aber im Bilde bin, hat Frankreich bis zum 
heutigen Tag nicht erkennen lassen, daß es über- 
haupt geneigt sein könnte, in einer solchen Frage 
freiwillig seine Souveränität in absehbarer Zeit auf- 
zugeben. Insofern scheint mir das Thema in gar 
keiner Weise aktuell zu sein. 

Auch sonst muß ich sagen: in jeder Vertragsge- 
staltung, die bisher gefunden worden ist, haben in 
solchen Fragen alle Nationen sich ihr eigenes sou- 
veränes Mitspracherecht ausdrücklich aufrechterhal- 
ten. Noch kein einziger hat sich bereit gefunden, in- 
soweit etwas an eigener Befehls- oder Kommando- 
gewalt abzutreten. Weil ich meine, daß das Thema 
gar nicht aktuell ist, sollten wir es heute anläßlich 
dieses Berichtes auch nicht aufwerfen. 

Wenn es für erforderlich gehalten wird, es dennoch 
zu behandeln, sollte das nach meiner Meinung zu- 
nächst im Verteidigungsausschuß geschehen. Dort 
müßte die Frage sehr gründlich vorbehandelt wer- 
den, ehe wir einen solchen Punkt in den Bericht über 
die wissenschaftliche und technische Zusammenar- 
beit hineinbringen. Er gehört eigentlich nicht hier- 
her. 

Aus diesem Grunde, finde ich, hat der Vorsitzende 
Kahn-Ackermann und sein Ausschuß den Antrag- 
stellern eine gute Brücke gebaut. Er hat, wie er uns 
vorhin berichtet hat, gesagt, daß sein Ausschuß 
noch einmal zusammengetreten sei und beschlossen 
habe, den Punkt 4 der Considerant zu streichen, so 
daß überhaupt kein Anknüpfungspunkt für eine 
solche Erörterung bestehe. Ich möchte daher dem 
Vorschlag des Ausschusses zustimmen, diesen Punkt 
zu streichen und dadurch auch von der anderen 
Seite her gewissermaßen jeden Anknüpfungspunkt 
für solche militärpolitischen Fragen zu beseitigen. 

Den Antrag von Herrn Mendelson sollten wir, 
so meine ich, wenn er nicht zurückgezogen wird — 
und ich rechne nicht damit, daß er zurückgezogen 
wird — , dem Verteidigungsausschuß überweisen. 
Dort, in dem zuständigen Ausschuß, sollten wir eine 
sehr sachkundige und gründliche Vorbereitung für 
diese Entscheidung treffen. Ich stelle daher in aller 
Form den Antrag, daß der Änderungsantrag Mendel- 
son durch die Versammlung an den Verteidigungs- 
ausschuß überwiesen wird, und ich bitte die Ver- 
sammlung, den Antrag Kahn-Ackermann - — mit 
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der von ihm selbst vorgeschlagenen Änderung — 
anzunehmen. 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als Berichterstatter bin ich nach 
dieser Debatte versucht, eine ganze Reihe von Bemer- 
kungen zu machen, aber mit einem Blick auf die Uhr 
möchte ich mir das im Interesse der hier Anwesen- 
den versagen. Nur das folgende möchte ich bemer- 
ken. 

Der Ausschuß hatte nicht die Absicht, mit diesem 
Bericht eine Debatte über Fragen der atomaren Ver- 
teidigung unseres Kontinents einzuleiten. Alle Fra- 
gen, die in dieser Hinsicht heute nachmittag disku- 
tiert worden sind, sind nicht ein einziges Mal Gegen- 
stand unserer Beratungen im Ausschuß gewesen. 
Deswegen ist der Berichterstatter in einer etwas un- 
glücklichen Lage; der Aspekt, unter dem der Bericht 
von einigen Kollegen diskutiert worden ist, ist im 
Ausschuß gar nicht zur Sprache gekommen, und wir 
haben uns in dieser Frage keine Meinung gebildet. 
Der Berichterstatter ist deswegen auch nicht in der 
Lage, hier, abgesehen von seiner persönlichen Mei- 
nung zu dem, was vorgetragen worden ist, etwa eine 
Meinung des Ausschusses wiederzugeben; er ist in 
dieser Hinsicht, wie Sie wissen, an das gebunden, 
was der Ausschuß in bezug auf die Empfehlung be- 
schlossen hat. 

Gleichwohl möchte ich bemerken, daß ich als ein 
Europäer deutscher Nationalität natürlich Sympathie 
für jede Äußerung und jede politische Zielsetzung 
habe, die uns in Europa daran hindert, den Amerika- 
nern die Verantwortung, die sie im Rahmen der 
atlantischen Verteidigung übernommen haben, ab- 
zunehmen und allein etwas zu übernehmen, was wir 
überhaupt nicht bewältigen können. Gerade als 
Deutscher kann ich auch keine Sympathie für irgend 
etwas haben, was mein Land dadurch in Schwierig- 
keiten bringen könnte, daß es zu einer Konfronta- 
tion mit feierlich eingegangenen Verträgen führen 
und zur Folge haben könnte, daß mein Land seine 
Haltung ändern müßte, wie manche hier befürchtet 
haben. 

Deswegen wiederhole ich: Ich habe Sympathie für 
das Begehren, daß wir aus europäischen Kräften kein 
strategisch nukleares Kommando auf unserem Kon- 
tinent organisieren. Aber, liebe Kollegen, die Sie 
dieses Amendement eingebracht haben, ich muß 
Ihnen sagen, in der Form, in der Sie es eingebracht 
haben, kann es sehr mißverständlich sein. Denn es 
gibt ein europäisches Nuklearkommando im Ab- 
schnitt Mitte für die Heeresverbände wie auch für 
die Marine; es untersteht nur den Amerikanern. — 
Ich denke also, in dieser Form wäre dieser Antrag 
sehr mißverständlich. 

Ich persönlich würde es begrüßen, wenn man in 
diesen Satz hineinschriebe, daß nur an friedliche 
Zwecke gedacht ist. Das würde in etwa dasselbe mei- 
nen, nur ohne Mißverständnisse, und daher möchte 
ich dies als Anregung einführen. 

Ich bin allen Rednern, die zum Sachinhalt des Be- 
richts Ergänzungen, Kritik und Anregungen vorge- 


tragen haben, sehr dankbar. Ich möchte wiederholen: 
Es war der erste Versuch, die Fakten über unsere 
künftige Energieversorgung zusammenzutragen und 
sie politisch darzustellen. Die Debatte muß zweifel- 
los in dem Teil, in dem sie heute nicht zu Ende ge- 
führt worden ist — nämlich über das eigentliche 
Anliegen dieses Berichts — , zu Ende geführt wer- 
den. Denn in der Tat gibt es eine Reihe von Schwie- 
rigkeiten in der Zusammenarbeit hinsichtlich der 
Beschaffung von nuklearer Energie. Natürlich kann 
man den Kollegen, die gesagt haben, man solle hier 
nicht in eine Grandomanie verfallen, denn Zusam- 
menschlüsse großer Art brächten manchmal nichts, 
nur Recht geben; das wissen wir. Aber in diesem 
Bericht ist ja z. B. die Frage aufgeworfen, in welchem 
Umfange wir überhaupt so entscheidende Fragen 
wie die der Energieversorgung und der damit ver- 
bundenen Forschung — hier gehen Milliardenbe- 
träge in die Forschung — privaten Unternehmern 
überlassen können, die nicht immer an dem orien- 
tiert sind, was Parlamente und Regierungen eigent- 
lich wollen. Dies ist eine der Kernfragen der künf- 
tigen Entwicklung auf diesem Sektor. Ich hätte dar- 
über gern ein wenig mehr gehört. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie auch 
daran erinnern, daß unter diesen Milliarden leider 
sehr viele sind, die in Frankreich, in England, in 
Deutschland und in den Niederlanden für gleich- 
gerichtete Forschungszwecke ausgegeben werden, 
obwohl wir besser daran täten, diese Forschungen 
gemeinsam zu betreiben und die übrigen Milliarden 
dort einzusetzen, wo wir sie — * und zwar notwen- 
dig — brauchen. Dies ist auch eines der Anliegen 
dieses Berichts, zu dem ich gerne detaillierte Stel- 
lungnahmen gehört hätte. 

Ich möchte mit Dank an all jene schließen, die zu 
dieser Frage etwas beigetragen haben. Herr Präsi- 
dent, der Berichterstatter ist aber überzeugt, daß 
gerade diese Debatte gezeigt hat, daß wir mit die- 
sem Thema in dieser Versammlung noch keineswegs 
am Ende sind, sondern daß dies bestenfalls ein 
Einstieg, ein Anfang unserer Beschäftigung mit 
der Frage der Energie gewesen sein kann. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident, ohne 
die Gefühle einiger Kollegen zu verletzen, möchte 
ich doch darauf hinweisen, daß der Ausschuß sich 
bei der Abstimmung über die Empfehlung einiges 
gedacht hat. Wenn hier behauptet wird, daß die 
Äußerung „To promote a European nuclear policy" 
sinnlos in der Luft hänge, so muß ich darauf hinwei- 
sen, daß im nächsten Satz steht: „within the Com- 
munity of the Nine\ Die Neun bestehen bekanntlich 
aus den Unterzeichnerstaaten des Vertrages von 
Rom. Der Vertrag von Rom sieht keinerlei militä- 
rische Entscheidungsmöglichkeiten vor. 

Als zweites steht dort: im Rahmen der OECD. 
Auch die OECD ist eine Organisation, die keinerlei 
militärische Zuständigkeiten hat. 

Es geht also schon aus der alten Formulierung 
hervor, daß eine Veränderung in dem Sinne, wie es 
hier unterstellt worden ist, gar nicht möglich ist. 
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Eine Behandlung dieser Fragen im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft und der OECD ist gar 
nicht möglich, weil dort keine militärischen Ent- 
scheidungen getroffen werden. Dies muß ich einmal 
mit allem Nachdruck und aller Deutlichkeit sagen, 
weil diese Debatte gelegentlich die Tendenz hat, 
aus der Richtung zu kommen. 

Ich habe große Sympathie für das Anliegen, das 
die Kollegen hier vorgebracht haben; das möchte ich 
hier noch einmal ausdrücklich sagen. Ich habe auch 
nichts dagegen, wenn wir hier hineinschreiben: „To 
promote apolicy forpeaceful uses of nuclear energy." 
Aber das heißt Eulen nach Athen tragen, weil in den 
nächsten Absätzen sowieso festgehalten ist, daß die 
Entwicklung einer solchen Politik nur in Gremien 
stattfinden kann, die überhaupt keine militärische 
Entscheidungsbefugnis haben. 

Darauf wollte ich noch einmal hinweisen und den 
Kollegen hier im Saal sagen, daß ein Ausschuß wie 
der Ausschuß für Technologie und Raumfahrt bei 
seinen Entscheidungen nicht so nachlässig und un- 
verständig ist, daß er nicht auch auf diese Dinge 
hätte Bedacht genommen. 

Amreim (CDU/CSU): Herr Präsident, ich hatte 
beantragt, den Antrag Nr. 3 an den Verteidigungs- 
ausschuß zu überweisen. Ich könnte diesen Antrag 
zurücknehmen, wenn sich alle bereit fänden, auf die 
Formel von Herrn Rossi einzugehen, alle ihre An- 
träge zurückzuziehen. Das wäre ein Kompromiß für 
alle. — Aber Herr Mendelson sagt nein. Dann bleibt 
mein Antrag bestehen, seinen Antrag an den Ver- 
teidigungsausschuß zu überweisen. 


Mittwoch, 20, Juni 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Verwaltungsausgaben der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1972 

(Drucksache 599) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 

Tagesordnungspunkt: 

Die Verteidigung, die Entspannung 
und der Bürger 

(Drucksache 605) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dankert 

T agesordnungspunkt ; 

Der Abgeordnete im nationalen, europäischen 
und regionalen Parlament — Kompetenzen und 
Befugnisse, Rechte und Pflichten 

(Drucksache 600) 

Berichterstatter: Abgeordneter Peronnet 


Tagesordnungspunkt: 

Harmonisierung der Politik der 
westeuropäischen Länder im Hinblick auf die 
Vorbereitung der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 603) 

Berichterstatter: de Stexhe 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Sicherheit — 
die Beziehungen mit den Ländern Osteuropas 

(Drucksache 604) 

Berichterstatter: Abgeordneter Critchley 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir haben eine 
verbundene Debatte. Es liegen zwei Berichte vor. 
Wir haben zwei Berichterstatter, die mit großem Er- 
folg gearbeitet haben. Ich danke dem Kollegen de 
Stexhe und auch dem Kollegen Critchley nicht nur 
für die Berichte, sondern auch für die Art und Weise, 
wie diese beiden Berichte in die Versammlung ein- 
geführt wurden. 

Ich hatte mich vorbereitet, allein über den Critch- 
ley-Bericht zu sprechen — das möge der Herr Kol- 
lege de Stexhe mir vergeben — , und da möchte ich 
zunächst auf die Abschnitte I bis III der Begründung 
dieses Berichterstatters eingehen. Wir alle wissen 
heute, daß Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa 
ohne friedliche Entwicklung in den einzelnen Staa- 
ten und ohne friedliche Entwicklung der Beziehun- 
gen dieser Staaten untereinander nicht möglich und 
nicht denkbar sind. Der Berichterstatter würdigte die 
Deutschland- und die Ostpolitik der sozialliberalen 
Koalition und bezeichnete die Ergebnisse als Vor- 
aussetzungen für eine sich anbahnende Verständi- 
gung über die Entspannung in Europa. 

Ich stimme mit Bundeskanzler Willy Brandt über- 
ein, wenn ich sage, daß eine Politik der kleinen 
Schritte besser ist und auch für die Menschen mehr 
bringt als eine Politik großer und grundsätzlicher Er- 
klärungen und Beteuerungen. Patriotisches Pathos 
hat die Mauer von Berlin nicht einstürzen lassen. 
Flammende Appelle der Menschlichkeit haben die 
Minenfelder an der Grenze zur DDR nicht beseitigt. 
Die ersten Erfolge dieser neuen Politik — das hält 
der Berichterstatter fest — sind nicht zu leugnen. Als 
deutscher Anteil bei unseren gemeinsamen Anstren- 
gungen sind unter anderem darzustellen: das Ge- 
waltverzichtsabkommen mit der Sowjetunion und 
Polen und das Viermächteabkommen über Berlin. 

Bei seinen Ausführungen über die Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und die 
beiderseitige und ausgewogene Truppenverminde- 
rung wird der Herr Kollege Critchley unterstützt 
durch das Kommunique der DPC-Ministerkonferenz 
vom 7. Juni 1973; das Dokument ist also sehr frisch 
aus Brüssel. Der Verteidigungsplanungsausschuß 
stellte unter anderem in dieser Tagung fest — ich 
darf hier einen kleinen Abschnitt wörtlich zitie- 
ren — : 
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Die Minister erörterten den Stand der alliierten 
Verteidigung angesichts der aktuellen politi- 
schen und militärischen Lage. Indem sie mit Be- 
friedigung an den Erfolg erinnerten, mit dem 
die NATO die Freiheit ihrer Mitgliedsländer ge- 
wahrt und die stabilen Bedingungen geschaffen 
hat, unter denen die Suche nach besseren Bezie- 
hungen zum Osten in Sicherheit verfolgt wer- 
den kann, bekräftigten sie das Vertrauen ihrer 
Regierungen in den im Bündnis verkörperten 
Grundsatz der kollektiven Sicherheit sowie 
ihre Entschlossenheit, ihn mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu unterstützen. 
Sie begrüßten die zunehmenden Kontakte zwi- 
schen Ost und West, die laufenden SALT-Ver- 
handlungen, den Fortschritt in Richtung auf die 
Abhaltung einer KSZE und die Aussichten für 
einen alsbaldigen Beginn materieller Verhand- 
lungen über beiderseitige und ausgewogene 
Truppenverminderungen. 

Soweit die Minister bei dieser Ministerkonferenz in 
Brüssel. 

Ähnlich wie wir heute in dieser Versammlung 
nahm man jedoch auch bei der Organisation des 
Nordatlantikpaktes zur Kenntnis, daß der War- 
schauer Pakt weiterhin Streitkräfte von einer Art 
und Größe unterhält, die weit über reine Verteidi- 
gungszwecke hinausgehen und deshalb nicht erfor- 
derlich sind. Darauf haben einige Kollegen in der 
Debatte und auch die beiden Berichterstatter deut- 
lich hingewiesen. Wir müssen eine Verstärkung der 
sowjetischen Streitkräfte zur Kenntnis nehmen, be- 
sonders bei den strategischen nuklearen Kräften, bei 
den Land- und Luftstreitkräften und bei der welt- 
weiten Dislozierung der sowjetischen Seestreitkräfte. 
Aus diesem Blickwinkel müssen wir erkennen, daß 
die NATO ihre Verteidigungsstruktur weiterhin auf- 
rechterhalten muß. Auf deren Grundlage kann über 
eine echte und dauerhafte Entspannung verhandelt 
werden. Beide Berichterstatter haben das Verdienst, 
hier nachdrücklich darauf hingewiesen zu haben. 

Probleme der Abrüstung und der gegenseitigen 
ausgewogenen Truppenreduzierung in Europa müs- 
sen diskutiert werden. Nach mehr als dreimonatigen 
Verhandlungen haben Mitte Mai in Wien die Ver- 
treter von 19 Staaten des Nordatlantikpaktes und 
des Warschauer Paktes die Gespräche darüber be- 
gonnen. Die Konferenz in Wien kommt zäh in 
Schwung. Aber sie konnte immerhin im ersten An- 
satz einen Teilnehmerschlüssel vereinbaren und 
sich auch auf Themenkreise einigen. 

Diese Versammlung hier macht deutlich, daß wir 
unsere Bemühungen um Entspannung und um Aus- 
gleich mit unseren Nachbarn im Osten und um Ab- 
rüstung in ständiger Konsultation und Abstimmung 
unter uns — und dies hier ist ein guter Ansatz — 
und mit den USA führen müssen. Ich bin Herrn 
Critchley ganz besonders dankbar, daß er diese Seite 
der Medaille bewußt dargestellt hat. 

Das atlantische Bündnis und die Europäische Ge- 
meinschaft sind die feste Basis unserer Politik. Ohne 
die Anwesenheit Amerikas in Europa könnte über 
europäische Sicherheit realistisch nicht verhandelt 


werden. Deswegen war es gut, bei diesen Berichten 
vorsichtig zu würdigen und zu werten, was bisher bei 
den großen internationalen Konferenzen geschehen 
konnte. Wir alle wollen, daß ein gutes Ergebnis er- 
zielt wird. Wir wissen, daß es für diesen Kontinent 
gut wäre, wenn wir dort für unsere Zukunft solche 
Ergebnisse erzielen könnten. 

Amreim (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Aus- 
führungen beschäftigen sich vorwiegend mit dem 
Bericht, den uns Herr de Stexhe heute hier erstattet 
hat. Ich kann vorweg sagen, daß seine Empfehlung 
keinen Bedenken begegnet; ganz im Gegenteil, sie 
sollte ebenso Zustimmung finden wie die ganze 
Arbeit, die er und der Ausschuß geleistet haben. 

In seinem Bericht wird in besonderer Weise her- 
vorgehoben, daß die neun Mächte der Europäischen 
Gemeinschaft bei der Vorbereitung der Konferenz 
von Helsinki eng zusammengearbeitet haben. Ich 
möchte das vor dieser Versammlung mit großer Ge- 
nugtuung festhalten, und ich möchte der Hoffnung 
Ausdruck geben, daß es auch in Zukunft dabei 
bleibt. 

Die Stärke der westlichen Verhandlungsposition 
hängt ganz wesentlich davon ab, mit welcher Soli- 
darität die westlichen Nationen auf der Konferenz 
ihre Marschrouten suchen und durchsetzen. Ob die 
Sowjetunion den Gemeinsamen Markt als wirt- 
schaftlichen Faktor und die Gemeinschaft der Neun 
als politische Größe anerkennt, hängt nicht vom 
sowjetischen Willen ab, sondern davon, ob — und 
das ist möglich — gemeinsames westliches Handeln 
Tatsachen schafft, die auch von der Sowjetunion 
nicht übergangen werden können. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang zwei 
Bemerkungen machen. Sosehr es uns mit Genug- 
tuung erfüllen muß, daß die neun Mächte in Helsinki 
zusammengearbeitet haben, so sehr gilt es festzu- 
stellen, daß diese Zusammenarbeit in Zukunft keine 
Spitze gegen die Vereinigten Staaten bekommen 
darf, die ja auf unseren Wunsch in Helsinki mit am 
Tisch sitzen und ohne die wir bei den Verhandlun- 
gen in einer ungleich ungünstigeren Lage wären. 

Zum anderen ist das Europa der Neun nicht das 
ganze Westeuropa, und es ist nicht das ganze demo- 
kratische Europa. Die Neun werden — in Solidarität 
untereinander — auch die Interessen anderer euro- 
päischer Länder, insbesondere die Interessen aller 
Länder, die im Europarat zusammengefaßt sind, 
wahrzunehmen haben. 

Der Europarat ist der Sachwalter der Menschen- 
und Freiheitsrechte, für die auf der Konferenz von 
Helsinki besonders gefochten werden soll. Das In- 
teresse des Europarates und das Interesse aller 
freien, aller demokratischen Staaten Europas ist es 
ja, in Osteuropa und mit Osteuropa mehr Bewe- 
gungsfreiheit für die Menschen zu schaffen. 

In stärkerer Weise, als die Empfehlung es erken- 
nen läßt, drücken sich im Text des Berichtes von 
Herrn de Stexhe allerdings Besorgnisse und Befürch- 
tungen hinsichtlich der Konferenz von Helsinki aus, 
Besorgnisse, die er in seinem mündlichen Vortrag 
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noch stark unterstrichen hat. Ich teile diese Befürch- 
tungen. Herr de Stexhe hat hier gesagt, die Vorbe- 
sprechungen für die Konferenz von Helsinki hätten 
bisher kein Problem gelöst. Ich möchte wünschen, 
daß am Ende der ersten Phase der Konferenz von 
Helsinki nicht das gleiche Urteil steht, daß nämlich 
die Konferenz nichts gelöst hätte. 

Gerade wenn man dies verhindern will, muß man 
die Gefahren sehen, die mit der Konferenz ver- 
bunden sind. Ich nenne einige dieser Gefahren. 

Die erste Gefahr: Die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa soll Entspannung 
bringen. Die Tatsache ihrer Abhaltung ist noch kein 
Akt der Entspannung; vielleicht leitet sie ihn ein. 
Es ist deswegen nicht die geringste Veranlassung 
dafür vorhanden, zu meinen — wie es überall schon 
zu hören ist — , es sei der Zeitpunkt gekommen, die 
eigenen Rüstungsanstrengungen zu vermindern, 
oder es sei jetzt schon der Zeitpunkt gekommen, 
über einen Truppenabzug der Amerikaner oder über 
die Reduktion der amerikanischen Truppen in 
Europa zu sprechen. Gewiß, es wird darüber ge- 
sprochen, aber ich würde nicht schon heute das Er- 
gebnis vorwegnehmen wollen. 

Hier sei mir eine Kritik an den mündlichen Aus- 
führungen von Herrn Critchley erlaubt: Wir haben 
heute in diesem Saal nicht die Truppenreduzierung 
auf westlicher Seite als ein Faktum vorwegzuneh- 
men, sondern wir müssen die Truppenreduzierung 
als Gegenstand für die Verhandlungen in Wien er- 
halten. Sonst könnte sich die Absicht, Truppen zu 
reduzieren, als ein fataler Fehler erweisen. Noch 
halten die Verstärkungen der Rüstung an der West- 
grenze der Sowjetunion an. Bis heute ist uns dafür 
keine befriedigende Erklärung gegeben worden, 
und ich glaube, es gibt auch keine Erklärung, die 
die Westeuropäer befriedigen könnte. 

Die zweite Gefahr: Die Westeuropäer und die 
Amerikaner haben die Konferenz von Helsinki nur 
in der sicheren Überzeugung beginnen wollen, daß 
in Wien gleichzeitig konkrete Fortschritte hinsicht- 
lich der beiderseitigen ausgewogenen militärischen 
Abrüstung gemacht werden. Heute müssen wir fest- 
stellen, daß von diesem engen Zusammenhang keine 
Rede mehr ist, sondern nur noch von einer ganz 
dürftigen Parallelität. Was darunter konkret zu ver- 
stehen ist, kann eigentlich niemand erklären. 

Die Ziele der Konferenz von Wien werden teils 
von der Sowjetunion, teils — das müssen wir leider 
zugeben — aber auch von der Uneinigkeit der West- 
mächte in dieser Frage blockiert. Das allerdings 
könnte zur Folge haben, daß sich die Sowjetunion 
und die Vereinigten Staaten über die Köpfe der 
Europäer hinweg selbständig über eine Truppenre- 
duzierung einigen. Gerüchte darüber gibt es bereits 
genug, und es mußte auffallen, daß in den heutigen 
Berichten über die gestrigen Besprechungen zwi- 
schen Nixon und Breschnew nichts mehr von der 
Ausgewogenheit der beabsichtigten Truppenreduk- 
tion steht. 

Die dritte Gefahr: Der erste Teil der Konferenz 
wird damit enden, daß einer Reihe von Kommissio- 
nen Mandate erteilt werden. Dabei ist das sowjeti- 


sche Ziel klar: es soll der Status quo festgeschrieben 

werden. Wir wissen» daß die Unverletzlichkeit der 
Grenzen für die Sowjetunion die endgültige Aner- 
kennung ihres jetzigen Besitzstandes in den von ihr 
nach dem Kriege erworbenen Territorien bedeutet. 
Für sie ist die Konferenz von Helsinki die rechtliche 
Absegnung ihrer materiellen und ideologischen 
Kriegsbeute durch die Mehrheit der europäischen 
Staaten und auch durch die USA. 

Der Westen will dafür mehr Menschenrechte in 
den Gebieten erreichen, die heute unter der Herr- 
schaft der Sowjetunion stehen. Das eine Mandat 
schafft die Festschreibung des Status quo; es setzt 
eine unwiderrufliche, eine endgültige Tatsache. Das 
andere Mandat — mehr Menschenrechte zu schaf- 
fen — bringt als Resultat nur Absichtserklärungen, 
deren Erfüllung dann von innerstaatlichen Gesetzen 
abhängen soll. 

Meine Damen und Herren, die DDR hat — anders 
als die Sowjetunion — kürzlich die Menschenrechts- 
konventionen der Vereinten Nationen unterschrie- 
ben. Die Tatsache, daß die Konventionen unter- 
schrieben worden sind, hat nicht dazu geführt, daß 
an der Grenze in Berlin und im übrigen Deutschland 
nicht mehr geschossen wird; sie hat nicht dazu ge- 
führt, daß in der DDR mehr Menschenrechte ver- 
wirklicht werden. Hier leben die beiden Seiten von 
völlig verschiedenen Inhalten der Begriffe, die in 
Konventionen niedergelegt sind. 

Die nächste Gefahr sehe ich darin, daß die Sowjet- 
union als Ziel die Schaffung eines permanenten Or- 
gans sieht. Auch dies kann bedeuten, daß die So- 
wjetunion in der ersten Phase die Festschreibung des 
Status quo erreicht, ja daß auch nach allem, was sich 
entwickelt hat, eine Truppenreduzierung herbeige- 
führt wird, daß dann aber die Fragen, die den 
Westen bewegen, in diesem permanenten Organ in 
einer Dauerdiskussion behandelt werden — bis zu 
einem Zeitpunkt, zu dem dann möglicherweise eine 
Erosion der europäischen Integration eintritt. Auch 
diese Gefahr sollten wir sehen, und wir dürfen nicht 
vergessen, daß es noch immer daß Ziel der östlichen 
Seite ist, die Festigung der westlichen Integration, 
wie wir sie erstreben, wieder aufzulockern. 

Lassen sie mich in diesem Zusammenhang noch auf 
eine letzte Gefahr hinweisen. Wenn es schon zu ame- 
rikanischen Truppenabzügen kommen sollte, wird 
doch auch gerade von amerikanischer Seite erwartet, 
daß sich die Westeuropäer selbst helfen und das, 
was an außereuropäischen Truppen abgezogen wird, 
durch eigene Kräfte ersetzen. Die Verhandlungen 
in Wien aber zielen darauf ab, eben nicht nur außer- 
europäische und russische Stationierungstruppen, 
sondern auch die einheimischen Truppenbestände 
zu verringern. Diese beiden Ziele stehen in Wider- 
spruch zueinander, und die Westeuropäer und die 
Amerikaner müssen, wenn es nicht zu schweren 
Rückschlägen kommen soll, diesen Widerspruch in 
sich auflösen. 

Aus all dem ziehe ich folgende Konsequenz. 
Erstens. Niemand darf sich einem unbegründeten 
Optimismus für die Verhandlungen in Helsinki hin- 
geben. 
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Zweitens. Die eigenen Anstrengungen zur Vertei- 
digung sind an dem tatsächlichen militärischen Ver- 
halten der Sowjetunion zu orientieren; sie dürfen 
nicht einer unbegründeten Entspannungseuphorie 
zum Opfer fallen, sondern müssen auch einen mög- 
lichen zeitlichen oder sachlichen teilweisen Rück- 
schlag einkalkulieren. 

Drittens. Unser eigener Wille zur Entspannung 
soll in einer konstruktiven Mitarbeit — ganz selbst- 
verständlich — und vor allen Dingen in der Solidari- 
tät aller freien Europäer sichtbar werden. 

Viertens. Wenn die Ergebnisse der Konferenz 
tragfähig sein sollen, müssen sie nach beiden Seiten 
ausgewogen sein. Sie müssen sich in konkreten Kon- 
zessionen ausdrücken, die den Frieden nicht schein- 
bar, sondern überzeugend fördern und die die Ge- 
währung von mehr Menschenrechten auch im Osten 
wirklich glaubhaft machen. Nur dann lohnen sich die 
Vorbereitungen und die großen Anstrengungen 
einer solchen Monster-Konferenz, wie sie nun be- 
vorsteht. 


Donnerstag, 21. Juni 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der NATO, 

J. M. A. H. Luns 

Luns, Generalsekretär der NATO: Herr Präsi- 
dent, Exzellenzen, meine Damen und Herren! Zum 
dritten Mal habe ich heute als Generalsekretär der 
NATO die Ehre und die Freude das Wort an Sie zu 
richten. Gestatten Sie mir, Sie bei dieser Gelegen- 
heit an den Kern meiner 1971 wie 1972 vor dieser 
Versammlung geäußerten Gedanken zu erinnern: 
das erweiterte und vereintere Europa muß seinen 
bedeutenden Beitrag zum Bündnis beibehalten und 
verstärken. 

Mir scheint, daß Sie Herr Präsident, die erfolg- 
reiche Verwirklichung dieser Vorstellung sehr tref- 
fend symbolisieren, da Sie — aus dem Kreis von 
Westminster hervorgegangen — nun zugleich Präsi- 
dent der Versammlung der Westeuropäischen Union 
und der Nordatlantischen Versammlung sind. Ich be- 
grüße diese Verbindung in der Gewißheit, daß Ihre 
Persönlichkeit — über das Symbolhafte hinaus auch 
in der Praxis — den Beitrag durchzusetzen vermag, 
den Europa der atlantischen Welt in seinem eigenen 
Interesse, im Interesse unserer unentbehrlichen ame- 
rikanischen und kanadischen Verbündeten und auch 
im übergeordneten Interesse dessen, was man man- 
gels besserer Definition die westliche Welt nennt, 
schuldet. 

Und zu diesem Thema, nämlich der Rolle, die Eu- 
ropa im Rahmen des Atlantischen Bündnisses spie- 
len könnte und sollte, möchte ich heute einiges 
sagen. 

In Ihrer Anwesenheit habe ich im November 1971 
daran erinnert, daß dadurch, daß unser alter Konti- 
nent in einen entscheidenden Abschnitt seiner Ge- 
schichte eingetreten ist, Ihr Beitrag und der des 


Rates der WEU an Bedeutung gewonnen haben, und 
ich habe den Bericht von Herrn Boyden, der die Eu- 
ropa zukommende wesentliche Rolle hervorhebt, ge- 
würdigt. 

Bei dieser Gelegenheit habe ich Ihre Aufmerksam- 
keit auf eine Reihe von Problemen politischer und 
militärischer Art gelenkt, denen Europa sich im Rah- 
men des Atlantischen Bündnisses gegenübersieht, 
und ich habe daraus die Schlußfolgerung gezogen, 
daß vor allem ein politischer Wille zum Handeln als 
Grundvoraussetzung erforderlich war, und in mei- 
ner Rede von 1972 habe ich diese Überlegungen 
nochmals dargelegt. Ich hatte Sie daran erinnert, daß 
es nach vielen Studien und zahllosen Aussprachen 
jetzt an der Zeit ist, all diese Gedanken in die Pra- 
xis umzusetzen. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir noch- 
mals hervorzuheben, welche Konsequenzen sich aus 
einem konkreten Vorgehen der europäischen Län- 
der im Bereich der Verteidigung ergeben würden: 
erstens, die Verstärkung der Bewegung zur euro- 
päischen Einigung, zweitens, die Verbesserung des 
Dialogs mit unseren amerikanischen Partnern, und 
dadurch eines besseren Zusammenhalts des Atlan- 
tischen Bündnisses, drittens, ein Beitrag zu einer 
stärkeren Verteidigung, ohne die unsere Entspan- 
nungsbemühungen sinn- und erfolglos blieben. 

Herr Präsident! Das Atlantische Bündnis hat fast 
25. Jahre lang Frieden und Stabilität in einem für die 
ganze Welt entscheidenden Gebiet gesichert. Es ist 
ganz natürlich, daß sich die Situation weiterentwik- 
kelt hat. Wenn das Bündnis weiterhin Frieden und 
Stabilität sichern soll, muß es sich ebenfalls ent- 
wickeln und lebendig erhalten. Diese Entwicklung 
hängt von dem politischen Willen seiner Mitglieds - 
länder ab. 

Der politische Wille der verbündeten Regierungen 
zeigt sich im wesentlichen in politischen Konsulta- 
tionen und diplomatischen Verhandlungen. 

Kürzlich scheint ein neues Instrument der inter- 
nationalen Diplomatie geschaffen worden zu sein: 
das in China erfundene Ping-Pong-Spiel. 

Erlauben Sie mir, darauf aufmerksam zu machen, 
daß dieses Spiel, das sich jenseits eines anderen 
Ozeans behauptet hat, auch auf beiden Seiten des 
Nordatlantik gespielt wird: ich stelle fest, daß der 
Ball sich nun auf europäischer Seite befindet. 

Was wird Europa sagen? Was wird Europa tun? 
Dies ist das dritte Mal, daß ich diese Frage an diese 
Versammlung, in ihrer Eigenschaft als europäisches 
Forum, richte. 

Herr Präsident, die Zeit drängt. Europa sollte jetzt 
im atlantischen Kreis seine Stimme zu seinem eige- 
nen Nutzen, zum Nutzen unserer amerikanischen 
Freunde und Verbündeten, und zum Nutzen der 
westlichen Welt hören lassen. 

Ich bin nun bereit, Herr Präsident, auf Ihre Fragen 
und die der hier anwesenden Delegierten zu ant- 
worten. Sie alle haben sicherlich das Kommunique 
der wichtigen Zusammenkunft des Nordatlantik- 
rates gelesen, die vergangene Woche in Kopenhagen 
auf Außenministerebene stattgefunden hat. Ich bin 
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gleichfalls bereit, Fragen zu diesem Kommunique so- 
wie zu anderen Tätigkeiten des Atlantischen Bünd- 
nisses zu beantworten. 

Wenn ich mir erlaubt habe, Sie an das zu erinnern, 
was ich schon in der Vergangenheit sagte, so des- 
halb, weil es immer noch zutrifft. Ich kann nur hinzu- 
fügen, daß weitere 12 Monate vergangen sind. 

In diesen 12 Monaten ist -das geschehen, was man 
als kontinuierliche Beschleunigung der Ost-West- 
Kontakte — auf bilateraler wie multilateraler 
Ebene — bezeichnen kann. Wir sind uns auch immer 
mehr dessen bewußt geworden, in welchem Aus- 
maß die großen Veränderungen in der Welt unsere 
innenpolitischen Beziehungen innerhalb des Bünd- 
nisses beeinflussen. 

Ich möchte zu diesem Zeitpunkt nicht im einzelnen 
auf diese Fragen eingehen. Es gibt jedoch zwei 
Ereignisse, die ich vielleicht näher behandeln sollte, 
da sie die NATO direkt betreffen; das erste ist die 
Koiiferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und das zweite sind die beiderseitigen und 
ausgewogenen Truppenreduzierungen. 

Die multilateralen Vorbereitungsgespräche in Hel- 
sinki sind nach vielen Monaten intensiver Beratung 
zu Ende gegangen. Diese Gespäche haben uns davon 
überzeugt, daß wir auf einer Konferenz die Aspekte 
der Ost-West-Beziehungen, die für uns von be- 
sonderem Interesse sind, diskutieren und vielleicht 
auch bedeutsame Ergebnisse erreichen können. Wir 
glauben daher, daß einigermaßen gute Aussichten 
dafür bestehen, daß die Konferenz einige praktische 
Verbesserungen in den Ost-West-Beziehungen 
bringt. 

Unsere Regierungen haben sich dementsprechend 
bereit erklärt, an der Konferenz, deren erster Ab- 
schnitt am 3. Juli in Helsinki beginnt, teilzunehmen. 
Die Ministerkonferenz der NATO in Kopenhagen, 
die letzte Woche zu Ende ging, hat die in Helsinki 
getroffenen Entscheidungen gebilligt. Wenn wir 
auch diesen Fortschritt begrüßen, so sind wir uns 
doch meiner Meinung nach bewußt, daß alles von 
den Ergebnissen der Konferenz selbst abhängt. Viele 
harte Verhandlungen liegen noch vor uns, bei denen 
Entschlossenheit und Solidarität des Bündnisses bis 
aufs Äußerste geprüft werden. 

Natürlich gilt das auch für die MBFR-Gespräche, 
deren Beginn wir für den Herbst erwarten. Die wäh- 
rend der letzten fünf Monate in Wien geführten Son- 
dierungsgespräche haben bestätigt, daß es keine 
schnelle, keine einfache Antwort auf eine so kom- 
plexe Frage wie die der Truppenreduzierungen in 
Mitteleuropa geben wird. Wir warten nun darauf, 
daß die Sowjets grünes Licht für den Beginn der 
Gespräche geben und sich an die Abmachungen hal- 
ten. Dadurch wird das Schlußkommnique verzögert. 

Wir haben das Problem der MBFR vorsichtig und 
behutsam angesprochen und müssen das auch wei- 
terhin tun. 

Unsere Regierungen suchen MBFR-Vereinbarun- 
gen, durch die das gegenwärtige militärische Gleich- 
gewicht zwischen der NATO und den Warschauer- 
Pakt-Staaten unvermindert beibehalten wird. Sie 


sind sicherlich nicht bereit, ihre MBFR-Politik auf 
politische Erwartungen zu stützen; sie werden viel- 
mehr nur über solche Truppenreduzierungen verhan- 
deln, die nach militärischen Sicherheitserfordernis- 
sen vertretbar sind. 

Diese Entwicklungen sprechen deutlich für unsere 
allgemeinen Entspannungsbemühungen, und wenn 
auch eine gerechte und dauerhafte Entspannung nur 
das Ergebnis des guten Willens und der Aufrichtig- 
keit auf beiden Seiten — Ost und West — sein 
kann, dürfen wir nicht vergessen, daß die Politik des 
Ostens von der Politik des Westens beeinflußt, wenn 
nicht gar bedingt wird: 

Unser Zusammenhalt, unsere gemeinsame wirt- 
schaftliche, soziale und militärische Stärke, unsere 
Entschlossenheit und der Glaube an unsere Ideale 
sowie die sowjetische Vorstellung davon spielt bei 
den sowjetischen Planern ein große Rolle. 

Die sowjetische Wachsamkeit ist beständig und 
scharfsichtig. In dem Rampenlicht, mit dem sich 
freie Gesellschaften so wie die unsrige zwangsläufig 
umgeben, wird jede Politik, jede Absicht und Ak- 
tion, jede Schwäche und Stärke ständig beobachtet 
und bewertet. Jedes Anzeichen für Mangel an Ent- 
schlossenheit, Willen oder der Fähigkeit, hochtö- 
nende Beschlüsse zu verwirklichen, wird als Zeichen 
von Schwäche auf unserer Seite ausgelegt und hat 
sofort eine Verhärtung auf ihrer Seite zur Folge. 
Warum sollten sie auch durch Verhandlungen etwas 
preisgeben, was sie durch Versäumnisse der ande- 
ren Seite und durch Abwarten erhalten würden? 

Somit sind die Beziehungen zwischen den west- 
lichen Ländern, die Stabilität und Stärke unseres 
Bündnisses und die Rolle eines vereinigteren 
Europas von größter Bedeutung. 

Diese Beziehungen und besonders die Beziehun- 
gen zwischen den beiden Seiten des Atlantik offen- 
baren sich im Bereich der Politik, Wirtschaft und 
Verteidigung. 

Ich habe oft darauf hingewiesen, daß, wenn auch 
die NATO nicht die Organisation ist, in der Lösun- 
gen für fachliche Probleme im Wirtschafts- und Wäh- 
rungsbereich ausgearbeitet werden, sich doch das 
Bündnis dessen durchaus bewußt ist, daß sich Span- 
nungen an der Wirtschaftsfront auf unsere gesamte 
Solidarität und unseren Zusammenhalt sowie auf 
unsere Verteidigungsfähigkeit auswirken können 
und werden. Dies ist natürlich für die NATO von 
vordringlichem Interesse. Diese Entwicklungen wer- 
den auch unsere allgemeinen politischen Beziehun- 
gen, die das Nordatlantische Bündnis seit 24 Jahren 
festgelegt hat, beeinflussen. 

In diesem Zusammenhang muß ich meine Sorge 
über die offenbar allgemein vorherrschende Auf- 
fassung hinsichtlich der Notwendigkeit äußern, daß 
man sich zu beiden Seiten des Atlantik innerhalb 
des Bündnisses für „zähe Verhandlungen 1 ' rüsten 
muß. Solch eine Auffassung scheint mir sehr gefähr- 
lich zu sein, da ich nicht glaube, daß das Problem 
darin liegt, daß die eine oder andere Seite einen 
taktischen Vorteil dadurch gewinnt, daß sie „zäher" 
als die andere ist. Wir sollten uns lieber zusammen- 
setzen und unsere Probleme im Geiste einer beider- 
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seitigen Verständigung und Zusammenarbeit disku- 
tieren. Die Verteidigung fällt natürlich auch in den 
Bereich der Ost-West-Beziehungen und hier wie auch 
hinsichtlich der politischen Beziehungen zwischen 
Ost und West hat sich die Entwicklung sehr rasch 
und gewissen Kreisen zufolge sogar dramatisch 
vollzogen. Es besteht heute eine annähernde strate- 
' gische Nuklearparität, der Warschauer Pakt ist kon- 
ventionell der NATO überlegen und besitzt Streit- 
kräfte, die qualitativ, quantitativ und stellungsmäßig 
über die berechtigten Erfordernisse der Selbstver- 
teidigung weit hinausgehen. Last but not least, 
haben die Sowjets eine erstklassige Hochseemarine 
entwickelt, deren militärische Präsenz und politischer 
Einfluß heute weltweit ein Begriff ist. Wenn ich die 
Tragweite dieser Situation prüfe, möchte ich gern 
eine Wiederholung dessen vermeiden, was von 
Herrn Critchley und Herrn Dankert in den Ihnen 
vorgelegten Berichten so hervorragend dargestellt 
wurde. Beide sollte man zu ihren eingehenden 
Analysen und den von ihnen entwickelten Gedanken 
beglückwünschen. 

Jedermann weiß, daß Europa, das sich von den 
Folgen des Zweiten Weltkrieges mit Hilfe der 
umfassenden Unterstützung des amerikanischen 
Marshallplans erholte, seit nunmehr mehr als 20 Jah- 
ren unter dem amerikanischen Nuklearschirm wächst 
und gedeiht. Während dieser Zeit hat Amerika den 
Hauptteil der westlichen Verteidigung getragen. 
Selbstverständlich kann man nicht erwarten, daß die 
USA für alle Zeit den gleichen Anteil tragen. 

Unsere amerikanischen Freunde und Verbünde- 
ten, die seit gut zwei Jahrzehnten zu unserem 
Schutz beigetragen haben, appellieren nun an 
Europa, einen größeren Anteil der eigenen Verteidi- 
gung zu übernehmen. Es ist absolut erforderlich, daß 
die europäischen Länder eine positive und überzeu- 
gende Antwort geben, wenn die USA ihre Verteidi- 
gungsverpflichtungen für unseren Kontinent in glei- 
cher Höhe beibehalten sollen. Diese amerikanische 
Verpflichtung und alles, was damit zusammenhängt, 
ist für die nahe Zukunft für die europäische Sicher- 
heit unerläßlich. 

Die positive Arbeit der Eurogroup ist in dieser 
Hinsicht sicherlich sehr willkommen, und wir kön- 
nen alle hoffen, daß sie weiterhin solche konkreten 
Beiträge wie bisher leistet. 

Aber es geht um viel mehr, und die weitere Ar- 
beit hängt von dem politischen Willen eines ver- 
einigten Europas ab, der sich bisher noch nicht ge- 
. zeigt hat. 

Wie die wirtschaftlichen Probleme muß die Ver- 
teidigung als Spiegelbild einer politischen Gesamt- 
situation gesehen werden, und auch hier hat das 
Bündnis gerechtfertigte Bedenken, da die neue 
Situation, in der wir uns nun befinden, große Risi- 
ken birgt — nicht nur was unsere äußere Sicherheit 
angeht, sondern auch hinsichtlich unserer internen 
politischen Solidarität, ohne die unser Wohlstand, 
unsere Unabhängigkeit und Freiheit auf die Dauer 
nicht möglich wären. Der Nordatlantikpakt und die 
Organisation als solche wie die daraus entstandenen 
zwischenstaatlichen Beziehungen sind der Beweis 
unserer politischen Solidarität seit 1949. Wenn wir 


von den „Verbündeten" sprachen, bezog sich das auf 
den Nordatlantikpakt, der unsere gemeinsamen 
Vorstellungen und Ideale sowie die umfassenden 
Vertrags Verpflichtungen selbst darstellt. Wenn wir 
uns vorstellen, wie sich die Beziehungen zwischen 
unseren Ländern in den 70er Jahren entwickeln sol- 
len, sollten wir keine Alternativen zum Bündnis 
dulden; es sei denn, wir sind sicher, daß sie erstens 
notwendig sind, und daß sie zweitens vor allem die 
gleiche Unabhängigkeit und Sicherheit, die unsere 
Zugehörigkeit zum Nordatlantischen Bündnis wäh- 
rend der letzten 24 Jahre ausgezeichnet hat, gewähr- 
leisten. 

In diesen grundlegenden Bereichen können Mit- 
glieder dieses Parlaments einen wesentlichen Bei- 
trag dadurch leisten, daß sie ihren Regierungen 
helfen, die starre Auslegung der nationalen Inter- 
essen, die sich für unsere politische Einheit und eine 
sinnvolle und glaubwürdige Verteidigungsstruktur 
als so nachträglich erwiesen haben, zu überwinden. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Mr. President! Der 
Herr Generalsekretär hat in seinen Ausführungen 
auf die Sicherheitskonferenz und auf die MBFR- Ver- 
handlungen Bezug genommen. Wenn wir um ein 
Jahr zurückdenken, so erinnern wir uns, daß im 
Sommer vorigen Jahres in den Vorstellungen der 
westlichen Regierungen ein sehr hohes Maß an In- 
terdependenz zwischen diesen beiden Verhandlun- 
gen bestand. Das heißt, man ging auf westlicher 
Seite und besonders bei den Amerikanern davon aus, 
daß zwischen Fortschritten der Sicherheitskonferenz 
und der MBFR eine Synchronisierung bestehen 
müsse. 

Nach dem bisherigen Verlauf müssen wir sagen, 
daß von einer Synchronisierung nicht mehr die Rede 
sein kann. Die Sicherheitskonferenz wird in wenigen 
Wochen beginnen, während es bis zum Start einer 
MBFR-Konferenz noch eine geraume Weile dauern 
wird. Ich möchte daher den Herrn Generalsekretär 
fragen, ob nicht durch den Wegfall dieser Inter- 
dependenz beziehungsweise dieser Synchronisierung 
die Gefahr einer Schädigung westlicher. Interessen 
besteht. 

Generalsekretär Luits: Ich verstehe sehr wohl die 
Frage des verehrten Abgeordneten nach der Syn- 
chronisierung, dem Parallelismus oder der Interde- 
pendenz. Es sieht so aus, als ob Wir das etwas ver- 
gessen haben. Wenn ich sage „wir", meine ich na- 
türlich die Regierungen der Allianz. 

Aber ich kann dem verehrten Abgeordneten ver- 
sichern, daß das nicht der Fall ist. Wir haben jetzt, 
wie ich soeben gesagt habe, unsere Seite der Waage 
gehalten, und wir vertrauen darauf, daß auch die 
Sowjets es tun werden und daß wir Ende Oktober 
die MBFR-Konferenz eröffnen können. Wenn das 
nicht der Fall sein sollte, dann wird — das kann ich 
Ihnen versichern — nicht alles so glatt verlaufen. 
Mehr kann ich jetzt darüber nicht sagen. 

Richter (SPD) : Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Herr Generalsekretär, diese Versammlung 
der WEU hat vorgestern die Empfehlung 607 ange- 
nommen, die unser Kollege Kahn- Ackermann vorge- 
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legt hatte. Darin wird unter anderem empfohlen, zu- 
sammen mit den USA die Möglichkeit einer gemein- 
samen atlantischen nuklearen Politik zu untersu- 
chen. Der Berichterstatter, der Kollege Kahn-Acker- 
mann, hat vorgeschlagen, daß dabei auch von der 
NATO die gleichen Mittel eingesetzt werden, die 
sich bei der Frage des NATO-Ausschusses für Um- 
weltfragen so erfolgreich bewährt haben. Darf ich 
Sie fragen, Herr Generalsekretär, wie Sie diesen 
Vorschlag der Empfehlung bewerten. 

Generalsekretär Luns: Ich möchte dem verehrten 
Herrn Richter sagen, daß die Empfehlung 607, wenn 
ich sie richtig verstanden habe, die nukleare Ent- 
wicklung auf vielen Gebieten behandelt. Das ist 
eine sehr gute Sache. Ich habe die Empfehlung von 
Herrn Kahn-Ackermann mit Genugtuung gelesen. 

Der militärische Aspekt ist ein anderer und ziem- 
lich heikel. Es gibt hier allerhand Probleme. Ich 
möchte darauf aufmerksam machen, daß wir doch 
alle den Nicht-Weiterverbreitungsvertrag unter- 
zeichnet haben. 

Eine Zusammenarbeit bei der Verwendung für 
friedliche Zwecke können wir von der NATO aus 
mit großer Zufriedenheit zur Kenntnis nehmen, und 
wir können versuchen, sie zu entwickeln. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Oberkommandierenden 
der alliierten Streitkräfte in Europa, 
General Goodpaster 

General Goodpaster: Ich freue mich wirklich 
sehr, wieder in Paris zu sein und hier vor Ihnen 
sprechen zu können. Ich habe jahrelang in Paris 
und seinen Vororten gewohnt und es ist immer 
eine meiner Lieblingsstädte gewesen. Jedesmal, 
wenn ich nach Paris komme, fällt mir jedoch auf, 
daß sich vieles geändert hat. Ich bin sicher, daß es 
vielen von Ihnen ebenso geht. Das erinnert mich 
an eine Geschichte über Bernard Baruch, einen 
außergewöhnlich erfolgreichen amerikanischen Fi- 
nanzmann, der verschiedene Präsidenten beraten 
hat. Baruch, damals etwa 70 Jahre alt, kam gerade 
von einem Ausflug nach Paris zurück. Ein Freund 
fragte ihn, „wie hat es Dir diesmal in Paris gefal- 
len? 11 Baruch antwortete, „es war nicht mehr so wie 
früher 11 . „Oh 11 , sagte sein Freund, „Du meinst als 
Paris noch Paris war? 11 „Nein", antwortete der 
Finanzmann, „als Baruch noch Baruch war." 

Dennoch ist es ein Vergnügen, nach Paris zurück- 
zukehren und ein ganz besonderes Vergnügen, vor 
der Versammlung der WEU zu sprechen. Ich habe 
viele von Ihnen in ihrer Eigenschaft als NATO- 
Parlamentarier und Ausschußmitglieder kennenge- 
lernt, aber es ist das erste Mal, daß ich Gelegen- 
heit habe, vor dieser Versammlung zu sprechen, 
was natürlich für einen SACEUR ganz angebracht 
ist. In Artikel 4 des Brüsseler Vertrages steht, daß 
die WEU und ihre Organe 

„in militärischen Angelegenheiten hinsichtlich 
Auskunftserteilung und Beratung auf die zu- 


ständigen militärischen NATO-Stellen angewie- 
sen sind 11 . 

Folglich hatten mehrere meiner Vorgänger zu der 
Versammlung Kontakt, als SHAPE seinen Sitz noch 
in Paris hatte. Dies ist jedenfalls der erste der- 
artige Besuch, seit das Hauptquartier 1967 nach 
Belgien verlegt wurde. Deshalb halte ich es für an- 
gebracht, die Veränderungen in der militärischen 
Sicherheitssituation während der letzten sechs Jahre 
als Ausgangspunkt zu nehmen. Es gab eine Menge 
bedeutender Veränderungen und nicht alle waren 
zum Besten. 

Zuerst einmal hat das Anwachsen des sowjeti- 
schen strategischen offensiven wie defensiven Nu- 
klearpotentials das strategische Gleichgewicht all- 
mählich und zwar zum Nachteil des Westens ver- 
ändert. Von seiner Position der strategischen 
Überlegenheit vor noch einigen Jahren hat sich der 
Westen in Richtung einer gleichwertigen und auf 
einigen Gebieten sogar unterlegenen Position be- 
wegt. Durch die SALT- Abkommen wurde diese 
Situation mehr oder weniger stabilisiert. Die neue 
strategische Parität hat weitreichende militärische 
Auswirkungen. Einige Militärstrategien, die der 
Westen früher verwirklichen konnte, sind nicht län- 
ger möglich. In dieser Situation ist es weniger wahr- 
scheinlich, daß die Atomwaffen allein eine Ab- 
schreckungsmacht hinsichtlich des breiten Spektrums 
aller möglichen Konflikte darstellen. Folglich hat 
diese strategische Parität die Bedeutung der Bei- 
behaltung von entsprechenden konventionellen 
Boden-, See- und Luftstreitkräften — gestützt durch 
taktische Atomwaffen — erhöht, damit wir in der 
Lage sind, mit den vielfältigen möglichen Heraus- 
forderungen fertig zu werden. 

In den USA werden jetzt z. B. mehr als 56 °/o des 
Verteidigungshaushaltes für Arbeitskräfte und die 
damit verbundenen Kosten ausgegeben. Obgleich 
dieser Prozentsatz in anderen Ländern des Nord- 
atlantischen Bündnisses niedriger ist, ist er überall 
im Westen im Ansteigen begriffen. Als Folge da- 
von gibt das Bündnis jetzt über die Hälfte seines 
gemeinsamen Verteidigungshaushalts für Personal- 
kosten aus, im Gegensatz zu etwa einem Viertel in 
den Warschauer-Pakt-Staaten. Infolge dieser steigen- 
den Personalkosten wird weniger Geld in moderne 
Waffen und Ausrüstungen investiert und das zu 
einer Zeit, da diese Ausrüstungen zunehmend kom- 
plizierter und somit teurer werden. 

Wie sie wissen, sind ja die Kosten aufeinander- 
folgender Generationen von Militärausrüstungen 
rasch angestiegen. Die Waffen kosten heute im 
Durchschnitt 2- bis 3mal mehr als die, die sie er- 
setzen, und das sogar unter Berücksichtigung der 
Inflation. Für einige Ausrüstungstypen sind die 
Kostensteigerungen noch größer. Erstklassige neue 
Flugzeuge kosten z. B. 4- bis 5mal mehr als die 
alten Flugzeuge, die sie ersetzen, und zwar in erster 
Linie aufgrund ihrer hochkomplizierten Elektronik- 
und Feuerleitsysteme. Ferner ist diese hoch- 
komplizierte Ausrüstung oft schwieriger zu warten 
und instand zu setzen. Diese Kompliziertheit führt 
häufig zu einer geringeren Zuverlässigkeit und zu 
größeren Betriebskosten. Als Folge dieser Trends 
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sind wir nicht in der Lage, ältere Waffen auf einer 
1 : 1 -Basis zu ersetzen. Sicherlich bringen die neuen 
Systeme mehr Leistung, aber diese größere Lei- 
stung ist nicht immer ausreichend, um den hohen 
Verlust an Flexibilität auszugleichen, der durch die 
geringere Anzahl bedingt ist. 

Während Personal- und Ausrüstungskosten ge- 
stiegen sind, ist die Unterstützung der Öffentlichkeit 
für Militärprogramme gesunken. Hinter dem von 
den Militärstreitkräften der NATO geschaffenen 
Schutzschild hat Westeuropa lange Zeit Frieden 
und Wohlstand genossen. Dieser Frieden und wirt- 
schaftliche Wohlstand — so wünschenswert sie 
natürlich sind — haben das Gefühl für Gefahr ab- 
gestumpft. 

Innerhalb der NATO und Westeuropa gibt es 
heute nicht mehr das, was General Eisenhower „ein 
unmittelbares Gespür für Gefahren" nannte. Ver- 
teidigungsbündnisse wie die NATO gedeihen am 
besten in schlechten Zeiten voller Gefahren und 
verlieren in der Regel an Zusammenhalt, wenn die 
Gefahr nachläßt oder nachzulassen scheint Ferner 
ist eine neue und lautstarke Generation in unse- 
ren Ländern herangewachsen. Eine Generation, die 
Invasion und Unterwerfung nicht kennengelernt hat 
und noch nicht davon überzeugt ist, daß militäri- 
sche Sicherheit tatsächlich eine Voraussetzung für 
das gute Leben ist, das sie genießt. 

Der Krieg in Europa ist nun seit 28 Jahren zu 
Ende. Wie ich höre, ist das Durchschnittsalter der 
Bevölkerung in Amerika jetzt genau so hoch — 
auch 28 Jahre — d. h., daß genau die Hälfte der 
Bevölkerung nach dem Zweiten Weltkrieg geboren 
wurde. Ich nehme an, daß in Europa ungefähr die 
gleiche Situation besteht. Der erste Teil des von 
Herrn Dankert vorgelegten Berichts enthält eine 
interessante Analyse über das Verhalten unserer 
Völker, besonders unserer Jugend, und einige kon- 
krete Empfehlungen für die Regierungen. 

Als Ergebnis dieser langen und willkommenen 
Friedensperiode und dieser veränderten Einstellung 
zur Verteidigung wird in fast allen unseren Län- 
dern Druck in Richtung auf einseitige Truppen- 
reduzierungen spürbar, überall erheben sich Stim- 
men — die laut, wenn auch nicht immer logisch for- 
dern — daß der Militärdienst gekürzt werden soll, 
die Truppen reduziert und die Gelder nicht-militä- 
rischen Zwecken zukommen sollen. Das ist ein wei- 
terer hochansteckender.Virus. Jede tatsächliche Kür- 
zung in einem anderen Land wird sofort von den 
Publizisten in anderen Ländern aufgegriffen und 
als Grund oder als Entschuldigung für ähnliche 
Kürzungen in ihrem Land benutzt. 

In Ländern, in denen Wehrpflicht besteht, äußern 
sich Kürzungen oft in einer Kürzung des Militär- 
dienstes. Aber wir sollten uns nicht täuschen las- 
sen, wenn wir daran denken, den Militärdienst zu 
kürzen. Heutzutage reicht es militärisch gesehen 
nicht länger aus, einen Mann nur im Schießen mit 
Gewehren oder Maschinengewehren auszubilden. 
Wenn er seinen Platz in einer leistungsfähigen 
Kampfeinheit behaupten soll, muß er mit hochent- 
wickelten Waffen und Ausrüstungen umgehen kön- 


nen und ständig mit seiner Einheit unter gefechts- 
mäßigen Bedingungen trainiert werden. So muß ein 
Soldat, der einen Panzer fährt, ein hochqualifizier- 
ter Spezialist sein, der als Mitglied eines kleinen, 
gut ausgebildeten Teams arbeitet. Aber das ist noch 
nicht genug. Er muß auch wissen, wie er seinen 
Panzer als Teil eines größeren Teams fährt, und 
zwar in Verbindung mit Infanterie- und Artillerie- 
einheiten und in Zusammenarbeit mit der Luftunter- 
stützung. Die Einheit muß Tag und Nacht einsatz- 
bereit sein, und zwar auf jedem Gelände und bei 
jedem Wetter. Und um diesen Ausbildungsstand zu 
erreichen, braucht es Zeit. Die Länder des War- 
schauer Paktes sind sich dieser Lektion durchaus 
bewußt, die meisten von ihnen bestehen auf einer 
Mindestwehrpflicht von zwei Jahren. 

Sicherlich kosten Soldaten viel Geld, aber ein aus- 
gebildeter Soldat stellt die erste Verteidigungslinie 
gegen einen Angreifer dar. Können wir es uns 
wirklich leisten, unsere jungen Männer ins Feld zu 
schicken, wenn sie weniger gut ausgebildet sind als 
die, gegen die sie kämpfen werden, besonders wenn 
uns die feindliche Macht zahlenmäßig so stark über- 
legen ist? Falls wir das täten, würden wir unserer 
Verantwortung ihnen gegenüber gerecht? 

Auf diplomatischer Ebene heißt es oft, daß wir 
von einem Zeitalter der Konfrontationen nun in ein 
Zeitalter der Verhandlungen eingetreten seien und 
beides, das Tempo und die Bedeutung der Ver- 
handlungen, sind in den letzten Jahren gestiegen. 
Eine Reihe dieser Verhandlungen greift — direkt 
oder indirekt — * auf die militärische Sicherheits- 
situation über, aber ein Rückschlag könnte die 
Situation abrupt ändern. Ich spreche hier natürlich 
von den Verhandlungen über beiderseitige und aus- 
gewogene Truppenreduzierungen, deren Vorgesprä« 
che in Wien stattfinden. Der Bericht von Herrn 
Critchley enthält einen interessanten Abschnitt über 
die politischen Schwierigkeiten bei den MBFR, und 
Generalsekretär Luns hat Sie gerade über den neue- 
sten Stand der Verhandlungen informiert. Zusätz- 
lich ist es sicher sinnvoll, wenn ich kurz meine 
Ansichten zu diesem wichtigen Thema vom Stand- 
punkt des Alliierten Militärkommandos darlege. 
Wie ich es sehe, sind die MBFR beides — eine Her- 
ausforderung und eine Gelegenheit. Die Verwirk- 
lichung beiderseitiger und ausgewogener Truppen- 
reduzierungen ist ein vom Standpunkt der militä- 
rischen Sicherheit aus herausforderndes und wün- 
schenswertes Ziel, vorausgesetzt, daß es zu größerer 
Stabilität führt und die Wahrscheinlichkeit eines 
Konfliktes verringert. „Unverminderte Sicherheit" 
ist die von der NATO gewählte Formulierung, die 
ich für richtig halte. 

Ich habe schon lange eine Verminderung nach 
einem derartigen Modell für theoretisch und logisch 
durchführbar gehalten. Es sollte grundsätzlich mög- 
lich sein, mit verminderter Truppenstärke die glei- 
che Sicherheit, wie sie jetzt auf beiden Seiten be- 
steht, zu gewährleisten. Aber von der Theorie zur 
Praxis ist es — wie wir bereits wissen — ein müh- 
samer und zeitraubender Schritt. Der „London 
Economist" stellte vor nicht langer Zeit fest, daß 
ein Vergleich zwischen der Komplexität der MBFR- 
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Verhandlungen und der Gespräche über die Be- 
grenzung der strategischen Rüstung auf einen Ver- 
gleich des Schachspiels Spasski/Fischer mit einem 
Dominospiel hinausläuft. Manchmal denken wir bei 
SHAPE, daß der Economist womöglich die Schwie- 
rigkeiten noch unterschätzt hat. Zufällig war das ein 
Punkt, über den sich die Verhandlungspartner seit 
dem Beginn der Gespräche in Wien einig waren. 
Alle stimmten darin überein, daß das Thema kom- 
pliziert sei. Und das war auch der einzige Punkt, 
in dem sie Übereinstimmung erzielten. Die in den 
MBFR enthaltene Gefahr ist nur zu deutlich. Wer- 
den Truppenreduzierungen nicht sorgfältig ausge- 
wogen, können sie zu einer wesentlichen „entstabi- 
lisierenden" militärischen Überlegenheit der Sowjet- 
union und ihrer Warschauer Paktverbündeten füh- 
ren. 

Die NATO beginnt die MBFR mit mindestens drei 
wesentlichen militärischen Nachteilen. Erstens sind 
unsere Truppen gegenwärtig zahlenmäßig sowie an 
Offensivwaffen den Streitkräften der Warschauer- 
Pakt-Staaten unterlegen. Die Gefahr besteht hier 
darin, daß gleiche Reduzierungen bei zahlenmäßig 
ungleichen Streitkräften zu noch ungleicheren Streit- 
kräften führen. In dieser Hinsicht möchte ich einen 
weiteren Punkt hinzufügen. Während bei den Streit- 
kräften des Warschauer Paktes tatsächlich eine Ver- 
einheitlichung und Standardisierung und daher auch 
Flexibilität besteht, haben wir bei der NATO eine 
sehr viel geringere Einigung und Standardisierung 
im Sinne flexibler Kollektivstreitkräfte, die flexibel 
in unserem ganzen Verantwortungsbereich einge- 
setzt werden könnten, erreicht. 

Die Sowjetunion ist weiterhin durch ihre geogra- 
phische Lage begünstigt. Besonders seit dem Rück- 
zug der Franzosen aus der integrierten Militär- 
struktur des Bündnisses im Jahre 1966 fehlt es un- 
serer Position an Tiefe. Wir haben nicht soviel 
Raum wie wir möchten, um z. B. Reservetruppen 
von einem Teil der Front zum anderen zu transpor- 
tieren, um unseren Nachschub in der Tiefe zu staf- 
feln und unsere Flugplätze und Lagerhallen so zu 
verteilen, daß sie gegen Luftangriffe geschützt sind. 
Darüber hinaus ist das Zentralgebiet vom Süden 
durch einen von neutralen Ländern wie Österreich 
und der Schweiz gebildeten Winkel abgetrennt. Die 
Entfernungen begünstigen die Sowjetunion eben- 
falls bei einem „Rückzug" von Truppen. Eine Situa- 
tion, in der amerikanische Divisionen hinter den 
Atlantik und sowjetische Divisionen hinter den Bug 
zurückgezogen werden, ist offensichtlich nicht sym- 
metrisch. 

Darüber hinaus wird dieser sowjetische Vorteil 
noch durch die Tatsache verstärkt, daß die NATO 
eigentlich ein Verteidigungsbündnis ist. Um noch 
einmal einen Begriff des Schachspiels zu nennen, 
muß die NATO stets mit den schwarzen Figuren 
spielen. Ein Angreifer hätte militärisch gesehen den 
Vorteil der Initiative — und das ist schließlich ein 
großer Vorteil. Er könnte seine Truppen auf die 
kritischen Punkte konzentrieren, während die Ver- 
teidigungstruppen der NATO — die von seinen Plä- 
nen nichts wissen — ihrerseits Pläne vorbereiten 
und Truppen gegen viele mögliche Angriffspunkte 


aufstellen müssen. Man sagt in der Militärsprache, 
daß der, der die Initiative ergreift, den Zeitpunkt, 
den Ort, die Art und die Schwere des Angriffs be- 
stimmen kann, und das sind militärische Vorteile, 
die durch die mangelnde Flexibilität und Standar- 
disierung sowie das Fehlen weitgehend vereinheit- 
lichter Kollektivtruppen auf unserer Seite noch ver- 
größert werden. 

Bis jetzt ist noch kein militärisch annehmbares 
und verhandlungsfähiges MBFR-Schema entdeckt 
und vorgelegt worden, durch das die Vorteile des 
Warschauer Paktes infolge der bestehenden Trup- 
pen, der geographischen Lage und der Initiative 
ausgeglichen werden könnten. Aber die Entwick- 
lung von Maßnahmen zum Ausgleich dieser Vorteile 
geht rasch voran. Wir bemühen uns neben vielem 
anderen um sogenannte „mixed packages", bei 
denen beide Seiten Kürzungen bei den einzelnen 
Waffenkategorien vornehmen, und ebenfalls um die 
Auferlegung möglicher Beschränkungen im Rahmen 
der MBFR — und zwar in Form von Einschränkun- 
gen bei der Truppenbewegung, Mobilmachung, usw. 
Sicherlich müssen wir vorsichtig sein und dürfen 
die Auswirkungen dieser Beschränkungen nicht 
überschätzen. Im allgemeinen ist alles, was militä- 
risch dadurch erreicht wird, ein früherer Hinweis 
auf einen Angriff des Warschauer Paktes oder auf 
die Absicht oder die Androhung eines Angriffs. Aber 
auch das ist von großer Bedeutung, da er eine 
Schwelle darstellt, die die Warschauer-Pakt-Staaten 
überschreiten müßten, und das sollte' für uns ein 
deutliches Alarmsignal sein. 

Ich möchte mich nicht pessimistisch zu den MBFR 
äußern. Ich glaube durchaus, daß unsere Kontaktauf- 
nahme positiv sein kann, und ich glaube sogar, daß 
sie es ist. Gleichzeitig dürfen wir jedoch nicht ver- 
gessen, daß wir bei unserer Arbeit vorsichtig, gründ- 
lich und nachdrücklich Vorgehen müssen. 

Während die Vorbereitung der MBFR Fortschritte 
macht und während Vorbereitungsgespräche für die 
KSZE in Helsinki weitergehen, besteht eine psy- 
chologische Gefahr, die wir beachten sollten, da sie 
der Militärkapazität der NATO auch in naher Zu- 
kunft schaden könnte. Das ist die Euphorie, die sich 
in unseren Ländern bereits deswegen ausbreitet, 
weil die Gespräche begonnen haben — eine Euphorie, 
die, wie der frührere US-Staatssekretär Georg Ball 
kürzlich sagte, „den sehnsüchtigen Wunsch, daß der 
Kalte Krieg wirklich zu Ende ist, daß größere militä- 
rische Anstrengungen nicht länger vonnöten sind, um 
die Sicherheit des Westen zu gewährleisten, und 
daß jedes Ost-West-Problem nun im Sinne einer 
beiderseitigen Verständigung gelöst werden kann, 
begünstigt". 

Gleichzeitig zu den Gesprächen über Entspannung 
und sonstige Vereinbarungen war jedoch festzustel- 
len, daß in den letzten Jahren die militärische Stärke 
der Russen kontinuierlich angestiegen ist. Die So- 
wjets können von Entspannung reden wie sie wol- 
len, sie haben ein enormes Militärpotential, das noch 
weiter anwächst. In einer kürzlich von Professor 
Erickson von der Universität von Edinburgh fertig- 
gestellten Studie wird bestätigt, daß die sowjetischen 
Truppen in jedem der letzten Jahre erheblich und 
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beständig ausgebaut wurden. Diese Schlußfolgerung 
wurde überall kommentiert und hatte sogar einen 
gewissen Überraschungseffekt, was erstaunlich war, 
da es an öffentlichen Stellungnahmen einschließlich 
einiger meiner eigenen Schätzungen über das An- 
wachsen der Warschauer-Pakt-Truppen nicht gefehlt 
hatte. In jedem der letzten sechs Jahre seit 
Chruschtschows Sturz — hat sich der sowjetische 
Militärhaushalt jedes Jahr in bezug auf das Vorjahr 
real erhöht. Aus einigen kürzlich erfolgten öffent- 
lichen Schätzungen ergab sich, daß der sowjetische 
Militärhaushalt z. Z. den der USA übersteigt, und 
das bei einem nur halb so großen Bruttosozialpro- 
dukt. 

Ich habe bereits das Anwachsen des sowjetischen 
strategischen Atompotentials erwähnt. An konven- 
tioneller Stärke sind die Bodentruppen des War- 
schauer Paktes hinsichtlich der Divisionen, der Feuer- 
kraft und der Soldaten mehr als zweimal so groß 
wie die NATO-Truppen. Zusätzlich erhöhten die 
Warschauer-Pakt-Staaten ständig ihre Kampfstärke 
durch neue Panzer, neue Mannschaftswagen, neue 
Raketen und zusätzliche Artillerie, und zwar alles 
in den letzten paar Jahren. 

Ein Vergleich mit der Stärke der europäischen Luft- 
waffe bringt zutage, daß die Warschauer-Pakt-Staa- 
ten zweimal soviel Kampfflugzeuge haben wie die 
NATO. Sie sind uns in der Zahl der Flugzeuge über- 
legen, sie haben mehr Flugplätze, mehr Schutzanla- 
gen, bessere Kommando- und Kontrollmöglichkei- 
ten und beträchtlich mehr Streitkräfte zur Flugab- 
wehr. Die Sowjets haben moderne Hochleistungs- 
flugzeuge in ihre eigene und in die Luftwaffe 
ihrer Warschauer-Pakt-Verbündeten eingeführt. 

Der Ausbau der sowjetischen Marine ist beson- 
ders alarmierend. Vor einer Generation lediglich 
im Besitz einer größeren Küstenschutzflotte, hat die 
Sowjetunion heute die zweitgrößte Flotte der Welt. 
Sie wächst auch am schnellsten und besteht folglich 
aus modernen Schiffen. Nur l°/o der Kriegsschiffe 
der Sowjetunion ist älter als 20 Jahre. Dieser Pro- 
zentsatz sfeht in krassem Gegensatz zu einer wach- 
senden Veralterung innerhalb der verschiedenen 
NATO-Flotten. Die sowjetische Unterwasserflotte ist 
die größte der Welt. Im Kriegsfall würde sie unsere 
Seeverbindungswege ernsthaft bedrohen. Auch in 
Friedenszeiten ist die Präsenz der Sowjetmarine in 
der ganzen Welt spürbar. Der Oberbefehlshaber, 
Admiral Gorschkow, hat die- Ziele ganz deutlich 
klargestellt. Er sagte, „die Sowjetmarine wird sich 
nicht länger auf ihre Binnengewässer beschränken, 
sondern sie wird die Freiheit der Meere nutzen und 
durch ihre weltweite Präsenz in Friedenszeiten den 
kommunistischen Einfluß über die Grenzen der 
UdSSR hinaustragen. Wir sollten an die Warnung 
des Themistokles vor langer Zeit denken: „Wer 
Herr der Meere is,t, wird früher oder später auch 
Herr eines Weltreichs sein". 

Die Aktivitäten der Sowjetunion an den Flanken 
der Alliierten Kommandos Europa sollten wir beson- 
ders beachten. An der norwegischen Flanke stellt 
die in Murmansk stationierte Sowjetflotte eine lei- 
stungsfähige moderne Streitmacht mit etwa 500 
Schiffen dar. Ihre häufigen Übungen lassen vermu- 


ten, daß die Sowjets in Kriegszeiten von einer vor- 
gerückten Position aus zwischen Grönland und 
Nordschottland operieren und versuchen werden, 
die norwegische See und den Nordatlantik in den 
Griff zu bekommen. Sowohl auf der Kola-Halbinsel 
wie in den Ostseehäfen wurden amphibische Streit- 
kräfte aufgebaut, die innerhalb der Reichweite der 
auf dem Boden stationierten sowjetischen Kampf- 
flugzeuge eingesetzt werden müssen. Übungen au- 
ßerhalb von Norwegen lassen vermuten, daß sie für 
den Einsatz in den norwegischen Fjorden und gegen 
die dänischen Inseln bestimmt sind. Die umfangrei- 
che Ostsee-Flotte mit sowjetischen, ostdeutschen 
und polnischen Schiffen führt Operationen inner- 
halb und außerhalb der Ostsee und auf dem offenen 
Meer aus. 

An der Südflanke der NATO hat sich die sowje- 
tische Flotte im Mittelmeerraum in den letzten 
Jahren sehr vergrößert und stellt eine große Be- 
drohung für unsere Seewege, die für unser Bündnis 
für die Verschiffung von öl und anderen Rohstoffen 
sehr wichtig sind, dar. Zusammen mit dieser grö- 
ßeren Konzentration im Mittelmeer wurden größere 
sowjetische Truppenbewegungen an der nordafrika- 
nischen und Nahostküste festgestellt. Während die 
UdSSR gezwungen war, ihre militärischen Beob- 
achter von Ägypten abzuziehen, benutzt sie weiter- 
hin die dortigen Stützpunkte. Somit ist die Bedrohung 
durch die Sowjets an der Südflanke der NATO in 
den letzten Jahren gestiegen. 

Dies sind einige Aspekte des Modells sowjetischer 
Militärstärke und -tätigkeit. Die Sowjets sind wei- 
terhin in vielen Gebieten auf dem Vormarsch, beson- 
ders dort, wo sie Schwäche, Verwirrung oder Kon- 
flikte, die ausgenutzt werden können, sehen oder 
vermuten. Sie tendieren ständig zu Expansion, zu 
größeren Truppenkonzentrationen und zu einer im- 
mer größeren Präsenz in neuen strategischen Ge- 
bieten der Welt. 

Bis jetzt habe ich mich auf die bedeutenden Ver- 
änderungen in der militärischen Sicherheitssituation 
in den letzten sechs Jahren konzentriert. Auf der 
einen Seite sehen wir eine neue strategische Parität, 
die steigenden Personal- und Ausrüstungskosten zu- 
sammen mit einer sinkenden öffentlichen Unterstüt- 
zung für Militär ausgaben und die Vorbereitungen 
für die wichtigen Verhandlungen über beiderseitige 
und ausgewogene Truppenreduzierungen. Auf der 
anderen Seite sehen wir uns immer größer werden- 
den sowjetischen Truppen gegenüber — heute schon 
der stärksten Konzentration militärischer Macht, die 
die Welt je gesehen hat. 

Wenn ich mich auch auf diese Veränderung kon- 
zentriere, möchte ich nicht den Eindruck erwecken, 
daß sich alles geändert habe. Vieles hat sich natür- 
lich nicht geändert. Die Ziele der NATO, insbeson- 
dere die Ziele, die wir mit der WEU weitgehend ge- 
meinsam haben, sind von Anfang an die gleichen ge- 
blieben. Traditionsgemäß handelt es sich dabei um 
zweierlei: Abschreckung und Verteidigung. Aber ich 
möchte zwei weitere hinzufügen, die — wie ich 
glaube — immer miteinbegriffen waren: Solidarität 
und Entspannung. 
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Ich möchte nun zu jedem dieser vier Ziele ein paar 
Worte sagen. Das traditionelle Ziel der Abschreckung 
ist heute, wie auch zur Zeit der Gründung des 
Alliierten Kommandos Europa im Jahre 1951, der 
auserwählte und bevorzugte Weg, bei dem Sicher- 
heit gegeben und die Freiheit geschützt ist. Ab- 
schreckung bedeutet auch weiterhin die Sicherung 
des Friedens dadurch, daß durch sie militärische 
Angriffe und militärischer Druck abgewendet wer- 
den. Ich möchte betonen, daß die Abschreckung 
nicht nur die Vermeidung eines offenen Angriffs 
durch die Sowjetunion und ihre Warschauer-Pakt- 
Verbündeten gegen Westeuropa bezweckt. Wie sie 
wissen, gibt es andere und subtilere Mittel, durch 
die die Kommunisten versuchen, das zu bekommen, 
was Sir Winston Churchill einmal „die Früchte des 
Krieges ohne die Kosten des Krieges" nannte. Das 
Ziel der Abschreckung besteht nicht nur darin,, die 
Sowjets von direkten Militärangriffen, sondern auch 
von jeglichem Versuch abzuhalten, indirekt mili- 
tärischen Druck auszuüben. 

Damit diese Abschreckung wirksam ist, müssen 
wir die sowjetischen Staatsmänner davon überzeu- 
gen, daß unsere Verteidigung für sie Kosten und 
Risiken mit sich bringt, die die erhofften Gewinne 
bei weitem übertreffen. Professor Eugene Rostow 
beschrieb diesen Prozeß sehr treffend als die 
„stille Entfaltung akzeptabler Risiken 11 . Somit be- 
ruht die Abschreckung genau auf dem zweiten Ziel — 
der Verteidigung. Wir müssen jedem möglichen An- 
greifer überzeugend klarmachen, daß unsere Völker 
den Willen und die Mittel haben, ihr Staatsgebiet 
zu verteidigen und daß sich ein Angriff nicht lohnt. 
Somit brauchen wir — um vor einem Krieg abzu- 
schrecken und zur Verteidigung — falls die Ab- 
schreckung nicht erfolgreich war — starke und ein- 
satzbereite Verteidigungstruppen. 

Das dritte Ziel, das der Militärapparat der NATO 
bezweckt, ist meiner Meinung nach die Solidarität — 
d. h. kollektives Handeln und Einheit innerhalb des 
Bündnisses. Denn die Solidarität läßt unsere Länder 
über den Streitigkeiten, dem alten Haß und den ge- 
genseitigen Konflikten der Vergangenheit stehen, 
die sie geschwächt und zweimal in diesem Jahr- 
hundert fast zerstört haben. Bei gemeinsamen 
Bemühungen um eine kollektive Verteidigung, „durch 
gemeinsames Handeln 11 , wie General Eisenhower 
sagte, haben die Verbündeten ein Ergebnis erzielt, 
das, falls jeder für sich gehandelt hätte, einige oder 
sogar alle nicht erreicht hätten. Darüber hinaus 
machen es die Verbündeten durch ihre Solidarität 
jedem Angreifer unmöglich, jede Nation einzeln an- 
zugreifen oder eine gegen die andere auszuspielen. 
Ähnlich ist die Begegnung von Parlamentariern 
aus allen Unterzeichnerstaaten des Brüsseler Paktes 
als. ein hervorragendes Beispiel für diese Solidari- 
tät zu werten. 

Unser viertes Ziel ist die Entspannung — ein 
Nachlassen der Spannungen. Entspannung ist ein 
vielgebrauchtes und in diesen Tagen anscheinend 
manchmal mißbrauchtes Wort. Sir Alec Douglas- 
Home machte kürzlich in Bonn einen Unterschied 
zwischen „illusorischer 11 und „wirklicher 11 Entspan- 
nung, und ich halte diesen Unterschied für sehr wich- 


tig. Wirkliche Entspannung, sinnvolle und dauer- 
hafte Entspannung kommt dadurch zustande, daß die 
Ursachen und nicht die Symptome der Spannungen 
verringert und beseitigt werden, während sie gleich- 
zeitig unsere Sicherheit, Integrität und unsere ge- 
sellschaftlichen Werte erhält. Eine Verringerung der 
Spannungen muß, soll sie sinnvoll sein, Hand in 
Hand mit einer Verringerung der uns bedrängenden 
Gefahren gehen, — Gefahren, die durch die massive 
Militärmacht der Warschauer-Pakt-Staaten entstan- 
den sind. Eine Verringerung der Spannungen ohne 
gleichzeitige Verringerung dieser Gefahren, die Sir 
Alec „illusorische Entspannung 11 nannte, könnte un- 
seren Völkern einen falschen Eindruck von Sicher- 
heit vermitteln und somit die Risiken und Gefahren 
in unserer Position nur noch erhöhen. 

Um diese vier Ziele — Abschreckung, Verteidi- 
gung, Solidarität und Entspannung — in der sich 
wandelnden militärischen Sicherheitssituation, die 
ich beschrieben habe, zu erreichen, hat die NATO in 
den letzten Jahren eine Anzahl positiver Maßnah- 
men getroffen; einige galten nur für Europa, andere 
betrafen sowohl die europäischen wie nordamerika- 
nischen Partner. Die meisten von ihnen kennen die 
Entscheidung der Länder der sogenannten Euro- 
group von 1970, nämlich einen größeren Beitrag zur 
gesamten Verteidigung des vom Nordatlantikpakt 
umfaßten Gebietes zu leisten. Das Ergebnis war ein 
besonderes Programm zur Verbesserung der euro- 
päischen Verteidigung, durch das während der näch- 
sten fünf Jahre eine zusätzliche Milliarde Dollar für 
die Infrastrukturprojekte der NATO sowie für eine 
Verbesserung der der NATO unterstellten nationa- 
len Streitkräfte zur Verfügung gestellt wurde. 

1972 haben die Länder der Eurogroup in einer 
zweiten Runde zusätzlicher Anstrengungen die Ver- 
teidigungsbemühungen um weitere 6 °/o erhöht, was 
für das genannte Jahr mehr als eine Milliarde Dollar 
ausmachte. Während der Gespräche in Brüssel im 
letzten Dezember einigten sich die Länder der Euro- 
group auf eine dritte Runde von Erhöhungen, die 
sich im Jahre 1973 auf zusätzliche IV2 Milliarden 
Dollar belaufen wird. Sicherlich wird ein Teil dieser 
zusätzlichen Mittel durch steigende Preise wieder 
aufgefangen. Aber auch wenn man diesen Faktor 
berücksichtigt, haben sich die von den Eurogroup- 
Ländern der Verteidigung zugewiesenen Gelder 
real erhöht; 

1973 ist z. B. die Verteidigungskapazität der 
NATO-Streitkräfte erhöht worden, und zwar durch 
die Einführung von fast 400 neuen Kampfpanzern, 
von über 1 600 sonstigen gepanzerten Fahrzeugen 
und von über 200 Panzerabwehrwaffen mittlerer 
Reichweite. Die NATO-Flotten werden neue Begleit- 
zerstörer erhalten, ebenso Minenleger, Patrouillen- 
boote und 11 U-Boote, davon zwei mit Atomantrieb 
— - dazu Patrouillenflugzeuge und Hubschrauber zur 
Bekämpfung von U-Booten. Das Potential der Luft- 
waffe wird in ähnlicher Weise durch über 100 neue 
Kampfflugzeuge, neue taktische Transportmaschinen 
und Hubschrauber zum Truppentransport und zur 
Aufklärung verstärkt. Die Luftverteidigungskapazi- 
tät der NATO wird durch fast 100 Flugabwehrge- 
schütze und fast 2 000 Flugabwehrraketen erhöht. 
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Zusätzlich zu diesen Bemühungen der Eurogroup 
werden andere Anstrengungen auf bilateraler wie 
nationaler Ebene unternommen, um die Möglichkei- 
ten der NATO zu verbessern. Ich will hier besonders 
die deutschen Ausgleichsabkommen hervorheben, 
die dazu beitragen, das Ungleichgewicht im inter- 
nationalen Zahlungsverkehr zu korrigieren, das 
durch die Stationierung der US-Truppen in Deutsch- 
land verursacht wird. 

Im Anschluß an die 1970 zwischen dem US-Ver- 
teidigungsminister Laird und dem deutschen Vertei- 
digungsminister Helmut Schmidt geführten Ge- 
spräche wurde die Wiederinstandsetzung von Ka- 
sernen für die US-Armee und die US-Luftstreitkräfte 
in Deutschland erheblich beschleunigt. Westdeutsch- 
land war mit der Verwirklichung eines entsprechen- 
den Programms einverstanden, das sich auf 193 Mil- 
lionen Dollar beläuft Für die zwei Jahre, die näch- 
sten Monat zu Ende gehen, belief sich der gesamte 
Ausgleichsbetrag auf weit über eine Milliarde Dol- 
lar. 

Es kamen jedoch nicht alle Bemühungen von die- 
ser Seite des Atlantik. Während der letzten 18 Mo- 
nate haben die USA den Personalbestand ihrer 
Truppen in Europa erhöht und ihre Schlagkraft da- 
durch gesteigert, daß sie die Ausbildung verbessert 
und das Uberwechseln von einer Einheit zur ande- 
ren eingeschränkt haben. Ein Programm zur Verrin- 
gerung der Zahl der Hauptquartiere und zur Ver- 
dünnung einiger logistischer Einheiten, bezweckt die 
Schaffung von vier zusätzlichen Kampfbataillonen, 
davon zwei Panzerbataillone — und zwei Kompa- 
nien für Kampfhubschrauber ohne dabei den Ge- 
samtpersonalbestand zu erhöhen. 

Bei der US-Luftwaffe ist die Konversion von 
Flugzeugen vom Typ F-100 durch F-lll uitd F-4 
jetzt fast abgeschlossen. Das Flugzeugschutzpro- 
gramm hat gute Fortschritte gemacht, die logisti- 
schen Vorräte steigen und die Personalstärke bei 
den Einheiten verbessert sich weiterhin. 

Die Streitkräfte der Verbündeten wurden nicht 
nur verstärkt, sie werden auch in gemeinsamen 
Übungen ausgebildet, damit erstens ihre hochgra- 
dige Einsatzbereitschaft gewahrt und zweitens die 
Zusammenarbeit zwischen den Streitkräften der ver- 
schiedenen Nationen verbessert wird. Hier möchte 
ich einige Beispiele anführen. 

Im letzten September wurde die Übung STRONG 
EXPRESS durchgeführt. Sie fand an verschiedenen 
Stellen im Nordatlantik und in den angrenzenden 
NATO-Gebieten — insbesondere in Norwegen — 
statt. Sie war die größte gemeinsame NATO-Übung 
der Geschichte, an der mehr als 50 000 Mann, 300 
Schiffe und 700 Flugzeuge aus 11 der 15 Mitglied- 
staaten beteiligt waren. 

Ebenfalls beteiligt war die bewegliche Streitkraft 
des Alliierten Kommandos Europa — die aus gut 
ausgerüsteten Boden- und Lufteinheiten bestand, 
die der NATO von verschiedenen Ländern unter- 
stellt worden waren. Bei derartigen Übungen hat 
diese multi-nationale Streitkraft ihre sofortige Ein- 
satzbereitschaft in ein bedrohtes Gebiet insbeson- 
dere an der Nord- und Südflanke Europas unter Be- 
weis gestellt. Ihre Hauptfunktion ist die der Ab- 


schreckung dadurch, daß sie vor einem möglichen 
Angreifer viele Flaggen hißt. 

Während STRONG EXPRESS im Norden statt- 
fand, fand die Übung DEEP FURROW 72 im süd- 
lichen NATO-Bereich statt. Sie war die letzte einer 
Reihe alljährlich durchgeführter großer Übungen, 
bei der die NATO-Streitkräfte im Ägäischen Meer 
und in Griechenland sowie in Türkisch Thrazien ein- 
gesetzt wurden. 

Im letzten Monat, im Mai, begann die Übung 
DRIVING FORCE. Sie war die sechste Aktivierung 
der Bereitschaftsflotte der NATO im Mittelmeer, der 
Kriegsschiffe aus Griechenland, der Türkei, Italien, 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten 
Staaten angehören. Das Konzept einer solchen alli- 
ierten Seestreitkraft, die, wenn die Situation es er- 
fordert, aktiviert werden kann, wurde bereits 1969 
vom NATO-Verteidigungsplanungsausschuß grund- 
sätzlich gebilligt. In Übereinstimmung mit dem 
Grundkonzept wurden die Schiffe der Bereitschafts- 
flotte letzte Woche nach Abschluß der Übung wieder 
den nationalen Kommandos unterstellt. Es ist mög- 
lich, daß diese Streitkräfte möglicherweise zur Schaf- 
fung einer ständigen Flotte im Mittelmeer führen, 
ähnlich der ständigen Atlantikflotte und der erst 
am 11. Mai gebildeten ständigen Ärmelkanalflotte. 

In diesem Monat führen wir zwei größere Übun- 
gen im Mittelmeer durch. An der Übung DAWN 
PATROL nehmen mehr als 60 Kriegsschiffe und etwa 
200 Flugzeuge aus fünf verschiedenen Ländern teil. 
Ein Höhepunkt dieser Übung war eine multinatio- 
nale amphibische Landung in Südsardinien. Die 
Übung ALEXANDER EXPRESS läuft gerade an. 
Diese Übung umfaßt die Bereitstellung der beweg- 
lichen Streitkraft des Alliierten Kommandos Europa 
in Nordgriechenland. So wird diese multinationale 
Streitkraft innerhalb eines Jahres ihre Pläne sowohl 
im nördlichen wie im südlichen NATO-Gebiet durch- 
geführt haben. 

Ich habe auf einige der bedeutenden Veränderun- 
gen in der militärischen Sicherheitssituation wäh- 
rend der letzten sechs Monate hingewiesen und habe 
ganz kurz hervorgehoben, wie wir darauf reagieren. 
Aber wenden wir uns der Zukunft zu — was er- 
wartet uns da? 

Als erstes sollten wir, meines Erachtens, klar und 
nüchtern denken. Wir sollten uns nicht zu jener 
selbstgefälligen oder gedankenlosen Euphorie ver- 
leiten lassen, die im Zusammenhang mit militäri- 
schen Notwendigkeiten und Problemen nur allzu 
leicht verbreitet ist. Wir müssen erkennen und die 
Öffentlichkeit davon überzeugen, daß militärische 
Stärke mit dem Streben nach Entspannung und Frie- 
den nicht unvereinbar ist. Sie ist vielmehr ein we- 
sentlicher Bestandteil dieses Strebens. Die NATO 
selbst wies 1967 im Harmel-Be rieht darauf hin: 

„Militärische Sicherheit und Entspannungspolitik 
stehen nicht im Widerspruch zueinander, sondern 
ergänzen sich. Eine kollektive Verteidigung ist ein 
stabilisierender Faktor in der Weltpolitik. Sie ist 
die notwendige Voraussetzung für eine wirkungs- 
volle Politik, die auf eine größere Entspannung 
abzielt." 
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Ich sagte bereits, daß die beiderseitigen und aus- 
gewogenen Truppenverminderungen eine vielver- 
sprechende Möglichkeit für die NATO bieten, aber 
diese Überlegung sollte die NATO-Staaten in keiner 
Weise veranlassen, einseitige Truppenverminderun- 
gen einzuleiten oder irgend etwas zu tun, was die 
Kapazität oder die Bereitschaft unserer bestehenden 
Verteidigungskräfte schwächen könnte. Wie der Ge- 
neralsekretär sagte, wäre es für die Sowjets kaum 
ein Anreiz, ihrerseits Kürzungen vorzunehmen, 
wenn sie davon überzeugt wären, daß die NATO- 
Staaten auf Grund innenpolitischer Zwänge und 
Schwierigkeiten ihre Streitkräfte einseitig reduzie- 
ren müßten. 

Es ist nicht nur notwendig, den jetzigen Stand 
unserer Streitkräfte beizubehalten, sondern auch sie 
zu modernisieren und zu verbessern. Wie wir wis- 
sen, stellt Sowjetrußland zunehmend umfangreiche 
Mittel für die Erforschung, Entwicklung und Moder- 
nisierung militärischer Ausrüstung zur Verfügung. 
Somit würden wir sofort in Verzug geraten, würden 
wir im Westen stagnieren. Das Endergebnis wäre 
dasselbe wie eine Verringerung der Truppenstärke. 
Das müssen wir verhindern. Ich kann die Bedeutung 
eines kontinuierlichen Programms zur Modernisie- 
rung und Verbesserung unserer derzeitigen Ge- 
fechtsstärke nicht genügend hervorheben. 

Um diese Aufgabe zu erfüllen und die Kosten 
dabei in vernünftigen Grenzen zu halten, sollten wir 
die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern des 
Bündnisses, insbesondere auf dem Gebiet der For- 
schung, Entwicklung und der gemeinsamen Rü- 
stungsbeschaffung, verbessern. Offen gesagt hat die 
NATO auf diesem Gebiet noch nicht allzu viel vor- 
zuweisen. Als unabhängige Staaten haben die Mit- 
glieder des Bündnisses selbstverständlich das Recht, 
die Waffen, mit denen sie ihre Streitkräfte ausrü- 
sten wollen, selbst zu wählen. Doch das bringt Pro- 
bleme mit sich. Innerhalb des Bündnisses gibt es z. B. 
Flugzeuge, die nur auf ihren Heimatflugplätzen auf- 
gerüstet werden können; Munition, die nicht in die 
Gewehre der benachbarten alliierten Einheiten oder 
in die Waffen der von außen kommenden Verstär- 
kung paßt, und Schiffe, die auf Grund der verschie- 
denartigen Brennstoffe zusätzliche Ölversorgung be- 
nötigen. Kurz gesagt, unsere bereits knappen Mittel 
werden oft für unterschiedliche Ausrüstungen ausge- 
geben, die ihrerseits die Flexibilität verringern und 
die ideologischen Probleme unseres Bündnisses ver^ 
großem. 

Folglich würde ich auf die Frage nach dem loh- 
nendsten Gebiet zur Verstärkung der Verteidigung 
unseres Bündnisses für die nächsten Jahre die Zu- 
sammenarbeit nennen — - eine erheblich verbesserte 
Zusammenarbeit — auf dem Gebiet der militäri- 
schen Forschung, Entwicklung und Produktion. Ein 
hoher Grad an Vereinbarkeit, an Fähigkeit zu ge- 
meinsamen Einsätzen und schließlich an Vereinheit- 
lichung würde uns für unsere Ausgaben den größten 
Gewinn bringen. 

Sicherlich ist schon ein Anfang — wenn auch noch 
zaghaft — gemacht worden. Z. B. ist da die Zusam- 
menarbeit zwischen drei europäischen Ländern am 

Projekt eines Mehrzweckkampfflugzeuges zu nen- 


nen oder die verbesserten 155-mm-Haubitzen, das 
fest installierte Luftabwehrsystem und das inte- 
grierte Kommunikationssystem der NATO. Die 
Eurogroup-Verteidigungsminister haben bei ihrem 
Treffen im vergangenen Dezember und vor zwei 
Wochen in Brüssel in einer gemeinsamen Erklärung 
erneut ihr Ziel bestätigt, nämlich eine bessere Zu- 
sammenarbeit in der Rüstungsbeschaffung, und so- 
mit die Grundlagen für weitere Fortschritte in der 
Zukunft gelegt. Bis jetzt sehen wir jedoch nur die 
Spitze eines riesigen Eisbergs. Die möglichen Ein- 
sparungen auf diesem Gebiet sind enorm und die 
militärischen Vorteile nicht minder. Es sind sehr viel 
größere Anstrengungen notwendig. 

Zusätzlich zur Erhaltung und Modernisierung der 
NATO-Streitkräfte und zur größeren verstärkten 
Zusammenarbeit bei der Forschung, Entwicklung und 
der gemeinsamen Beschaffung, gibt es eine Anzahl 
von Gebieten, in denen größere Anstrengungen oder 
ein größeres Engagement der Länder erforderlich 
sind. Lassen Sie mich noch einige andere erwähnen, 
die direkt unsere gemeinsamen militärischen An- 
strengungen betreffen: 

Ausreichende Mittel zur Erhaltung und Moderni- 
sierung der nationalen militärischen Streitkräfte, die 
der NATO unterstellt sind. 

Ausreichend ausgebildetes militärisches Personal, 
und zwar Freiwillige oder Wehrpflichtige, deren 
Wehrdienst so lange dauert, daß die Schlagkraft der 
Verteidigungskräfte gesichert ist. 

Unterstützung der Infrastruktur und anderer ge- 
meinsamer NATO-Programme. 

Ein kontinuierliches und uneingeschränktes En- 
gagement, das jedem möglichen Angreifer eindeutig 
zu verstehen gibt, daß ein Angriff gegen ein NATO- 
Mitglied — im Sinne des Nordatlantikpaktes — 
einen Angriff gegen alle bedeutet, auf den sofort 
von allen Seiten mit wohlvorbereiteten Plänen und 
Methoden wirksam reagiert würde. 

Die Bereitschaft auf allen Seiten zur Anpassung 
und Einschränkung nationaler Interessen und Ver- 
fahrensweisen mit dem Ziel, für alle militärischen 
Probleme gemeinsame und für alle annehmbare Lö- 
sungen zu finden. 

Beseitigung von alten wie neuen Meinungsver- 
schiedenheiten und Streitigkeiten innerhalb des 
Bündnisses — und Unterordnung von kleineren spe- 
zifischen Interessen unter größere gemeinsame Ziele. 

Anstrengungen zur Vollendung, Verstärkung und 
Veröffentlichung der Ideale, Ziele und Leistungen 
der NATO und Überzeugung der Öffentlichkeit von 
der Notwendigkeit, das Bündnis zu erhalten und zu 
unterstützen. 

Diese Maßnahmen werden im einer Zeit offensicht- 
licher Entspannung weder einfach noch populär sein. 
So gesehen möchte ich die NATO-Militärstreitkräfte 
mit dem Polizeirevier eines kleinen Stadtbezirks 
vergleichen, das sich in mehr als 20 Jahren nicht mit 
einem einzigen Kapitalverbrechen befaßt hat. Des- 
halb wird es immer schwieriger, aus der Gemeinde- 
kasse Geld für einen neuen Patrouillenwagen zu er- 
halten und vor dem Stadtrat den Einsatz von so vie- 
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len Polizisten zu rechtfertigen. Aber ich möchte auch 
darauf hinweisen, daß die NATO-Polizisten an der 
Ecke — die auf dem Gebiet der Abschreckung viel 
geleistet haben — wesentlich dazu beigetragen 
haben, daß in mehr als 20 Jahren kein Kapitalver- 
brechen stattgefunden hat. 

Dieser Vergleich scheint mir zwei wichtige 
Aspekte der nationalen Beiträge zur NATO zu ver- 
deutlichen. Der erste und sichtbarste ist der Beitrag 
zu den Streitkräften. Die Erhaltung des Truppen- 
bestandes, die Ausführung von Modernisierungspro- 
grammen, der feste Widerstand gegen irgendwelche 
Kürzungen im Wehrdienst der Länder, in denen 
Wehrpflicht besteht, sind für die Zukunft der kollek- 
tiven militärischen Sicherheit in den NATO-Staaten 
von größter Bedeutung. Aber ein zweiter Aspekt ist 
nicht minder wichtig: die Bemühungen der nationa- 
len Regierungschefs zur Schaffung und Verstärkung 
einer Atmosphäre des Verständnisses und der Unter- 
stützung für die zur gemeinsamen Verteidigung er- 
forderlichen Opfer. Heute besteht ein großer Teil 
des Beitrags eines Landes zur NATO in der Bereit- 
schaft, sich mit den politischen Reibereien in Zusam- 
menhang mit dem militärischen Engagement ausein- 
anderzusetzen. 

Als General Eisenhower sich 1951 an den Kongreß 
der Vereinigten Staaten wandte, sagte er voraus: 
„Der Preis für den Frieden wird Opfer verlangen, 
sehr große Opfer für den einzelnen wie für die Nation. 
Aber ein totaler Krieg ist eine Katastrophe; er ist 
wahrscheinlich der Selbstmord der Zivilisation." 
Heute scheint der totale Krieg glücklicherweise 
weiter entfernt als 1951. Ich sehe jedoch nichts, was 
den Preis für den Frieden verringert hätte. Im Ge- 
genteil, dieser Preis und die erforderlichen Opfer 
wiegen weiterhin schwer. 

Heute ist es trotz der Inflation und der Entspan- 
nungsgespräche lebenswichtig, daß die Länder Gel- 
der für neue Patrouillenwagen und modernere Aus- 
rüstungen erhalten. Es ist ebenfalls wichtig für sie, 
den Einsatz ihrer Polizisten gegenüber ihrem Stadt- 
rat zu rechtfertigen. Jetzt brauchen wir mehr denn 
je zuvor Staatsmänner, die die gemeinsame Stärke 
der Länder erhalten können und wollen und allen 
die Wechselseitigkeit von Abschreckung und Ent- 
spannung verdeutlichen. Nur so können die west- 
lichen Länder weiterhin erfolgreich gemäß dem 
Wortlaut des Brüsseler Paktes den „internationalen 
Frieden und die Sicherheit erhalten und jeglicher 
Aggressionspolitik widerstehen" . 

Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 602) 

Berichterstatter: Abgeordneter Stewart 

Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister 
des Auswärtigen, Karl Moersch 


Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Zunächst darf ich Ihnen, Herr Präsident, 
sagen, wie sehr ich Ihre herzlichen Begrüßungsworte 
zu schätzen weiß. Ich danke Ihnen für die Einladung, 
an dieser Debatte teilzunehmen. Meine Anwesenheit 
hier bekundet das große Interesse der Bundesregie- 
rung an Ihrer Arbeit sowie den Wunsch, dazu bei- 
zutragen. Der Herr Bundesaußenminister hat mich 
gebeten, Ihnen seine herzlichen Grüße zu übermit- 
teln. 

Die beiden Themen, zu denen ich mich äußern 
werde, sind außergewöhnlich komplex. Herr de 
Stexhe und Herr Stewart haben ihnen im Namen 
des Ausschusses für allgemeine Angelegenheiten 
sehr sorgfältige und detaillierte Analysen gewidmet. 
Ich möchte die beiden Berichterstatter und ihre Aus- 
schußkollegen besonders herzlich zu ihrer vorzüg- * 
liehen Arbeit beglückwünschen. 

Im Rahmen dieser kurzen Intervention beschränke 
ich mich darauf, einige Gedanken zur Vorbereitung 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und zur Entwicklung der europäisch-ameri- 
kanischen Beziehungen aus der Sicht der deutschen 
Bundesregierung vorzutragen. 

Zunächst zu Helsinki und zum Vorgehen der neun 
Staaten in Helsinki! Herr de Stexhe hat den Prozeß 
der Abstimmung im Rahmen der politischen Zusam- 
menarbeit der Gemeinschaftsländer bis zum Ab- 
schluß der dritten Vorbereitungsrunde mit einer 
Brillanz und Sachkunde dargelegt, denen unsere 
besondere Anerkennung gebührt. 

Inzwischen ist auch die vierte Vorbereitungsrunde 
beendet worden. Die multilateralen Konsultationen 
zur Vorbereitung der „Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa" sind damit abge- 
schlossen. Sie wissen, daß am 2. oder 3. Juli in Hel- 
sinki die Minister zusammentreten werden. Die teil- 
nehmenden Staaten haben „Schlußempfehlungen 
der Helsinki-Konsultationen" verabschiedet. Das 
darin zusammengefaßte Ergebnis der Vorbereitungs- 
gespräche wird von der Bundesregierung positiv 
bewertet. 

In den Schlußempfehlungen werden die Bereiche 
Sicherheit und Zusammenarbeit gleichwertig behan- 
delt. Sicherheitsfragen, wirtschaftliche Kooperation 
und Zusammenarbeit auf humanitärem Gebiet stehen 
in ausgewogenem Verhältnis zueinander. Die kon- 
kreten Vorschläge des Westens zu den einzelnen 
Sachgebieten sind in die Mandate eingegangen. 

Zu den befriedigenden Ergebnissen der Konsul- 
tationen gehört für die Bundesregierung beim 
Thema Sicherheit, daß die Frage der „Unverletzlich- 
keit der Grenzen" in einer Weise behandelt werden 
konnte, die nicht über den Moskauer Vertrag und die 
dort festgelegte Rangfolge hinausgeht. Bei den 
„militärischen Aspekten der Sicherheit" wird die 
Konferenzkommission über vertrauensbildende 
Maßnahmen hinaus außerdem die vorherige An- 
kündigung größerer militärischer Bewegungen prü- 
fen. 
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Im Bereich der Zusammenarbeit wird sich die 
Konferenz mit konkreten Maßnahmen zur Erleichte- 
rung des Handels, u. a. der Frage der Geschäfts- 
kontakte, befassen. Sowjetische Vorschläge für ein 
Programm gesamteuropäischer Großprojekte und 
für eine Verankerung von Meistbegünstigung und 
Nichtdiskriminierung als Prinzipien im Koopera- 
tions-Mandat konnten zurückgewiesen werden, 
über Zusammenarbeit wird auf der Konferenz nur 
gesprochen werden — ich zitiere — „unter Berück- 
sichtigung der Unterschiede der wirtschaftlichen und 
sozialen Systeme sowie unter Bedingungen der 
Gegenseitigkeit der Vorteile und Verpflichtungen JJ . 

Der humanitäre Bereich wurde gegen starken öst- 
lichen Widerstand als selbständiger Tagesordnungs- 
punkt durchgesetzt. Die Kommission wird auf der 
Konferenz hierzu konkrete Vorschläge ausarbeiten. 
Es wird dabei um Fragen gehen, an denen die Bun- 
desregierung vital interessiert ist, wie etwa um die 
Verbesserung der Lage getrennter Familien. Diese 
Frage betrifft die Deutschen mehr als irgendein an- 
deres Volk in Europa. 

Bei den Konferenzfolgen konnte entgegen den 
sowjetischen Vorschlägen die Festlegung auf ein 
sogenanntes KSZE-Organ und auf weitere Konferen- 
zen vermieden werden. Die Konferenzfolgen werden 
nach den westlichen Vorstellungen erst im Lichte der 
Ergebnisse der Kommissionsphase behandelt wer- 
den, und dabei werden die bereits bestehenden 
Institutionen, etwa der UNO, soweit sie wie die 
ECE spezielle Mandate für Europa haben, Berück- 
sichtigung finden müssen. 

An diesem im ganzen günstigen Ergebnis der 
multilateralen Konsultationen für den Westen hatte 
die enge Abstimmung zwischen den neun Mitglieds- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft wesentlichen 
Anteil. Sie konzentrierte sich in der Schlußphase der 
Konsultationen, also in einer Zeit stärkster Anspan- 
nung, u. a. auf folgende schwierige Fragen. 

Es war der „moment venu" zu bestimmen, also 
der Zeitpunkt für den Übergang zur schweizerischen 
Prinzipienliste und damit für den Fortfall der direk- 
ten Verbindung zwischen „Gewaltverzicht" und der 
„Unverletzlichkeit der Grenzen" durch das Wort 
„insbesondere" im westlichen Mandatsvorschlag. 
Dieser Zeitpunkt werde gekommen sein — so die 
Abstimmung im Politischen Komitee der „Neun" in 
seiner Sitzung am, 14. Mai 1973 in Brüssel — , wenn 
die östliche Seite die VN-Erklärung über freund- 
schaftliche Beziehungen zwischen den Staaten als 
Rechtsquelle im Prinzipienmandat akzeptiert und auf 
das Prinzip der Nichteinmischung in der Präambel 
zum Mandat über „humanitäre Zusammenarbeit" 
verzichtet habe. 

Das Politische Komitee beschloß: andere Rechts- 
quellen als die VN-Charta und die VN-Erklärung 
über freundschaftliche Beziehungen dürfen im Man- 
dat nicht erwähnt werden, insbesondere also keine 
bilateralen Dokumente wie Verträge und anderes 
mehr. 

Die „Neun" unterstrichen die Bedeutung einer 
Erwähnung „größerer Truppenbewegungen" im 
Mandatstext. 


Die Beteiligung der südlichen Mittelmeeranrainer 
wurde diskutiert. Das Politische Komitee einigte 
sich, den Hinweis auf den Mittelmeerraum allgemein 
und damit unverbindlich zu halten und sachlich mög- 
lichst eng zu begrenzen. 

Die „Neun" einigten sich auf eine Erklärung über 

die Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaft. 

Es wurde Einvernehmen darüber erzielt, daß die 
Aufnahme des Prinzips der Nichteinmischung in die 
Präambel beim Thema „Zusammenarbeit in humani- 
tären und anderen Bereichen" unannehmbar sei. 

Schon dieser summarische Auszug aus der Trak- 
tandenliste des Politischen Komitees auf seiner Sit- 
zung von Mitte Mai macht das Maß der intensiven 
Koordinierung, die hier vorgenommen worden ist, 
besonders deutlich. Das Ergebnis der Helsinki-Kon- 
sultationen, wie es sich in den „Schlußempfehlun- 
gen" widerspiegelt, bezeugt nach unserer Auffas- 
sung deutlich den Erfolg der Arbeit der „Neun". 
Man muß ja dieses Dokument mit den Ausgangs- 
positionen vergleichen, die von den einzelnen Teil- 
nehmern, besonders der östlichen Seite, bezogen 
wurden, als die Gespräche in Helsinki begonnen 
hatten. 

Die Solidarität der Gemeinschaftsländer hat sich 
nicht nur im Politischen Komitee, im Sous-Comite 
und in der Ad-hoc-Gruppe in Brüssel bewiesen, 
sondern gleichermaßen und vor allem im Sous- 
Comite der „Neun" selbst in Helsinki. Es gelang, 
die Abstimmung in einer Weise zu verdichten, die 
es möglich machte, ohne wesentliche Verzögerung 
auf neue Verhandlungslagen zu reagieren. Es bil- 
dete sich dabei die als selbstverständlich empfun- 
dene Gewohnheit heraus, alle Fragen der Verhand- 
lungstaktik und -Substanz zu konsultieren. Das In- 
strument des Sous-Comite in Helsinki hat sich auch 
unter dem hektischen Zeitdruck in der Schlußphase 
der multilateralen Vorbereitung bewährt. 

Dieses Instrument der engen Koordinierung wird 
sich auch weiterhin bewähren müssen. Die Erfahrun- 
gen in Helsinki — lassen Sie mich das betont sagen 
— waren sehr ermutigend. Sie dürften alle Mitglie- 
der der Gemeinschaft vom Nutzen einer engen, frei- 
mütigen und konstruktiven Abstimmung überzeugt 
haben. In der Kommissionsphase der Konferenz wird 
der Gemeinschaftssinn der „Neun" vielleicht — oder 
gar sicherlich — noch stärkeren Proben ausgesetzt 
werden, als es in der Vorbereitungsphase in Helsinki 
der Fall war. 

Wichtig erscheint uns, daß wir von der bisher 
erreichten Form der Zusammenarbeit bei der Ab- 
stimmung als einer bewährten Basis ausgehen und 
dort, wo es nützlich und angebracht ist, den Koordi- 
nierungsmodus verbessern. 

Wir haben den Eindruck — und dieser Eindruck 
ist inzwischen vielfach bestätigt worden — , daß das 
geschlossene Auftreten der „Neun" seinen Eindruck 
auf Verbündete und Neutrale und vor allem auch auf 
die Staaten des Warschauer Pakts nicht verfehlt hat. 
Ich sage das letztere besonders im Blick auf die jüng- 
sten Gespräche, die wir mit Vertretern des War- 
schauer Paktes in den letzten Tagen und Wochen in 
Bonn hatten. Dieses geschlossene Auftreten wurde 
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vielfach als ein eindrucksvolles politisches Ereignis 
verstanden und hervorgehoben. Der hier praktizierte 
Gemeinschaftsgeist hat sich nicht zuletzt auch förder- 
lich auf die Abstimmung im atlantischen Bündnis 
ausgewirkt. Ich habe vernommen, daß Generalsekre- 
tär Luns Ihnen dazu schon einige Beispiele gegeben 
hat. 

Die Bundesregierung mißt der weiteren engen 
Koordinierung der Positionen der „Neun" vor, wäh- 
rend und nach der Konferenz große Bedeutung bei. 
Sie ist bereit, hierzu ihren Beitrag zu leisten. Der 
Erfolg unserer gemeinsamen Bemühungen um eine 
Zusammenarbeit mit dem Osten wird auch weiterhin 
ganz entscheidend vom Zusammenhalt des Westens 
abhängen. 

Das Verhältnis zwischen der Europäischen Ge- 
meinschaft und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika ist und bleibt die Schlüsselfrage der Außenbe- 
ziehungen der Gemeinschaft. Es ist daher lebhaft zu 
begrüßen, daß dieses wichtige Thema — außer im 
Rahmen der Gemeinschaft und der NATO — auch 
hier in der Westeuropäischen Union behandelt wird. 
Alle bestehenden Gremien sollten genutzt werden, 
um die Beziehungen Europas zu den USA zu ver- 
bessern. 

Herrn Stewart und dem Ausschuß für allgemeine 
Angelegenheiten gebührt das Verdienst, einen 
ebenso fundierten wie konstruktiven Beitrag zu die- 
ser Frage erarbeitet zu haben. Ich darf dafür an die- 
ser Stelle noch einmal besonderen Dank sagen. 

Gestatten Sie mir einige Bemerkungen zu den 
drei wichtigsten Bereichen der europäisch-amerika- 
nischen Beziehungen, wie sie eben schon von Mr. 
Stewart charakterisiert worden sind, nämlich zur 
Handels-, Währungs- und Sicherheitspolitik. Zuvor 
allerdings einige Worte zur Charakterisierung des 
Verhältnisses der Europäischen Gemeinschaft zu den 
USA insgesamt. 

Die Beziehungen zwischen der Europäischen Ge- 
meinschaft und den USA entwickeln sich in der rich- 
tigen Richtung — hin zu einer gleichberechtigten 
Partnerschaft in der Perspektive der Europäischen 
Union. Sie bedürfen aber ständiger Pflege und des 
beiderseitigen politischen Willens zum vernünftigen 
Kompromiß. Aktuelle Probleme dürfen nicht drama- 
tisiert werden, sondern müssen in den richtigen 
Proportionen gesehen werden. 

Es ist erfreulich festzustellen, daß der Dialog 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den 
USA, der bereits seit 1970 in den regelmäßigen Halb- 
jahreskonsultationen zwischen der Kommission der 
Gemeinschaft und der US-Regierung sowie seit An- 
fang 1972 auch zwischen dem amerikanischen Kon- 
greß und dem Europäischen Parlament geführt wird, 
seit einigen Monaten in eine sehr aktive und auch 
durchaus konstruktive Phase getreten ist. Allerdings 
muß er noch weiter verstärkt werden und sollte — 
langfristig — zu gegebener Zeit durch’ Schaffung 
eines eigenen Konsultationsorgans institutionalisiert 
werden. 

Durch die jüngsten Gespräche europäischer Staats- 
männer, darunter auch des Bundeskanzlers mit 
Präsident Nixon, hat dieser Dialog, so notwendig er 


bisher schon war, neue Impulse erhalten. Wir be- 
grüßen die Absicht Präsident Nixons, seinen West- 
europa-Besuch im Herbst dieses Jahres — neben 
einem Zusammentreffen im NATO-Rat — zur weite- 
ren Intensivierung des Dialogs EG — USA durch ein 
Zusammentreffen mit der Europäischen Gemeinschaft 
zu nutzen. 

Die Diskussion über die künftige Gestaltung der 
europäisch-amerikanischen Beziehungen ist durch 
die hier schon behandelte programmatische Rede 
Henry Kissingers vom 23. April dieses Jahres in 
Gang gekommen. Wir begrüßen diese Rede als 
Denkanstoß, als interessante Ouvertüre für die wei- 
tere Diskussion. Es erscheint jedoch nicht unbedingt 
notwendig, für die europäisch-amerikanische Zusam- 
menarbeit ein besonderes Etikett — etwa „neue 
Atlantik-Charta" — zu suchen. Entscheidend sind 
vielmehr wirkliche praktische Bemühungen auf allen 
wichtigen Gebieten. Es kommt nun darauf an, daß 
diese Anregungen aus den USA in der Europäischen 
Gemeinschaft gemeinsam analysiert werden und 
daß eine umfassende Diskussion über die Gestaltung 
einer ausgewogenen, gleichberechtigten Partner- 
schaft zwischen dem sich einigenden Westeuropa 
und USA in Gang kommt. 

Wir begrüßen die fortgesetzte Bereitschaft der 
USA zur Unterstützung der europäischen Einigung. 
Aber eine gewisse Enttäuschung der USA darüber, 
daß der wirtschaftlichen Integration noch keine poli- 
tische Integration gefolgt ist, ist wohl so nicht ge- 
rechtfertigt. Schon jetzt enthält die wirtschafliche 
Integration bedeutende politische Elemente, und sie 
bewegt sich in einem kontinuierlichen Prozeß auf die 
politische Integration zu. 

Unser Wunsch ist es, daß sich die Beziehungen der 
Europäischen Gemeinschaft zu den USA schon jetzt 
in der Perspektive der bis 1980 zu erreichenden 
Europäischen Union entwickeln. Wir halten eine 
politische Gesamtschau der atlantischen Beziehun- 
gen für nützlich, lehnen aber eine gegenseitige Ab- 
hängigkeit bei der Behandlung der eigengewichtigen 
Probleme der Sicherheits-, der Handels- und der 
Währungspolitik ab. Eine getrennte Behandlung 
dieser drei Bereiche in der NATO, im GATT und im 
Internationalen Währungsfonds ist notwendig, weil 
sonst mögliche Fortschritte auf einem Gebiet durch 
Schwierigkeiten auf anderen Gebieten blockiert wer- 
den könnten, zumal diese Probleme in unterschied- 
lichen Zeiträumen und, wie gesagt, mit unterschied- 
lichen Gruppierungen und Partnern zu lösen sind. 

Wir meinen, daß es ein Mißverständnis war, von 
weltweiten amerikanischen und nur regionalen euro- 
päischen Interessen zu sprechen. Auch die Gemein- 
schaft hat als größter und exportabhängigster Welt- 
handelspartner weltweite Interessen und ist bereit, 
ihrer wachsenden weltpolitischen Mitverantwortung 
gerecht zu werden. 

In diesem Zusammenhang begrüßen wir die von 
der Europäischen Gemeinschaft stets vertretene und 
praktizierte Auffassung der USA, daß Kanada und 
Japan neben der Europäischen Gemeinschaft und den 
USA voll an der internationalen Zusammenarbeit 
der Haupthandelspartner in Welthandels- und Wäh- 
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rungsfragen sowie bei der Lösung des besonders 
dringlichen Energieproblems teilnehmen müßten. 
Dies geschieht bereits im Rahmen von GATT, Inter- 
nationalem Währungsfonds und OECD und sollte 
weiter intensiviert werden. 

Wie die Handelsentwicklung zeigt, hat sich die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und ihre 
seit 15 Jahren verfolgte liberale Handelspolitik im 
gesamten Handelsbereich — auch im Agrarhandel 
und bei den US-Direktinvestitionen — günstig für 
die USA ausgewirkt — eine Tatsache, die in der 
Diskussion gelegentlich zu kurz kommt. Die ameri- 
kanischen Exporte in die Europäische Gemeinschaft 
haben relativ stärker zugenommen als die in die 
übrige Welt. Von 1958 bis 1971 erzielten die USA im 
Handel mit der EG einen jährlichen Überschuß zwi- 
schen 1 und 2 Milliarden Dollar. Im Jahre 1972 war 
der Handelsaustausch EG/USA wegen der Wäh- 
rungslage und des unterschiedlichen Konjunkturver- 
laufs etwa ausgeglichen; jedoch erreichten die 
Agrarexporte der Amerikaner in die Europäische 
Gemeinschaft mit 2,1 Milliarden Dollar einen neuen 
Höchststand. Im ersten Vierteljahr 1973 erzielten die 
USA im Handel mit der Europäischen Gemeinschaft 
wieder einen Uberschuß von 305 Millionen Dollar. 
Im Monat April 1973 war die gesamte amerikanische 
Handelsbilanz, die 1972 mit insgesamt 6,8 Milliarden 
Dollar defizitär war, erstmals seit September 1971 
wieder aktiv. Seit Beginn dieses Jahres ist also ein 
erfreulicher Trend in der Entwicklung des gesamten 
US-Außenhandels festzustellen, erfreulich im Sinne 
eines zunehmenden Gleichgewichts. 

Es wird weiter darauf ankommen, im Rahmen des 
konstruktiven Dialogs Lösungen für aktuelle Pro- 
bleme etwa in der Agrarpolitik und in der Präferenz- 
politik und vor allem für das immer dringlicher wer- 
dende gemeinsame Problem des Energiedefizits der 
nächsten Jahre zu finden. In der für die weitere Ent- 
wicklung der Weltwirtschaft so wesentlichen GATT- 
Runde und in der Energiefrage wird die Fähigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft und der USA zur 
konstruktiven Zusammenarbeit auf eine ganz ent- 
scheidende Probe gestellt. Wir sind überzeugt, daß 
die Europäische Gemeinschaft diese Probe bestehen 
wird und daß das Verhältnis EG/USA gestärkt aus 
dieser GATT-Runde hervorgehen wird. 

Die internationalen Währungsbeziehungen haben 
nach den Wechselkursanpassungen und den Verein- 
barungen von Brüssel und Paris im März dieses 
Jahres — von den jüngsten Kurseinbußen des ame- 
rikanischen Dollar einmal abgesehen — doch eine 
gewisse Beruhigung erfahren. Die erneute Dollar- 
schwäche ist jedoch nur ein Symptom dafür, daß 
eine wirksame Konsolidierung des internationalen 
Währungssystems bisher noch keineswegs erreicht 
ist. Eine dauerhafte Stabilisierung der Währungs- 
beziehungen kann nur durch einen allmählichen Ab- 
bau des US-Zahlungsbilanzdefizits und durch eine 
grundlegende Reform des internationalen Wäh- 
rungssystems erfolgen. 

Falls es den USA — wie in den letzten beiden 
Jahren — gelingen sollte, hohes Wirtschaftswachs- 
tum mit relativ geringen Preissteigerungsraten zu 
verbinden — die jüngsten Ziffern sind hier aller- 


dings noch nicht berücksichtigt, und man muß ab- 
warten, inwieweit sie symptomatisch sind oder ein- 
malig bleiben — - , sollte eine fortschreitende Festi- 
gung der außenwirtschaftlichen Position der USA 
möglich sein. Durch die Wechselkursveränderungen 
von 1971 und 1973 ist vor allem im Verhältnis zu 
den Ländern der Europäischen Gemeinschaft eine 
ganz erhebliche Verbesserung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der USA eingetreten. 

Die Reformarbeiten wurden im Rahmen der Zwan- 
zigergruppe und ihres Stellvertretergremiums nach 
den Währungskrisen des Frühjahrs beschleunigt und 
intensiviert. Die Bundesregierung ist deshalb zuver- 
sichtlich, daß ein erster Reformvorschlag der Zwan- 
zigergruppe bereits anläßlich der Jahrestagung des 
Internationalen Währungsfonds in Nairobi im Sep- 
tember dieses Jahres beraten werden kann. Unser 
Ziel ist es, der neuen Währungsordnung einen welt- 
offenen, liberalen, den freien Handels- und Kapital- 
verkehr fördernden Charakter zu geben und die sich 
fortentwickelnde Europäische Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion nahtlos in dieses neue System einzu- 
passen. 

Das atlantische Bündnis hat sich in nunmehr fast 
25 Jahren seines Bestehens bewährt. Die NATO- 
Außenminister haben dies erst vor wenigen Tagen in 
Kopenhagen erneut zum Ausdruck gebracht; sie ha- 
ben die Bedeutung des Bündnisses für die Erhaltung 
des Friedens und die Verminderung der Spannungen 
in Europa unterstrichen. Sie waren sich einig dar- 
über, daß das Bündnis fortbestehen muß und daß die 
zur Gewährleistung der gemeinsamen Sicherheit er- 
forderlichen Verteidigungsanstrengungen notwendig 
bleiben. 

Allerdings hat sich in vielen Bereichen der atlan- 
tischen Beziehungen in den letzten Jahren ein tief- 
greifender Wandel vollzogen; ich darf nur die Stich- 
worte „Entspannung", „Verschiebung des militäri- 
schen, namentlich des nuklearen Kräfteverhältnisses 
zugunsten des Warschauer Paktes" und „wirtschaft- 
liche Einigung Westeuropas" nennen. Diesen Ver- 
änderungen muß das Bündnis Rechnung tragen. 

Bei alledem haben wir davon auszugehen, daß die 
Aufrechterhaltung des Ost-West-Gleichgewichts in 
Europa erforderlich bleibt. Dafür sind solide trans- 
atlantische Beziehungen und eine politische und 
militärische Präsenz der USA in Europa erforderlich. 
Die Bundesregierung begrüßt die auch in jüngster 
Zeit von Präsident Nixon bekräftigte Entschlossen- 
heit, an einer Politik des politischen und militäri- 
schen Engagements in Europa festzuhalten. 

Angesichts des Drucks, dem sich der amerikanische 
Präsident innenpolitisch ausgesetzt sieht, bedürfen 
die Probleme des europäisch-amerikanischen Ver- 
hältnisses jedoch einer baldigen befriedigenden Lö- 
sung. Wir erkennen die Interdependenz von sicher- 
heits-, handeis- und währungspolitischen Fragen an, 
sind aber, wie ich bereits sagte, der Auffassung, daß 
sie sachgerecht nur in den jeweils zuständigen Insti- 
tutionen geregelt werden können. 

Das heißt konkret: die Sicherheitsfragen müssen 
in der NATO abgehandelt werden. Hierüber haben 
sich die Minister bei ihrem Treffen in Kopenhagen 
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in der vergangenen Woche verständigt. Sie haben 
ihre Ständigen Vertreter in Brüssel beauftragt, un- 
beschadet der Verhandlungen in anderen Gremien, 
ihre Beziehungen im atlantischen Bündnis im Lichte 
der eingetretenen Änderungen zu prüfen. Dieser 
Prüfung wird bei der Vorbereitung des bevorstehen- 
den Besuches von Präsident Nixon in Europa und 
seines geplanten Zusammentreffens mit dem NATO- 
Rat besondere Bedeutung zukommen. Wir treten 
dafür ein, daß bei diesem Zusammentreffen im 
Herbst eine Erklärung oder ein Kommunique ver- 
abschiedet wird, das die Prinzipien unserer gemein- 
samen Politik im atlantischen Bündnis unterstreicht. 

Ganz besonders wichtig ist in diesem Zusammen- 
hang das Problem der Verteilung der Verteidigungs- 
lasten. Wir erkennen den Beitrag an, den die USA, 
namentlich durch ihre nukleare Abschreckung, für 
die Sicherheit Europas leisten. Aber man darf und 
sollte auch den Beitrag der Westeuropäer nicht un- 
terschätzen, die bei den konventionellen Streitkräf- 
ten des Bündnisses in Europa über 80 % stellen. Eine 
zahlenmäßige Vergrößerung dieser Streitkräfte wird 
angesichts der bestehenden finanziellen Grenzen in 
allen Mitgliedstaaten kaum möglich sein. 

Worauf es daher ankommt, ist die qualitative Ver- 
besserung dieses Beitrags. Hier wird die Aufgabe 
der Zukunft liegen, die Hilfsquellen Westeuropas 
noch besser zusammenzufassen und rationeller zu 
nutzen. Die Bundesregierung tritt deshalb dafür ein, 
die europäische Zusammenarbeit im Bündnis weiter 
zu intensivieren und zu verbessern. Uns scheint, 
daß hier noch manche Aufgabe gelöst werden kann. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte meine Bemerkungen zum Stand der gesamt- 
europäischen Zusammenarbeit und zur Entwicklung 
der europäisch-amerikanischen Beziehungen mit 
zwei Feststellungen abschließen: 

Erstens gilt für diese beiden Fragen, daß sich die 
Europäische Union, die wir noch in diesem Jahrzehnt 
schaffen wollen, bewähren muß. Die werdende Eu- 
ropäische Union muß sowohl als Partner der Ver- 
einigten Staaten als auch und ganz besonders in der 
Zusammenarbeit mit dem Osten Gestalt gewinnen. 

Zweitens gebietet der sachliche Zusammenhang 
zwischen atlantischem Dialog und Entspannung in 
Europa eine neue Qualität europäischer Solidarität 
auf der Grundlage der fundamentalen Interessenge- 
meinsamkeit mit den USA. 

Es erscheint mir als eine vornehme Aufgabe der 
Versammlung, im Strome schicksalhafter Veränderun- 
gen in den Beziehungen zwischen den Mächten auf 
diese doppelte Notwendigkeit europäischer Bewäh- 
rung und atlantischer Verbundenheit mit dem Ge- 
wicht ihrer Weisheit und Erfahrung hinzuweisen. 
Ich bin gewiß, daß sie ihre wertvolle Rolle auch in 
Zukunft spielen wird. 

Richter (SPD): Herr Staatssekretär Moersch, Sie 
haben in Ihrer Darstellung die Problematik der ver- 
trauensbildenden Maßnahmen angesprochen, die bei 
den Verhandlungen innerhalb der KSZE ein wichti- 
ger Tagesordnungspunkt gewesen sein könnten. Es 
ist bekannt, daß sich im Ansatz dieser Gespräche 


die Sowjetunion zunächst gegen solche Verhand- 
lungen sehr gesträubt hat und daß sie lange Zeit 
den Versuch unternommen hat, diese Verhandlungs- 
ketten möglicherweise den MBFR-Gesprächen zuzu- 
ordnen. — Meine Frage: Wären Sie bereit, noch ein 
paar Anmerkungen zu diesen vertrauensbildenden 
Maßnahmen zu machen? War das ein Verhandlungs- 
punkt? 

Dann möchte ich dazu noch drei konkrete Fragen 
stellen: Hat man über Möglichkeiten gesprochen, 
Vereinbarungen zur Verhütung von Zwischenfällen 
auf hoher See vorzusehen? Ist man bereit, Verein- 
barungen über Regeln für die Verhütung von un- 
vorhergesehenen Luftraumverletzungen mit in die 
Überlegungen einzubeziehen? Gibt es irgendwelche 
Gespräche — • oder Andeutungen, daß man darüber 
sprechen könnte — , in Zukunft auf die Neustationie- 
rung von Streitkräften außerhalb des eigenen Terri- 
toriums in europäischen Gebieten zu verzichten, in 
denen bisher keine amerikanischen Streitkräfte sta- 
tioniert sind? 

Moersch f Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
die Fragen, die jetzt gestellt worden sind, sind in 
dieser konkreten Form in den Papieren von Helsinki 
nicht angesprochen. 

Der Sinn der Hinweise, die ich erwähnt habe und 
die in Helsinki vereinbart worden sind, liegt vor 
allem darin, daß sozusagen ein Übergang zu den 
eigentlichen militärischen Vereinbarungen geschaf- 
fen werden sollte, die bei MBFR gefunden werden 
müssen. Soweit aber die hier angeschnittenen Fra- 
gen zu einer akuten Gefährdung des Friedens führen 
können, ist durch das Mandat, das jetzt in Helsinki 
vorbereitet wird, keineswegs ausgeschlossen, daß 
man innerhalb der eigentlichen Konferenz zu diesen 
Fragen konkret Stellung nimmt oder daß in Fort- 
setzung der Konferenz bei weiteren Ad-hoc-Ge- 
sprächen diese Spezialfragen behandelt werden. So- 
weit ich unterrichtet bin, war das in Helsinki nur am 
Rande Gesprächsstoff gewesen. 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
bei der Reise des politischen Ausschusses dieser 
Versammlung — - der Berichterstatter, Herr Stewart, 
hat schon auf das Problem hingewiesen — sind wir 
immer wieder den amerikanischen Forderungen nach 
einem Ausgleich des angeblichen Zahlungsbilanzde- 
fizits begegnet, das durch die Verteidigungsaufwen- 
dungen der Vereinigten Staaten in Europa entsteht. 
Dazu möchte ich etwas fragen. 

Ein Großteil dieses Zahlungsbilanzdefizits könnte 
in der Bundesrepublik entstanden sein, nachdem das 
Gros der Truppen in der Bundesrepublik steht und 
hier die meisten Verteidigungsaufwendungen erfol- 
gen. Hat die Bundesregierung eine Vorstellung von 
der tatsächlichen Größe dieses behaupteten Zah- 
lungsbilanzdefizits, soweit es die Bundesrepublik be- 
trifft? Hat sie eine Vorstellung von diesem Defizit, 
soweit es die amerikanischen Verteidigungsaufwen- 
dungen in Europa insgesamt betrifft? Ist die Bundes- 
regierung bereit, falls sich bei den kommenden 
Verhandlungen über Stationierungskosten erweisen 
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sollte, daß die amerikanischen Behauptungen zutref- 
fen, zu erklären, daß sie einen weiteren Teil dieses 
behaupteten Zahlungsbilanzdefizits übernimmt? 

Eine abschließende Frage, Herr Staatssekretär. 
Kürzlich ist angeregt worden, einen europäischen 
Ausgleichsfonds innerhalb der europäischen NATO- 
Partner zu gründen, mit dessen Hilfe anfallende Zah- 
lungsbilanzdefizite, die den Vereinigten Staaten 
durch Verteidigungsaufwendungen in Europa ent- 
stehen, im Rahmen einer Gemeinschaftsaktion aller 
europäischen NATO-Partner übernommen werden 
könnten. Sind Sie in der Lage, zu diesem Vorschlag 
etwas zu sagen? 

Moersch r Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
ich bitte um Verständnis dafür, daß ich mich zu 
diesen Fragen nicht im Detail äußern kann, denn 
die Verhandlungen darüber und die Gespräche bi- 
lateraler Art und im NATO-Rat laufen erst an. Es 
wäre deshalb nicht sinnvoll, diese Fragen schon zu 
diskutieren. 

Zahlenangaben haben die verhängnisvolle Wir- 
kung, daß sie in der Welt bleiben. Eine Feststellung 
muß ich aber mit aller Entschiedenheit treffen. Es 
wäre eine falsche Betrachtungsweise, wollte man 
die Belastungen der Zahlungsbilanz der USA auf 
die Aufwendungen für die US-Truppen in der Bun- 
desrepublik zurückführen. Man wird die Frage so 
stellen müssen: für wen stehen diese Truppen da? 
Und man wird nicht fragen dürfen: wo stehen sie? 
Eine Verbindung von Zahlungsbilanzfragen mit der 
aus strategischen Gründen vorgenommenen Statio- 
nierung innerhalb des Gesamtbereichs Westeuropas 
wäre für niemand eine wirklich vernünftige Aus- 
gangsbasis für solche Gespräche und Verhandlun- 
gen. 

Zum anderen ist, wie in der EUROGROUP darge- 
tan, auch von amerikanischer Seite anerkannt wor- 
den, daß wir das Problem einer besonderen Gewich- 
tung in diesem Bereich durchaus sehen. Die Bundes- 
regierung hat in der Vergangenheit immer in erheb- 
lichem Umfang durch Offset-Abkommen zu einem 
Ausgleich der Zahlungsbilanz der USA beigetragen. 
Es ist unbestritten, daß ein neues Offset- Abkommen 
geschlossen wird, nachdem das bisherige Abkommen 
am 30. Juni ausläuft. 

Die Veränderung in der Zahlungsbilanz, die ich 
vorhin geschildert habe, die Veränderung im Wa- 
renverkehr und die Veränderung bei den Währungs- 
relationen lassen es geraten erscheinen, die Zahlen 
von früher hier nicht noch einmal in Erinnerung zu 
rufen; sie sind sicher in der Zukunft zu verändern. 

noch: Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 602) 

Berichterstatter: Abgeordneter Stewart 
(Fortsetzung der Aussprache) 


Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident, zu- 
nächst möchte ich unserem Herrn Berichterstatter 
sehr herzlich für den ausgezeichneten Bericht dan- 
ken. Wenn ein so erfahrener Politiker und Staats- 
mann wie Mister Stewart sich mit den Problemen 
beschäftigt, die im Verhältnis Europa- Amerika rele- 
vant sind, dann darf man schon eine hohe Qualität 
des Berichtes erwarten. Besonders seine Ausführun- 
gen über die Probleme und Schwierigkeiten auf 
dem monetären kommerziellen Gebiet enthalten eine 
große Fülle von Hinweisen und Anregungen. Ich 
bin sicher, daß sie für uns alle eine Bereicherung 
unseres Wissens und eine Erhöhung unseres Ver- 
ständnisses für die Probleme bedeuten. Deshalb 
nochmals herzlichen Dank. 

Herr Präsident, erlauben Sie mir einige Bemer- 
kungen zu den hier behandelten Problemen. Die 
Dreiteilung der zwischen Europa und den USA be- 
stehenden Probleme in solche politisch-militärischer, 
solche monetärer und solche kommerzieller Art, die 
auch dem Bericht zugrunde liegt und auf die auch 
Herr Moersch eingegangen ist, ist in den letzten 
Jahren schon fast historisch geworden und stellt ein 
geradezu klassisches Schema der Betrachtungsweise 
dar. Darin liegt auch eine gewisse Gefahr. 

Ich habe den Eindruck, daß einige europäische 
Politiker diese Probleme zu autonom ansehen und 
zu wenig die Interdependenz berücksichtigen. Es 
wäre zu einfach und geradezu naiv, wenn man sich 
damit begnügte, zu sagen: die politischen, insbeson- 
dere die verteidigungspolitischen Probleme bespre- 
chen wir im NATO-Rat, die Währungsprobleme im 
Internationalen Währungsfonds, und mit den Han- 
delsproblemen soll sich GATT befassen. Selbstver- 
ständlich will ich die Zuständigkeit dieser Gremien 
nicht anzweifeln. Aber unsere Regierungen müssen 
die Verbindung doch etwas mehr sehen, als das bis- 
her manchmal geschehen ist. 

Ich darf in diesem Zusammenhang eine Stelle aus 
dem Bericht von Präsident Nixon an den Kongreß 
zitieren, wo es folgendermaßen heißt: 

Die Europäer haben eine Politik des wirt- 
schaftlichen Regionalismus verfolgt. Aber sie 
möchten amerikanischen Verteidigungsschutz 
und ein unverändertes politisches Engagement 
der Vereinigten Staaten erhalten. Dies wirft die 
fundamentale Frage auf: kann das Prinzip der 
atlantischen Einheit in Verteidigungs- und 
Sicherheitsfragen mit der zunehmend regiona- 
lisierten Wirtschaftspolitik der Europäischen 
Gemeinschaft in Einklang gebracht werden? 

Ich will hier nicht darauf eingehen, inwieweit die 
Qualifikation „regionalistisch" gerechtfertigt ist. Wir 
müssen daraus aber wohl schließen, daß die USA 
nicht gewillt sind, eine Politik zu akzeptieren, die 
einerseits auf währungspolitischem und handels- 
politischem Gebiet allein von den Interessen der 
Europäer bestimmt ist, die andererseits aber von 
den Amerikanern verlangt, daß sie ihr militärisches 
Engagement in Europa unvermindert aufrechterhal- 
ten. Darauf hat schon Mister Stewart in seinem 
mündlichen Bericht im Zusammenhang mit der Zif- 
fer 107 seines schriftlichen Berichtes hingewiesen. 
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Das bringt mich zu einer zweiten Frage. Eine 
notwendige Verständigungsbereitschaft der euro- 
päischen Regierungen bezüglich der währungs- und 
handelspolitischen Anliegen der Vereinigten Staa- 
ten kann natürlich nicht den Verzicht auf die Wah- 
rung eigener Interessen und auf kritische Fragen 
bedeuten, die wir unsererseits den Amerikanern zu 
stellen haben. Auch hierzu hat Mister Stewart schon 
Wesentliches gesagt; ich erinnere insbesondere an 
seine Ausführungen in Ziffer 89 seines Berichtes 
und in den folgenden Ziffern, 

Ich möchte hier allerdings noch einige Fragen hin- 
zufügen, die sich insbesondere im Zusammenhang 
mit den Problemen ergeben, die der Vorschlag von 
Kissinger für eine Neuorganisation der NATO auf- 
geworfen hat. Wir haben unter anderem an die 
Amerikaner die Frage zu stellen, wie sich Washing- 
ton die neue Organisation denkt, welche Ziele sie 
verfolgen soll und wer an ihr teilnehmen soll. 
Welche Rolle soll z. B. Japan dabei spielen? Was 
heißt in diesem Kissinger- Vorschlag „Anpassung 
der atlantischen Allianz"? Was ist an der Struktur 
der bestehenden Allianz zu bemängeln? An welche 
Änderungen denken die Amerikaner? Wie sollen 
sich diese Änderungen insbesondere auf dem Gebiet 
der militärischen Struktur der Allianz auswirken? 

Was steckt hinter der Erklärung Kissingers, daß 
die europäische Einigung nicht Selbstzweck sei? Wie 
legen die USA heute den Begriff der Einheit Europas 
aus, und wie sehen sie die Bedeutung dieses Begrif- 
fes für die westliche Welt? 

Was ist mit der sogenannten neuen Ordnung der 
Verantwortlichkeiten gemeint? Wollen die USA in 
der neuen Partnerschaft eine Hegemonie übernehmen 
und Europa nur eine regionale Rolle zugestehen? 

Was stellen sich die USA unter einer politischen 
Organisation der Europäischen Gemeinschaft vor, 
die mit ihnen verhandeln soll? Ist die politische Ein- 
heit Europas nach Auffassung der Amerikaner eine 
Voraussetzung für Verhandlungen mit Washington? 

Was versteht Kissinger detailliert unter einem 
starken Mißverhältnis zwischen dem militärischen 
Beitrag Europas und dem der USA? Was sind die 
entsprechenden Vorschläge Washingtons? Erwartet 
Amerika die Vorschläge Europas? 

Das sind alles Fragen, die wir unsererseits an die 
Amerikaner zu stellen hätten und die wir mit ihnen 
diskutieren müssen. 

Das bringt mich zu einer weiteren Überlegung. 
Wie wollen wir auf europäischer Seite den Dialog 
mit den USA führen, wenn wir selber keine einheit- 
liche Auffassung in all diesen Fragen haben? Das 
Treffen der Außenminister in Luxemburg war für 
uns eine Enttäuschung. Es ist unlogisch, die Forde- 
rung nach einem europäischen Europa zu erheben, 
solange es keine europäische Politik, keine einheit- 
liche europäische Außen- und Sicherheitspolitik, 
keine einheitliche Auffassung über den Weg zu 
einer europäischen Währungsunion und vor allem 
keine einheitliche Konzeption für die Aufnahme des 
großen währungs- und handelspolitischen Dialogs 
mit den USA gibt? 


Selbstverständlich will ich nicht verschweigen, daß 
es auch positive Momente gibt, die zu erwähnen 
sind. Wir haben mit großer Aufmerksamkeit die 
Rede gelesen, die der französische Außenminister 
in den letzten Tagen in der Assemblee nationale ge- 
halten hat. 

Sicherlich ist auch sehr erfreulich, daß die „Neun" 
zusammen mit den Neutralen in den Vorverhand- 
lungen für die europäische Sicherheitskonferenz eine 
einheitliche Linie gefunden haben,, und wir hoffen, 
daß das auf der eigentlichen Konferenz auch so blei- 
ben möge. Aber bekanntlich stellen schon die MBFR- 
Gespräche die europäische Einheit vor eine hohe 
Zerreißprobe. Was die bereits erwähnten bevorste- 
henden Verhandlungen in Nairobi und im GATT 
angeht, so ist vorerst noch nicht zu erkennen, daß 
Europa hier mit einer Stimme sprechen wird. 

Die Kollegen, die mit der Commission des Affaires 
Generales in Washington gewesen sind, sind sehr 
ernst und nachdenklich, um nicht zu sagen: etwas 
deprimiert zurückgekommen. Das wirft die Frage 
auf, wie es weitergehen soll, wenn sich die Diskre- 
panz zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
im Laufe der nächsten Jahre nicht verringert, son- 
dern weiterentwickelt, wie das beispielsweise in 
einseitigen Truppenverminderungen seinen Aus- 
druck finden würde, oder wenn die Entfremdung auf 
dem Gebiet des Handels zu Symptomen eines Han- 
delskrieges führt. Ich fürchte, Herr Präsident, daß 
das Endergebnis eine politische Selbstisolierung 
Europas wäre. Damit würde eine ernste Gefahr für 
unsere eigene Existenz heraufziehen. 

Wir müssen diese Probleme im Zusammenhang 
mit zwei anderen Aspekten betrachten. Wir wissen 
alle, daß die amerikanische Regierung sich bezüglich 
ihrer Europapolitik in zunehmendem Maße einem 
Druck ihres eigenen Kongresses und ihrer öffent- 
lichen Meinung ausgesetzt sieht. Jeder, der sich 
in Amerika umgesehen hat, weiß, daß außenpo- 
litisches Denken beim Durchschnittsamerikaner 
nicht die große Rolle wie bei uns Europäern 
spielt. Die Größe des Landes, die Zahl der Be- 
völkerung und die Größe des inneren Marktes 
führen dazu, daß sich die Amerikaner in viel stär- 
kerem Maße mit ihren eigenen inneren Proble- 
men befassen. Darum haben sie für die vielen 
außenpolitischen Fragen, die für uns wichtig sind 
und die sich aus der europäischen Vielstaaterei er- 
geben, nicht immer das nötige Verständnis, und sie 
verfügen bezüglich dieses Bereiches auch nicht über 
die nötigen Kenntnisse. Ich glaube, der Vergleich ist 
nicht ganz falsch, wenn ich sage, daß das Verständ- 
nis des Durchschnittsamerikaners für Fragen der 
europäischen Außenpolitik in etwa mit dem Ver- 
ständnis des Durchschnittseuropäers für die Struk- 
turprobleme von Oklahoma, Texas und Kalifornien 
kongruent ist. Von daher wird die öffentliche Mei- 
nung geformt, und das haben wir einzukalkulieren. 

Außerdem ist noch ein anderer Aspekt zu berück- 
sichtigen, der sich seit einem Jahrzehnt entwickelt 
hat und der in der Weltpolitik eine immer wichti- 
gere Rolle spielt: ich denke an den großen amerika- 
nisch-sowjetischen Dialog. Wir alle hoffen und wün- 
schen, daß dieser Dialog auch weiterhin zu positiven 
Ergebnissen führt, daß er zur Entspannung und zu 
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einer Sicherung des Friedens führt. Aber wir alle 
möchten doch auch vermieden haben, daß das auf 
Kosten der Beziehungen zwischen den USA und 
Europa geht. Von da aus müssen wir auch in unse- 
rem Verhältnis zu den Amerikanern die Probleme 
sehen, die uns ängehen; wir müssen sie auch im Zu- 
sammenhang mit dem Dialog der Weltmächte sehen. 

So, Herr Präsident, komme ich zu der Schlußfol- 
gerung, daß diese Versammlung im Sinne des Ent- 
schließungsentwurfs nur eines tun kann: an unsere 
Regierungen zu appellieren, die Zeit, insbesondere 
die vor uns liegenden sechs Monate zu nutzen, um 
mit einer einheitlichen europäischen Meinung in den 
Dialog mit den USA einzutreten. — Ich danke Ihnen. 


Freitag, 22. Juni 1973 

noch: Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 602) 

Berichterstatter: Abgeordneter Stewart 
(Fortsetzung der Ausprache vom Vortage) 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich, nicht 
als Vorsitzender der Kommission, in der dieser Be- 
richt erstattet worden ist, sondern in meiner Eigen- 
schaft als Mitglied dieser Versammlung, einige 
Worte zu den Problemen sage, die in diesem Bericht 
aufgegriffen worden sind. 

Einer der letzten Beiträge gestern, und zwar der- 
jenige von Lord Selsdon, hat mir sehr gut gefallen, 
weil er für diejenigen gesprochen hat, die bedauer- 
licherweise nicht hier sind. Es ist etwas eigentüm- 
lich, daß ausgerechnet in dem Jahr, das der ameri- 
kanische Präsident als das Jahr Europas proklamiert 
hat, wir hier eine wichtige Debatte über die ameri- 
kanisch-europäischen Beziehungen haben und sozu- 
sagen an die Klagemauer hinsprechen, weil unsere 
amerikanischen Partner hier nicht vertreten sind. 
Es ist also eigentlich kein richtiger Dialog. 

Deswegen schlage ich Ihnen vor, Herr Präsident, 
daß das Protokoll dieser Debatte unseren amerika- 
nischen Kollegen im Repräsentantenhaus und im 
Senat — soweit sie den Ausschüssen angehören, die 
sich mit europäischen Fragen beschäftigen — aus- 
nahmsweise durch den Greffe zugestellt wird. Dann 
haben wir wenigstens die Chance, daß die Mitarbei- 
ter der Senatoren und der Mitglieder des Repräsen- 
tantenhauses die Argumente zur Kenntnis nehmen, 
die hier ausgetauscht worden sind. 

Da wir nun diese Debatte so einseitig führen müs- 
sen, möchte auch ich der Meinung Ausdruck geben, 
daß es nichts hilft, wenn wir eine Allianz beschwö- 
ren, die zum Teil, möchte ich sagen, wenigstens auf 
der anderen Seite des Atlantik, angeschlagen ist. 
Nach der Reise der Kommission nach Amerika und 
nach den Unterhaltungen, die wir dort gehabt haben, 
bin ich davon überzeugt, daß wir von Glück reden 


können, wenn wir in fünf Jahren noch eine mög- 
licherweise durch die Folgen der KSZE- und der 
MBFR-Konferenz fixierte Zahl von amerikanischen 
Truppen bei uns auf dem Kontinent haben. Es wäre 
realistisch, sich auf eine solche Entwicklung einzu- 
stellen. 

Das hat vielerlei Gründe. Niemand kann über- 
sehen, daß nicht nur hier in Europa, sondern auch 
auf der anderen Seite des Ozeans in zunehmendem 
Maße die Außenpolitik vom Inhalt dessen getragen 
sein muß, was eine demokratische Gesellschaft aus- 
macht, nämlich zum mindesten vom Konsensus der 
Mehrheit, die eine Regierung trägt. Dort, wo dieser 
Konsensus eingeschränkt ist und nicht mehr besteht, 
wie in den Vereinigten Staaten von Amerika, könn- 
ten selbst ein Präsident, der weniger als der ameri- 
kanische Präsident zur Zeit angeschlagen ist, und 
seine Verwaltung wahrscheinlich die allgemeine Be- 
wegung des „Bring the boys home" nicht auf halten. 
Darüber sollten wir uns völlig klar sein. 

In diesem Zusammenhang sollten wir noch über 
etwas Zweites nachdenken. Wir sprechen immer von 
der atlantischen Allianz. Aber wir hier in Europa 
verstehen unter der atlantischen Allianz nur den 
großen amerikanischen Schirm; und was in Amerika 
vor sich geht, ist uns europäischen Bürgern verhält- 
nismäßig gleichgültig. Wundern wir uns also nicht, 
daß den amerikanischen Bürgern auch verhältnis- 
mäßig gleichgültig ist, was in Europa vor sich geht. 
Es kann nicht der Inhalt einer Allianz in einer de- 
mokratischen Gesellschaft sein, es so weit kommen 
zu lassen, daß die Bevölkerungen auf dem Kontinent 
einerseits und jenseits des Atlantiks andererseits 
im Grunde genommen keinen inneren Anteil mehr 
am Schicksal des anderen nehmen. Machen wir uns 
nichts vor! Da hat es leider in den letzten Jahren 
einen Aushöhlungsprozeß in dieser atlantischen Al- 
lianz gegeben. 

überlegen wir uns, wie diese Allianz wiederher- 
gestellt werden kann! Sie wird zweifellos nicht 
allein durch die Konferenzen von Staatsoberhäup- 
tern oder durch NATO-Ministerkonferenzen wieder- 
hergestellt werden können. Dazu wird es größerer 
Anstrengungen bedürfen und auch sehr viel mehr 
Einsicht auf unserer Seite. Ich wiederhole noch ein- 
mal: es ist kein Zufall, daß in dem angeblichen, von 
den Amerikanern oder von ihrem Präsidenten pro- 
klamierten „Jahr Europas“ bei unseren Debatten in 
diesem Hause, wo wir jahrelang amerikanische Part- 
ner hatten, heute keine da sind. Dies ist sinnfälliger 
Ausdruck der Gewichtung, die gegenwärtig dem 
Thema Europa im. amerikanischen Senat und im 
amerikanischen Repräsentantenhaus gegeben wird. 

Man soll sich auch nicht über folgendes täuschen: 
in einem Lande, das gegenwärtig versucht, mit der 
anderen Supermacht zu Übereinkünften hinsichtlich 
der Sicherheit zu kommen, von denen die Bevölke- 
rung sich allerhand verspricht, ist es der Seite drü- 
ben auch psychologisch sehr schwer klarzumachen, 
daß die Verteidigung Amerikas, wie wir das sagen, 
auf dem europäischen Kontinent beginnt. Das hat 
25 Jahre gegolten. Ich habe auf dieser Reise, die wir 
nach Washington gemacht haben, zum erstenmal 
— - zum erstenmal in vielen Jahren — von amerikani- 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/931 


sehen Senatoren gehört, daß diese These möglicher- 
weise so gar nicht zu stimmen bräuchte. Auch diese 
Entwicklung sollten wir sehr sorgfältig im Auge be- 
halten. Mit anderen Worten, ich finde die Basis- 
überlegungen, die der Herr Berichterstatter zu all 
diesen Problemen angestellt hat, außerordentlich 
weise und ausgewogen, denn der Berichterstatter 
hat in allen Punkten seiner Überlegungen nicht nur 
die Probleme aufgezeigt, sondern auch die Fäden 
bloßgelegt, an die wir anknüpfen können. 

In diesem Zusammenhang, Herr Präsident, müßten 
wir, wie ich glaube, auch ein Wort an unsere fran- 
zösischen Freunde richten. Das Europa der Vater- 
länder, das wir gegenwärtig auf manchen Gebieten 
fast bis zum Exzeß durchspielen, ist zwar im Augen- 
blick Wirklichkeit, aber ich fürchte, das, was es in 
den Augen derjenigen, die es erfunden haben, ein- 
mal sein sollte und was es bewirken sollte, wird 
ein Traum bleiben. Das Europa der Vaterländer wird 
sicherlich kein brauchbares Modell für die Macht- 
politik in der Welt von morgen sein. Wer glaubt, 
die Europäische Gemeinschaft sei ein Glacis für die 
friedliche Abschmelzung des sowjetischen Common- 
wealth, der täuscht sich. Die Chancen für ein Gleich- 
gewicht bestehen nur mit und in der atlantischen 
Gemeinschaft, und daran sollten wir uns zu jeder 
Stunde erinnern. 

Es kommt ein Zweites hinzu. Der Preis der Frei- 
heit ist hoch: er ist so hoch, daß unsere Mitbürger, 
die das Jahr 1968 und damit auch die Tatsache, daß 
das permanente Risiko friedlicher Koexistenz mit 
der unfreiwilligen Unterwerfung von Millionen un- 
serer europäischen Nachbarn im Osten unter ideolo- 
gische Systeme der Unfreiheit bezahlt werden muß, 
total vergessen haben, es zunehmend als unpopulär 
ansehen, wenn man dies sagt. Das kommt daher, 
weil die Einsicht, daß Frieden mehr wert ist als Frei- 
heit, in Wahrheit das unsere Zeit prägende Erbe der 
letzten vier Jahrzehnte ist. 

Ich wiederhole noch einmal die Formel: Daß die 
Vereinigten Staaten nur in Europa verteidigt wer- 
den können, ist für viele Amerikaner angesichts der 
fortschreitenden Entspannungspolitik mit der So- 
wjetunion nicht mehr einsichtig und wird wahr- 
scheinlich spätestens in fünf Jahren politisch auch 
nicht mehr durchsetzbar sein. Wenn die Russen in 
der Lage sind, ihre gegenwärtige Politik weiterhin 
durchzusetzen, wird dies so kommen. Deswegen 
wären ein Erfolg von KSZE und MBFR und eine 
dadurch festgeschriebene vielleicht kleinere, aber 
doch effiziente Truppenpräsenz der Amerikaner in 
Europa wichtig. 

Auch ich habe dies erst beim letzten Besuch in den 
Vereinigten Staaten angesichts der vielen Unge- 
reimtheiten, die uns von einer Administration vor- 
getragen worden sind, die deutlich führungslos war 
und von der man nur hoffen kann, daß sie bald wie- 
der geführt wird, begriffen. Ich denke dabei nur 
daran, daß uns mit Nachdruck eingetrichtert worden 
ist, wir sollten zu Hause für die Bedürfnisse des 
Exports amerikanischer Landwirtschaftserzeugnisse 
werben und unsere eigene europäische Landwirt- 
schaftspolitik -r- die ja nicht nur für die Nahrungs- 
mittelerzeugung konzipiert ist, sondern in weite- 


stem Sinne auch für die Erhaltung der Beschaffen- 
heit unserer Natur — einschränken. Am anderen 
Tage wurde das durch Erklärungen des Präsidenten 
„ergänzt", die besagten, daß zu viele hochwertige 
Nahrungsmittel aus Amerika exportiert würden und 
daß infolgedessen für die Nahrungsmittel möglicher- 
weise sogar eine Exportsteuer erhoben werden 
müßte. 

Dies ist nur ein Beispiel für viele. Wenn man das 
so nebeneinanderstehen sieht, kann man nur hoffen, 
daß die gegenwärtigen Entwicklungen recht bald 
wieder einen Konsensus der Amerikaner im eigenen 
Lande bringen. 

Aber ich wollte fortfahren mit der Bemerkung, daß 
ich in den USA zutiefst begriffen habe, daß Henry 
Kissingers Vorschlag für eine neue Atlantik-Charta 
ein Versuch ist, die atlantische Politik in einer wahr- 
scheinlich sehr langen Krisenphase für die Bürger 
der Vereinigten Staaten erneut einsichtig und akzep- 
tabel zu machen. Und dies ist wahrscheinlich eine 
der Voraussetzungen, um diese atlantische Gemein- 
schaft neu zu beleben. 

Dies, Herr Präsident, ist, glaube ich, das Wich- 
tigste, was man im Zusammenhang mit der Diskus- 
sion, die wir hatten, und mit dem, was in dem vor- 
züglichen Bericht des Kollegen Stewart steht, sagen 
muß. 

Vielleicht noch eine letzte Bemerkung. Ich hoffe 
nicht, daß die kommenden Jahre durch jenes Gesetz 
bestimmt sein werden, das die Amerikaner 
Murphy' s law nennen und das besagt, daß immer 
das Schlimmste, was man erwarten kann, eintritt. 
Wie gesagt, ich hoffe das nicht, obwohl manches 
zur Zeit in diese Richtung geht. 

Gestern ist in der Debatte gesagt worden, daß 
wir Europäer endlich mit einer Stimme sprechen 
müßten, um den Dialog mit den Amerikanern über- 
haupt führen zu können. Ich weiß nicht, ob das ein 
Appell ist, der uns sehr viel weiter bringt. Wenn ich 
mir die Zeitspanne vor Augen halte, in der es viel- 
leicht möglich ist, in Europa einen gemeinsamen 
Sprecher für alle — jedenfalls in den Fragen, die 
unsere Unterhaltung mit den Amerikanern betref- 
fen — zu finden, so fürchte ich, diese Unterhaltung 
könnte nicht stattfinden, weil wir diesen Sprecher 
nicht haben und ihn so schnell auch nicht finden 
werden. 

Es wird daher darauf ankommen, daß alle, die 
Begegnungen mit dem amerikanischen Präsidenten 
haben, zumindest das gleiche sagen, daß sie die 
gleichen Interessen haben und für die gleichen In- 
teressen sprechen. Dies ist aber, wie wir in den 
letzten zwei Monaten gesehen haben, bedauerlicher- 
weise nicht der Fall. Auch die Gespräche, die der 
französische Präsident heute und morgen mit dem 
deutschen Bundeskanzler führen wird und in denen 
eine große Fragestunde enthalten sein wird, in der 
der deutsche Bundeskanzler den französischen Prä- 
sidenten in vieler Hinsicht, nämlich hinsichtlich der 
Währungspolitik, hinsichtlich der Sicherheitspolitik 
usw., fragen wird, wie wir es mit unserem künftigen 
Dialog mit den Vereinigten Staaten halten wollen, 
werden daran wohl nichts ändern. 
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Ich möchte noch einmal sagen: ich weiß nicht, wie 
lange wir noch von dem Europa der Vaterländer 
ausgehen können, wenn sich dieses Europa der 
Vaterländer in dem atlantischen Dialog nicht zu 
einem Konzept bekennt, das wenigstens in den wich- 
tigsten Fragen, die unseren atlantischen Bündnis- 
partner betreffen, auf einem gemeinsamen Nenner 
aufbaut, der für unsere zukünftige Politik tragfähig 
ist. Dies ist etwas, was wir Europäer in den nächsten 
Monaten und Jahren wohl unter uns selber werden 
auszumachen haben. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal 
an unsere französischen Kollegen appellieren, zu 
sehen, daß das Gleichgewicht der Zukunft nicht 
durch eine dritte Macht, die da Europa hieße, wird 
bestimmt werden können. Dazu reichen in mancher 
Hinsicht vorläufig unsere Kräfte nicht aus, und ich 
weiß nicht, ob wir die Zeitspanne bis zu jenem Tage 
durchhalten können, wo diese Kräfte vielleicht ein- 
mal ausreichen mögen. 

Ich bin nach wie vor der Meinung, daß das Gleich- 
gewicht in der Zukunft eben nur durch die atlan- 
tische Allianz aufrechterhalten werden kann. Daher 
müssen wir unseren Mitbürgern sagen, daß wir in 
einer Zeit, in der, wie gestern zutreffend gesagt 
wurde, das amerikanische Volk in das Schnecken- 
haus der Isolation zurückkriecht — jeder, der in 
seinem Selbstbewußtsein entscheidend getroffen ist, 
tut dies; dies ist menschliches Verhalten und auch 
politisches Verhalten von Völkern — , sehr weit 
gehen müssen, um unseren Partnern zu helfen. Ich 
fürchte, das Bewußtsein, daß wir diese Hilfe leisten 
müssen, ist in unseren Völkern weitgehend ent- 
schwunden. Wenn diese Debatte nur ein Weniges 
dazu beitragen kann, dieses Bewußtsein wieder her- 
vorzubringen und zu stärken, haben wir der Sache 
einen guten Dienst getan. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Lassen Sie mich als Ergänzung 
zu den sehr ausgewogenen Ausführungen des Be- 
richterstatters Michael Stewart einige in den ökono- 
mischen Bereich abzielende Bemerkungen eines jun- 
gen Europäers zu den sehr informativen Tagen in 
den Staaten machen, Ausführungen, die auch als 
eine gewisse Entgegnung zu der rhetorisch heraus- 
ragenden Rede von Lord Selsdon verstanden wer- 
den können. 

Es liegt mir daran, einige gravierende Irrtümer 
aufzuführen, die das amerikanisch- westeuropäische 
Verhältnis belasten. Als Folge dieser Irrtümer unter- 
stellt man den Europäern teilweise eine antiameri- 
kanische Haltung, und umgekehrt machen sich in den 
USA Elemente einer antieuropäischen Haltung breit. 
Zu diesen Punkten möchte ich aus meiner Sicht kurz 
Stellung nehmen. • 

Die Amerikaner beklagen ihr Außenhandelsdefizit 

gegenüber den Europäern und machen uns deswegen 
Vorwürfe. Diese Vorwürfe sind jedoch deplaciert, 
ja falsch. Ein Außenhandelsdefizit bedeutet doch, 
daß man mehr Güter importiert, als man exportiert, 
also einen gütermäßigen Vorteil hat. Wenn man 
dann für diese Güter in einer Währung bezahlt, die 


man nicht bereit ist in Gold zu tauschen, dann sollte 
man den Nationen, die für solches Geld Waren lie- 
fern, doch keinen Vorwurf machen. Wenn die euro- 
päischen Nationen diese durch die verschiedensten 
Aktionen ins Land gekommenen Dollars in ihren 
Notenbanken lagern und mit dieser Maßnahme ein 
weiteres Absinken des Dollarkurses verhindern, 
dann sollte man daraus nicht den Schluß ziehen, daß 
Europa dadurch zum wohlhabenden „ Kontinent 
wurde und deshalb alle möglichen Auflagen in an- 
deren wirtschaftlichen Bereichen erdulden müsse. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß der Abschied 
von Bretton Woods für die USA zwar schmerzhaft 
ist, denn damit findet ein über zwei Jahrzehnte 
dauerndes amerikanisches Privileg sein Ende. Den 
Abbau von Privilegien sollte man jedoch nicht unbe- 
dingt als unfreundlichen Akt ansehen. Wir Europäer 
könnten hier mit Recht mehr amerikanische Einsicht 
verlangen, zumal die währungspolitischen Folgeer- 
scheinungen eines überbewerteten Dollars einen 
Gutteil der inflationistischen Geldentwertungsraten 
unserer Währungen bewirken. Zu den Abwertungs- 
verlusten der loyalen europäischen Notenbanken 
möchte ich gar nichts sagen, obwohl gerade sie in 
der öffentlichen Meinung im Zentrum der Kritik 
stehen. 

Im Zusammenhang mit der GATT-Runde müssen 
wir sehr frühzeitig den amerikanischen Illusionen 
entgegentreten. Mit dem Argument der komparati- 
ven Kosten wünschen die USA ihre Agrarüber- 
schüsse auf dem europäischen Markt abzusetzen. 
Zwar kann nicht widerlegt werden, daß die Ameri- 
kaner eine Agrarstruktur besitzen, die zu niedrige- 
ren Gestehungskosten führt, als dies in Europa der 
Fall ist. Die unerwünschte ökologische Nebenwir- 
kung einer Kopie der amerikanischen Agrarstruktur 
sollten wir Europäer aber nicht auf uns nehmen. 
Unser größeres Umweltbewußtsein muß zu einer 
Agrarstruktur führen, die den ökologischen und ge- 
sellschaftlichen Bedürfnissen Rechnung trägt. Dies 
kann nicht heißen, daß große Teile Europas brach- 
liegen und andere nach amerikanischem Muster Er- 
zeugungsschlachten schlagen. 

Konstruktiv erschienen die Anregungen der Ame- 
rikaner zu mehr Gemeinsamkeit in der Energiepoli- 
tik. Hier wäre allerdings eine konziliantere Haltung 
der USA bei der Versorgung Europas mit uranhalti- 
gen Grundstoffen zur Beschickung der Reaktoren zur 
Energieerzeugung ein erfreulicher Startschuß, auf 
den wir noch immer warten. Auch die gemeinsame 
Forschung im Energiesektor kann sicherlich noch 
ohne große Schwierigkeiten verbessert werden. 

Im Vordergrund der amerikanischen Wünsche 
stand die Forderung nach mehr Gemeinsamkeit bei 
den Verhandlungen mit den öl liefernden Ländern. 

Dies erscheint in der Tat sehr logisch. Nachdem sich 
die Angebotsländer in steigendem Maße monopo- 
listisch verhalten, ist es angebracht, wenn auch die 
Nachfrageländer untereinander mehr Einheit zeigen 
und sich nicht gegenseitig ausspielen. 

Das gegenseitige Aufrechnen von Truppenkosten 
und Marshallplanhilfe gegen Kaufkraftvorteile, 
amerikanische Vorteile bei der Investitionspolitik 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfU CkSQChS 7/931 


in Europa, Absorbtion der Gewinne aus diesen Be- 
teiligungen, Abwertungsverluste usw. sollte man 
endlich einstellen. Zumindest jedoch sollte diese 
Diskussion, wenn sie nicht auf Anhieb beendet wer- 
den kann, nicht mit weitgehend emotional überhöh- 
ten Zahlen geführt werden. 

Wir müssen uns — und damit komme ich zum 
Schluß meiner kurzen Ergänzungen — bei den Ame- 
rikanern sehr intensiv darum bemühen, daß wir 
von ihnen als gleichwertiger europäischer Partner 
gesehen werden und daß unsere sachlich vorgetra- 
genen Argumente auch gehört werden. Eine etwas 
selbstbewußtere europäische Haltung bedeutet noch 
lange keinen Antiamerikanismus. Es muß dringend 
mehr gegenseitiges Verständnis geschaffen werden. 
Hier stimme ich mit den politisch gemeinten Aus- 
führungen von Herrn Kahn-Ackermann völlig über- 
ein. Der Besuch der Delegation der Westeuro- 
päischen Union war insofern auch ein erfreulicher 
Beitrag dazu, sich gegenseitig besser verstehen zu 
lernen. 

Meine sehr verehrten Kollegen, Sie sehen zumin- 
dest aus diesen letzten Bemerkungen, daß es kei- 
neswegs einen Generationenkonflikt zwischen 
dem Berichterstatter Michael Stewart und mir gibt. 
Wir müssen uns alle intensiv darum bemühen, 
Amerika in den Verhandlungen mit den Europäern 
zu einem besseren Verständnis zu bringen. — Danke 
schön. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Vizepräsidenten der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, 

Sir Christopher Soames 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! In den Sit- 
zungen dieser Woche ist die Sorge um die Versor- 
gung mit Energie immer wieder angeklungen. Wenn 
ein Land wie die Bundesrepublik Deutschland zu 
mehr als 55 °/o von Erdöllieferungen aus Nordafrika 
und dem Nahen Osten abhängig ist — das ist eine 
Situation, in der sich fast alle Staaten der Gemein- 
schaft in gleicher Weise befinden — , dann ist das 
sicherlich eine sehr schwierige Situation. Die Lage 
wird auch nicht dadurch wesentlich gebessert, daß 
wir Kohlenvorräte in Europa haben, daß wir in der 
Nordsee Erdgas finden oder weitere Kernkraftwerke 
bauen. Alle diese Maßnahmen können auch nicht 
annähernd den wachsenden Bedarf an Energie be- 
friedigen. Das heißt, daß unsere Abhängigkeit von 
den Lieferländern immer größer wird. Die Situation 
wird dadurch noch erschwert, daß diese Lieferländer 
in ihren politischen Reaktionen oftmals für unsere 
Begriffe irrational zu handeln scheinen. 

Meine Frage an Sir Christopher lautet deshalb: 
wie beurteilt die Kommission diese Situation im 
Energiebereich? Sieht die Kommission Möglichkei- 
ten zu einem einheitlichen Vorgehen, einem einheit- 
lichen Verhandeln der Europäischen Gemeinschaft 
mit den Lieferländern? Oder sieht die Kommission 
wenigstens Möglichkeiten, bald den Zustand zu be- 
enden, daß unsere Staaten als Käufer gegeneinander 
ausgespielt werden oder sich sogar gegenseitig aus- 
stechen? 


Sir Christopher Soames erklärt , daß die Kommis- 
sion schon sehr bald präzise Vorschläge für eine 
gemeinsame Energiepolitik vorlegen werde. Es 
müsse unbedingt versucht werden , eine gemeinsame 
V erbraucherpolitik nicht nur innerhalb der Gemein- 
schaften, sondern auch mit den anderen großen Ver- 
braucher ländern zu erreichen ; dabei müsse jedoch 
vermieden werden , daß es zur Bildung eines Blocks 
der Verbraucherländer komme, der sich ausschließ- 
lich gegen die Interessen der Lieferländer richte. 

Kahn- Ackermann (SPD): Sir Christopher, die 
Frage unseres Kollegen Mendelson hat mich etwas 
nachdenklich gemacht, denn Sie haben gesagt, Sie 
seien ja nicht dem britischen Unterhaus, sondern 
nur dem Europäischen Parlament verantwortlich. 
Aber dies ist keine Verantwortung wie sie norma- 
lerweise zwischen Regierung und Parlament besteht. 

Da Sie vorhin über den langen Weg gesprochen 
haben, den wir gehen müssen, bis wir von der Voll- 
endung der Wirtschafts- und Währungsgemein- 
schaft zur Europäischen Union kommen, frage ich 
Sie, ob Sie ernsthaft glauben, daß wir auf diesem 
Wege nicht Schiffbruch erleiden werden, wenn es 
nicht möglich ist, bis zu dem Tage, den wir uns als 
Ziel gesetzt haben, aus dem Europäischen Parlament 
ein Parlament zu machen, das in der Tat gegenüber 
dem Ministerrat und der Kommission auch die Ver- 
antwortung eines Parlaments wahrnehmen kann. 

Sir Christopher Soames unterstreicht, daß der ein- 
zig gangbare Weg eine Stärkung der Zuständigkei- 
ten des Europäischen Parlaments sei. Es sei die Auf- 
gabe des Europäischen Parlaments selbst, sich um 
die Stärkung seiner Zuständigkeiten zu bemühen ; 
die Geschichte habe gezeigt, daß die Parlamente ihre 
Macht nie übertragen erhielten, sondern sie sich 
selbst genommen hätten. 

noch: Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten 

(Drucksache 602) 

Berichterstatter: Abgeordneter Stewart 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Die 
letzte Botschaft, die der Berichterstatter zitiert hat, 
ist die wichtigste der Entschließung. Weil sie eine 
lebenswichtige Botschaft an uns selbst, an unsere 
Regierungen und an die aüdere Seite des Atlantiks 
ist, möchte ich wünschen, daß Sie alle dazu beitra- 
gen, daß diese Empfehlung an den Ministerrat hier 
und heute verabschiedet werden kann. 

Dies war ein ganz exquisiter Bericht. Es war be- 
dauerlicherweise der letzte, den der Berichterstatter 
in dieser Versammlung vorlegen kann. Ich bedauere 
— das möchte ich mit Nachdruck sagen — , daß Mi- 
chael Stewart unsere Reihen verläßt. Damit verläßt 
uns ein Kollege, der in der Politischen Kommission 
unerhört viel zu einer realistischen und eingehen- 
den Meinungsbildung beigetragen hat. 
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Ein Letztes! Manchmal kommt in der öffentlichen 
Diskussion dieser Probleme so etwa wie ein Hoch- 
mut über das auf, was der amerikanischen Regierung 
passiert ist und was immer noch mit großen Schlag- 
zeilen um die Welt geht. Vergessen wir nicht, daß 
genau dies, was dort passiert ist, in fast allen unse- 
ren Mitgliedstaaten die Regel gewesen und teilweise 


heute noch die Regel ist. Deshalb haben wir Euro- 
päer gar keinen Anlaß, uns durch solche Vorkomm- 
nisse über andere Regierungen erhaben zu fühlen. 
Im Vordergrund steht das gemeinsame Interesse: 
der Frieden und die Wohlfahrt der daran beteilig- 
ten Völker. 
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Versammlung der Westeuropäischen Union 
— Der Präsident — 


Paris, den 22. 6. 1973 


An die 

Präsidentin des Deutschen Bundestages 
Frau Annemarie Renger 
53 Bonn 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Als Anlage erhalten Sie die Texte einer Entschließung und einer 
Empfehlung, die von der Versammlung der Westeuropäischen Union 
während des ersten Abschnitts ihrer 19. ordentlichen Sitzungsperiode 
in Paris vom 19. bis 22. Juni 1973 angenommen wurden. 

Entschließung Nr. 52 betr. eine zivile und militärische 
Luftfahrtpolitik für Europa 

Empfehlung Nr. 238 betr. die europäische Sicherheit — 

Beziehungen zu den Ländern Osteuropas 

Da diese Texte sicherlich für Ihr Parlament von Interesse sein dürf- 
ten, wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, sie zum Gegenstand 
von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Ausschüssen 
zu machen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 

gez. John Peel 
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Entschließung Nr. 52 

betr. eine zivile und militärische Luftfahrtpolitik für Europa 


Die Versammlung, 

verweist auf die vom Rat in seinen Antworten auf 
Fragen der Luft- und Raumfahrt gegebenen Aus- 
künfte sowie insbesondere auf die Antwort auf 
Empfehlung Nr. 231 betr. die Notwendigkeit der 
Gestaltung einer europäischen Luftfahrtpolitik; 

ist sich der Schwierigkeit in politischer wie indu- 
strieller Hinsicht bewußt, einen gemeinsamen euro- 
päischen Standpunkt zu erarbeiten, sowie der Ge- 
fahren für die europäische Luftfahrt- und Transport- 
industrie, wenn auch weiterhin auf diesem Gebiet 
keine Zusammenarbeit erfolgt; 

glaubt, daß auch vor dem Zustandekommen der 
europäischen Union Maßnahmen im Hinblick auf 
diese Industriezweige getroffen werden können; 

hofft zuversichtlich, daß das von ihrem Ausschuß 
veranstaltete Kolloquium positive Ergebnisse brin- 
gen wird, 

fordert die Mitgliedsregierungen des Rates auf 


1. a) die Ministerien für Auswärtige Angelegen- 

heiten, Verteidigung, Verkehr und Technolo- 
gie zu ersuchen, das vom Ausschuß für Wis- 
senschaft, Technik, Luft- und Raumfahrt am 
17. und 18. September 1973 am Sitz der Ver- 
sammlung in Paris veranstaltete Kolloquium 
zu unterstützen und ihre zuständigen Beam- 
ten zur Teilnahme dorthin zu entsenden; 

b) zur möglichen Einrichtung einer europäischen 
Luftfahrtbehörde innerhalb oder außerhalb 
des Rahmens des Gemeinsamen Marktes, 
deren Hauptziel der Schutz der europäischen 
Luftfahrt- und Transportindustrie wäre, Stel- 
lung zu nehmen. 

2. unverzüglich die notwendigen Schritte zur Koor- 
dinierung der europäischen Standpunkte zu Fra- 
gen der Luftfahrt einzuleiten, bevor die in die- 
sem Jahr anstehenden Begegnungen zwischen 
Präsident Nixon und den europäischen Staats- 
und Regierungschefs stattfinden. 
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Empfehlung Nr. 238 
Die europäische Sicherheit 

Beziehungen zu den Ländern Osteuropas 


Die Versammlung 

ist sich dessen bewußt, daß der Warschauer Pakt in 
Mitteleuropa eine Überlegenheit an Truppen, Pan- 
zern und Flugzeugen im Verhältnis von etwa 2 zu 1 
besitzt; daß die westeuropäischen Verteidigungsan- 
strengungen weiter verbessert werden müssen, wäh- 
rend eine geeignete Grundlage für die Entspannung 
durch Verhandlungen angestrebt wird; und begrüßt 
daher die reale Erhöhung des deutschen, britischen 
und französischen Verteidigungshaushalts im Laufe 
der letzten Jahre; 

ist sich dessen bewußt, daß ein allgemeines Militär- 
gleichgewicht zwischen den Ländern der NATO und 
des Warschauer Paktes nur dann angestrebt wer- 
den kann, wenn alle strategischen wie taktischen, 
nuklearen wie konventionellen Waffen und Streit- 
kräfte der Verbündeten als Bestandteil der west- 
lichen Abschreckungsmacht angesehen werden kön- 
nen; 

glaubt, daß die Studie über die rationelle Aufstel- 
lung von Streitkräften an der Zentralfront, die in 
ihren Vorschlägen zur Rationalisierung der euro- 
päischen Verteidigungsanstrengungen enthalten ist, 
angesichts der anstehenden Verhandlungen über bei- 
derseitige und ausgewogene Truppenverminderun- 
gen in Europa unverzüglich in Angriff genommen 
werden sollte; und erkennt an, daß solche Verhand- 
lungen, die unter voller Berücksichtigung der Er- 
haltung und Verbesserung der Sicherheit in Europa 
geführt werden, sich wahrscheinlich über mehrere 
Jahre erstrecken werden; 

lehnt die von der Sowjetunion bei der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit angestrebten 
Ziele ab, nämlich die internationale Anerkennung 
der gegenwärtigen Teilung Europas und die sowje- 
tische Gewohnheit, in die internationalen Angele- 
genheiten ihrer Verbündeten mit Waffengewalt ein- 
zugreifen; 

wiederholt ihre frühere Empfehlung, daß alle Vor- 
schläge zur Begrenzung der taktischen Atomspreng- 
köpfe für Trägerraketen im Besitz der der NATO 
unterstellten Streitkräfte im Rahmen der beidersei- 
tigen und ausgewogenen Truppenverminderungen 
und in Anwesenheit aller betroffenen Länder ausge- 
handelt und daher von den bilateralen Gesprächen 
zur Begrenzung der strategischen Rüstung ausge- 
nommen werden müssen; 

begrüßt angesichts dieser Erfordernisse und Gege- 
benheiten die jetzt bestehenden guten Erfolgsaus- 
sichten für die Ost-West-Verhandlungen, die bei- 
derseitigen und ausgewogenen Truppenverminde- 
rungen, die Konferenz über Sicherheit und Zusam- 


menarbeit in Europa und die Begrenzung der strate- 
gischen Rüstung; 

empfiehlt dem Rat, 

die Mitgliedsregierungen zu ersuchen: 

1. den europäischen Beitrag zur westlichen Vertei- 
digung weiterhin insbesondere dadurch zu ver- 
bessern, daß sie dafür sorgen, daß alle Aspekte 
des europäischen Programms zur Verbesserung 
der Verteidigung uneingeschränkt verwirklicht 
werden und daß die gemeinsame Rüstungspro- 
duktion aktiv nach den Empfehlungen des Stän- 
digen Rüstungsausschusses und der Übersicht der 
Eurogruppe über die Hauptwaffensysteme in den 
nationalen Programmen, nach ihrer Aufstellung 
über Projekte, die besondere Anstrengungen er- 
fordern, sowie nach der von den Verteidigungs- 
ministern am 5. Dezember 1972 Unterzeichneten 
Erklärung über die Grundsätze der Zusammen- 
arbeit bei der Ausrüstung betrieben wird; 

2. offiziell anzuerkennen, daß die verteidigungs-, 
wirtschafts- und währungspolitischen Beziehun- 
gen zwischen Europa und den Vereinigten Staa- 
ten in enger Beziehung zueinander stehen, und 
den Versuch zu unternehmen, von den Vereinig- 
ten Staaten in Verbindung mit jedem Ost-West- 
Abkommen über beiderseitige und ausgewogene 
Truppenverminderungen eine ähnliche Verpflich- 
tung betreffend die Höhe der amerikanischen 
Streitkräfte in Europa zugesichert zu bekommen 
wie die vom Vereinigten Königreich anläßlich 
der Modifizierung des Brüsseler Paktes seinen 
Verbündeten gegenüber abgegebene Verpflich- 
tung, die als Vorbedingung für jedes zwischen 
den Verbündeten geschlossene Abkommen über 
die Strategie der Zukunft angesehen wird; 

3. den besonderen Problemen und Anforderungen 
der europäischen Verteidigung ungeachtet der 
Höhe des bei den Verhandlungen über beider- 
seitige und ausgewogene Truppenbeschränkun- 
gen festgelegten Truppenbestandes ständige Auf- 
merksamkeit zu widmen; mit den der gemäß 
Richtlinie 43 auszuführenden Untersuchung über 
die Aufstellung von Streitkräften an der Zen- 
tralfront beauftragten Personen uneingeschränkt 
zusammenzuarbeiten und ihnen einen größtmög- 
lichen Zugang zu den entsprechenden Informa- 
tionsquellen zu ermöglichen; 

4. sicherzustellen, daß ein Ost- West- Abkommen 
über beiderseitige und ausgewogene Truppen- 
verminderungen nicht zur Schaffung einer neu- 
tralen Zone in Mitteleuropa führt; 
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5. der Einrichtung eines ständigen Organes im An- 
schluß an eine Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa nur dann zuzustimmen, 
wenn die Sowjetunion dem Westen auf anderen 
Gebieten angemessene Konzessionen macht; 

6. mit Nachdruck darauf zu bestehen, daß in mög- 
lichen weiteren Abkommen im Anschluß an die 
Gespräche zur Begrenzung der strategischen Rü- 
stung den Verbündeten der Vereinigten Staaten 
keine Beschränkungen hinsichtlich der Weiter- 
gabe von Waffen oder technologischen Erkennt- 
nissen auferlegt werden. 



